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Michael Haller

Politisierung des Kulturellen?
Zum Funktionswandel des Kulturjournalismus

in der Mediengesellschaft

Als sich am 30. Januar 2003 der Todestag Mahatma
Gandhis zum fünfundfünfzigsten Mal jährte, wäre
dies ein schöner Anlass gewesen, im politischen
Teil der Zeitungen über den Niedergang der Idee
der Gewaltlosigkeit in den Zeiten des Terrorismus
einen Kommentar zu schreiben. Die Frankfurter
Allgemeine Zeitung (FAZ) brachte zwei Wochen
später eine genaue Beschreibung der Gewaltver-
hältnisse im heutigen Indien vor dem Hintergrund
des politischen Konflikts mit Pakistan. Der Bericht
erschien im Feuilleton (FAZ vom 17. 2. 2003) – wie
schon viele dem Reich der Beliebigkeit entflohene
Politikanalysen und -kommentare zuvor. „In die-
sem Krieg werden wir alle dümmer und gemeiner“,
lesen wir eine Woche später im Aufmacher des
Feuilletons der Süddeutschen Zeitung, der über
den soeben ausgebrochenen „Weltbürgerkrieg“
mit der Keckheit des Ahnungslosen schwadroniert.
Seine Überschrift scheint Programm: „Dümmer
gehts immer.“

Das war nicht immer so. Das verehrte Feuilleton
der deutschen Publizistik – Umschlagplatz der
aktuellen Kulturkritik, Brennpunkt der kulturpoli-
tischen Analysen, Forum für die Gestaltungskraft
der deutschen Sprache? Tempi passati.

I.

Sobald das aktuelle politische Geschehen die Mög-
lichkeit eröffnet, Hintergründiges oder Grundsätz-
liches zu erörtern – und wann tut es dies nicht? –,
findet sich ein wortmächtiger Beitrag im Feuille-
ton. Und dies nicht nur zum Thema Politik. Annä-
hernd jedes gesellschaftspolitische Thema, sofern
es nur schlagzeilenträchtig oder irgendwie folgen-
reich erscheint, liefert den Feuilletonisten Stoff für
Kabale und Kontroverse: Rentenprobleme und
Gesundheitsvorsorge, Börsencrash und Friedens-
sicherung, der Antiamerikanismus der Franzosen
und die Frankophobie der Amerikaner: Kaum ein
Talkshow-Thema, für das sich das Feuilleton einer
der überregionalen Tageszeitungen nicht längst
schon stark gemacht hätte. Das Feuilleton scheint
sich zu einem Meta-Ressort mit Allzuständigkeit
aufgebläht zu haben, dem nichts zu groß oder zu

entfernt erscheint. Das dem Feuilleton ange-
stammte Sachgebiet – die Kulturpolitik, die Veran-
staltungskultur inklusive Belletristik, die „kleine
Form“ des literarischen Textes – findet sich zusam-
mengedrängt auf den hinteren Seiten, wo nur noch
die kleine Schar der unerschütterten Kultur-
freunde unter den Lesern hinfindet.

Vom Kritiker und Rezensenten zum Leitartikler
des Beliebigen: Zu dieser Ausdehnung des The-
menfeldes entschlossen sich die Blattmacher
bereits kurz nach der Wende. Damals penetrierte
das Politische in Gestalt der Spitzel-Biographien
einst renommierter DDR-Literaten das Feuilleton.
„Die Literaturkritik musste erkennen, dass sie aus
der Literatur nichts über die politische Wirklich-
keit, aus der politischen Wirklichkeit aber viel
über die Literatur lernen konnte“, rekapitulierte
der Feuilletonchef der Zeit, Jens Jessen, früher
FAZ-Feuilletonist, jene Ära der doppelten Wende.
Plötzlich entdeckte man Kulturjournalisten, wie
sie in der Rolle des Rechercheurs in der Gauck-
Behörde saßen und IM-Akten durchforsteten oder
auf Interviewreise waren.

Man kann sich streiten, ob damals die Politisierung
des Feuilletons einem inneren Bedürfnis ent-
sprach. Das Argument, es hätten sich immer weni-
ger Leser für die erstarrten Rezensionsrituale
interessiert, hat einiges für sich. Vermutlich wäre
das tradierte Feuilleton eines Tages mangels
Leserinteresse weggeschrumpft wie weiland die
„Gelehrten Artikel“. Ebenso triftig ist der Ein-
druck, dass die Politikressorts der großen Medien
im aktuellen Ereignisgewusel der deutsch-deut-
schen Annäherung den Blick für die größeren
Zusammenhänge verloren hatten. Man wollte
tagesaktuell berichten und nur berichten – und
wurde blind für den Hintergrund. Die ersten hin-
tergründig geschriebenen Reportagen über die
kulturellen Brüche und Verwerfungen im Prozess
der Wiedervereinigung standen nicht im Politik-
teil, sondern im Feuilleton. Jedenfalls war das
Nachrichten- und Politikressort mit dem Problem-
thema Deutschland während vieler Monate heillos
überfordert – nicht anders als kurz darauf die Wis-
senschaftsjournalisten mit dem ethisch komplizier-
ten Thema Biogenetik und wenig später die Wirt-
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schaftsjournalisten mit der Glitzerwelt des E-Com-
merce.

Ihre neue Rolle machte den Feuilletonisten auch
Spaß, weil sie ihren Hang zum Abgründigen mit
der dem Genre eigenen Mischung aus Bericht,
Analyse und Meinung auf dem ungewohnt bedeu-
tungsvollen Terrain des Politischen ausleben konn-
ten. Und mit der Überzeugung war man oft
rascher bei der Hand als mit dem strapazierenden
Sachverstand. Die Trennung zwischen Nachricht
und Meinung hielt mancher Feuilletonist ohnehin
für eine grausame Amputation des freien Geistes.

II.

Das Feuilleton als Forum der Politisierer, aber
auch als Ort des Schauderns angesichts gesell-
schaftlicher Offenbarungen: Diese Rolle ist nicht
neu; neu ist allein die mediale Gesamtinszenie-
rung. Vor zweihundertunddrei Jahren, am 22. Juni
1800, platzierte sich das Feuilleton erstmals „unter
dem Strich“ der Politikberichterstattung (im Pari-
ser „Journal des Débats“; deutsche Blätter folgten
dem Beispiel), zunächst als Vorschule der Ästhetik
mit dem tieferen Zweck der Kultivierung des
Geschmacks, bald darauf als Herold des Tiefsinns:
„Was nicht in der Wahrheit steht, das stirbt“,
wusste der Feuilletonist Fontane.

Der Gestus des Kulturkritikers verschmolz in der
Zeit des Vormärz mit der Rolle des politisierenden
Kritikers, der die Zeitläufte mit der strengen
Miene des Moralisten, später dann mit dem weit-
schweifenden Auge des Utopisten durchschaut.
Daraus wurde eine beliebte Sparte, die gleichsam
unterhalb des Kontrollblicks der Zensoren mit
abstrakt-akademischen Pamphleten die Debattier-
runden in den Salons bediente.

Mit der Vergesellschaftung der Hochkultur unter
der Maxime der „Erziehung des Menschenge-
schlechts“ (Lessing) von der Barbarei zur Sittlich-
keit, dann mit dem auf Selbstverständigung gerich-
teten Interesse des erstarkenden Bürgertums,
zuletzt mit der Alphabetisierung und folgerichtig
der Kommerzialisierung der Kulturproduktion
etablierte sich zum Ausgang des 19. Jahrhunderts
das Feuilleton auch in den deutschen Tageszeitun-
gen. Neue Ressorts wurden geschaffen, Berichter-
statter und Rezensenten als Redakteure verpflich-
tet, um das kulturelle Geschehen zu popularisieren
und ihm möglichst spektakuläre Seiten abzuge-
winnen. Man erinnert sich an das Grausen der
Stilisten der Hochkultur, die sich über die schrä-
gen Töne des modischen „Feuilletonismus“ der
„Schreiberlinge“ (Karl Kraus) empörten.

Die Verleger der Großstadtzeitungen indessen
begriffen rasch, dass dieser populäre „Kulturjour-
nalismus“ zum Garant für publizistisches Renom-
mee geworden war. Edelfedern wurden an- und
abgeworben, Schriftleiter transferiert. Eine neue
Darstellungsform – zwischen Essay, Betrachtung
und Analyse angesiedelt – sollte die schon fünfzig
Jahre zuvor proklamierte „Emancipation der
Prosa“ (Theodor Mundt) auf Augenhöhe der
Leserschaft vollziehen. Geschichten von der Front
der Forschung, romanhafte Storys über die Kultur-
prominenz mit ein bisschen Herzschmerz, Fortset-
zungsromane aus der Welt der Fiction – dies war
das Amalgam des neuen, aufs Spektakuläre gerich-
teten Kulturjournalismus der Jahrhundertwende.
Ein Marktplatz auch der Eitelkeiten, auf dem die
neuen Ich-Kritiker „das Bühnenwerk mit einem
Sprachkunstwerk beantworten“ wollten (Siegfried
Jakobsohn).

Die Ausdehnung des Kulturbegriffs ging einher
mit der veränderten Rolle der Tagespresse, die
sich nun auch mit den sozialen Gegensätzen
der Klassengesellschaft befasste. Sozialkritische
Essays, Schilderungen und Reportagen entstanden
unter der Regie von Kulturjournalisten. In den
Vereinigten Staaten gab es die recherchierten
Berichte der „Muckrakers“, darunter die journalis-
tischen Schriftsteller Upton Sinclair und Ida Tar-
bell. In Prag und Wien waren es Sozialreporter wie
Egon Erwin Kisch und Max Winter, in den deut-
schen Blättern vor allem die Feuilletonisten
Benno Reifenberg, Joseph Roth, Siegfried Kra-
cauer und Kurt Tucholsky, deren Texte „das
Gesicht der Zeit zeichnen“ (Joseph Roth) und
deren politische Hintergründe ausleuchten sollten.
Kracauer erkannte die über das Subjektive der
Kulturbetrachtung weit hinausgehenden Möglich-
keiten des neuen Kulturjournalismus, soweit er
den aktuellen Zustand der Gesellschaft zum
Thema nahm. Er gab ihm zur Aufgabe, die sozi-
alen Probleme konkret zu beschreiben und plä-
dierte für eine journalistische Methode, die Beob-
achtung (Erfahrungswissen) und analytische
Reflexion (theoretisches Wissen) zu „Denkbil-
dern“ (Walter Benjamin) zusammenfügen sollte.

Diesen hintergründigen Kulturjournalismus hat
der Nationalsozialismus zerstört. An seine Stelle
setzte er „das 3. politische Ressort“ als Huldigung
an den Rassenwahn. Das Feuilleton der fünfziger
und sechziger Jahre blieb aus Scheu vor diesem
Politikmissbrauch vollständig traditions- und
gedächtnislos. Es erneuerte die Pflege der Veran-
staltungskultur nach dem Muster des Fachjournali-
sten, der seine Kompetenz über den möglichst
intensiven Gebrauch der Fachsprache unter Ein-
satz komplizierter Satzstrukturen zum Ausdruck
bringt.
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III.

Das in den neunziger Jahren neu etablierte, auf die
gesellschaftspolitische Themenpalette zugreifende
Kulturressort gründet demnach in einer Tradition,
deren Merkmal der doppelte Kulturbegriff ist:
sowohl für die politische Kultur als auch für die Kul-
tur des Politischen zuständig zu sein – und den beide
verbindenden Hintergrund als Bühnenbild des Zeit-
geists zu beschreiben. Diese doppelte Zuständigkeit
ergibt gerade heute unter dem Leitbild des Werte-
pluralismus durchaus Sinn.

Die sich als offen verstehende Zivilgesellschaft
zeigt sich nicht gewillt, einem autoritären Normen-
geber zu folgen; sie möchte vielmehr ihre Orientie-
rung aus sich selbst finden – jedenfalls ihrem
Anspruch nach. Die moralischen Eigenschaften
eines Superstars; die Frage nach der Legitimation
eines Militärschlags gegen den Irak; die Zulässig-
keit der Zellklonung an sich oder nur für sich; das
Flaschenpfand und das kulturell notwendige Maß
an Umweltschutz; die Sozialverträglichkeit frem-
der Ethnien in Regionen, wo jeder vierte Erwach-
sene erwerbslos ist; die institutionelle Sicherung
der Homo-Ehe; die Aufhebung der bürgerlichen
Ordnung am Beispiel der Ladenschlusszeiten: Die
Zahl der normativ fundierten Themen nimmt zu,
die diese Gesellschaft als Probleme der Selbst-
steuerung begreift – und auch selbst lösen möchte.

So eignet sich das gewandelte Feuilleton als
Forum, um die mit diesen Problemfragen verbun-
denen Wertekonflikte öffentlich zu diskutieren.
Die Kulturjournalisten sollten hier die Rolle des
öffentlichen Moderators übernehmen und dafür
Sorge tragen, dass die Zivilgesellschaft ihrem
Selbstanspruch nahe kommt: Dies wäre der neue
Modus der politischen Kultur.

IV.

Solche von den Medien inszenierte Diskurse sind
indessen schwierig zu führen und stets gefährdet, in
die Trivialisierung durch das Entertainment abzu-
gleiten: Palaver statt Diskurs. Doch das größte
Risiko sehe ich in der wachsenden Selbstreferenz
medialer Kommunikation: Wenn die Medien selbst
als die Kultur erscheinen, über die sie berichten.
Wenn Medienveranstalter vorherrschende Auffas-
sungen immer weiter verstärken, um ihre Reichwei-
ten zu sichern. Oder wenn Medienakteure sich als
Meinungsführer selbst in Szene setzen und so den
Meinungstrend zementieren, wie dies in den USA

zu beobachten ist, wo der nach dem 11. September
2001 von den Medien in Gang gesetzte Prozess
gesellschaftlicher Orientierung umkippt in den sich
steigernden Meinungsterror des Mainstream, gegen
den zu publizieren sich keines der Mainstream-
Medien mehr getraut. Diese in den USA derzeit zu
beobachtende Hysterisierung der öffentlichen Mei-
nung durch mediale Rückkoppelung speist sich aus
vielen Quellen. Eine davon mag der Umstand sein,
dass es dort – von einigen intellektuellen Zeitschrif-
ten und Internetforen abgesehen – praktisch keinen
Kulturjournalismus gibt, der über den Zirkel des
Cultural Entertainment hinausblickt, den Zustand
der Gesellschaft kritisch unter die Lupe nimmt und
die Befunde öffentlich diskutiert.

Die mediale Rückkoppelung bremsen und Außen-
referenz herstellen: Genau dies könnte der neue
Kulturjournalismus erreichen, sofern er nicht nur
Beliebigkeiten aufgreift und politisiert, vielmehr
die heikle Rolle des thematisierenden Moderators
ausfüllt. Um die einleitend genannten Beispiele
aufzugreifen: Indem er einen kosmopolitischen
Moslem aus dem Irak und einen Hindu-Geistli-
chen aus Indien einlädt, den versteckt-militanten
Fundamentalismus in unserer Gesellschaft mit
dem prüfenden Blick des Außenstehenden zu
lokalisieren und zu beschreiben.

Solche Feuilletons böten genügend Stoff für eine
facettenreiche öffentliche Diskussion, die der
Selbstaufklärung auch wirklich dient.
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Oliver Scheytt

Künste und kulturelle Bildung als Kraftfelder
der Kulturpolitik

I. Begründungsmuster für
Kulturpolitik

Die Kulturpolitik ist nach einer Phase des Auf-
bruchs und des Wachstums während der siebziger
Jahre in der Folgezeit in die Defensive geraten. In
der Aufbruchphase der „Neuen Kulturpolitik“
hatte diese proklamiert, Kulturpolitik sei Gesell-
schaftspolitik, und sie hat dieses Motto zu dem
Programmsatz „Kultur für alle und von allen“ ver-
dichtet. In den achtziger und neunziger Jahren
wurden kulturpolitische Diskussionen auf der
Grundlage eines weiten Kulturverständnisses
geführt, das eine Vielzahl ganz unterschiedlicher
Kulturbegriffe zu integrieren suchte.1 Dieses Ele-
ment zeitgemäßer Kulturpolitik wurde letztlich
aus der Praxis der Soziokultur übernommen. Ohne
einen solchen weiten Kulturbegriff würden wir in
der Tat die Herausforderungen in diesem gesell-
schaftlichen Feld nicht wirklich verstehen können,
uns in Abgehobenheit verlieren. Der weite Kultur-
begriff, der den Blick für die Vielfalt der kulturel-
len Erscheinungsformen und Anbieter geöffnet
hat, ist inzwischen nicht nur die Basis für die
Arbeit der Kultureinrichtungen, sondern auch für
die Reflexion der ästhetischen Dimension kultur-
politischer Entscheidungsfindung.2

Bisweilen haben wir jedoch die Kultur eher als
Mittel zum Zweck und nicht als Selbstzweck ange-
sehen: Kultur als Kreativitätsfaktor, als Standort-
faktor, Kultur als Imagefaktor, als Lebens- und
Überlebensmittel. Anders gesagt: Manchmal ging
es mehr um „Kultur für alles“ als um „Kultur für
alle“. Solche inhaltlichen Defizite waren in gewis-
ser Weise „im Projekt einer primär sozial motivier-
ten neuen Kulturpolitik angelegt“3. Gleichwohl
war diese neue Kulturpolitik äußerst erfolgreich.

Die Entwicklung des Museums- und Theaterbe-
suchs, die Vielzahl und Vielfalt hochklassiger kul-
tureller Ereignisse, aber auch die Soziokultur zei-
gen das in beeindruckender Weise. In diesem
Sinne war „Kultur für alle“ zweifellos ein Erfolgs-
motto.

Angesichts der schwierigen Situation der öffentli-
chen Haushalte sind es vor allem zwei Argumenta-
tionsstränge, mit denen sowohl der Erhalt als auch
der Ausbau kultureller Einrichtungen und damit
ein Fortschreiben des Mottos „Kultur für alle und
von allen“ immer wieder begründet werden:

– Die Kultur müsse sich gegen andere gesell-
schaftliche Felder behaupten, wenn die Ge-
sellschaft nicht elementare Substanzverluste
(Utopieverlust, Humanitätsverlust, Phantasie-
verlust, Freiheitsverlust, Gerechtigkeitsverlust)
erleiden solle. Dabei wird Kulturpolitik – das
ist die implizite Voraussetzung dieses Argu-
mentationsganges – durchweg zur zentralen
Voraussetzung für „Kultur“ erklärt.

– Kultur wird zumeist mit „Kunst“ und „Hochkul-
tur“ – inzwischen mitsamt der Soziokultur –
gleichgesetzt. „Kunst“ und „Hochkultur“ müss-
ten sich gegen die moderne „Massenkultur“
behaupten, deren Wirkung sich im Wesentlichen
auf flache Unterhaltung reduziere.

Beide Argumente sind jedoch brüchig geworden,
reichen zur Begründung von Kulturpolitik heute
bei weitem nicht mehr hin: Zum einen finden wir
kaum mehr richtige Antworten auf die Frage, nach
welchen Kriterien sich die Grenzen zwischen
„Hochkultur“ und „Massenkultur“ ziehen lassen.4

Tragen diese Begriffe inhaltlich und soziologisch
überhaupt noch? „Massenkultur“ ist keineswegs a
priori mit Niveaulosigkeit gleichzusetzen; umge-
kehrt gibt es „Hochkultur“ von bisweilen jämmer-

1 Siehe dazu die unterschiedlichen Beiträge in dem Sam-
melband von Oliver Scheytt / Michael Zimmermann (Hrsg.),
Was bleibt? Kulturpolitik in persönlicher Bilanz, Essen 2001.
2 Vgl. Michael Naumann, Was ist Kultur? Über gesell-
schaftliche Selbstvergewisserung in Zeiten der Moderne, in:
ders., Die schönste Form der Freiheit, Berlin 2001, S. 33 – 62.
3 Julian Nida-Rümelin, Perspektive 2000 – Heraus-
forderungen an die Kulturpolitik, in: Kulturpolitische Mit-
teilungen, Nr. 89 (II / 2000), S. 24.

4 Wolfgang Thierse spricht in diesem Zusammenhang zu
Recht von einer vielgestaltigen, sich ständig wandelnden
„demokratischen Kultur“, die „immer der Raum einer men-
schenverträglichen Ungleichzeitigkeit“ sei. „Kultur meint in
diesem Sinne das jeweils geistig und ästhetisch Heraus-
fordernde, die phantasievolle Kritik, das Neue jenseits der
abgegriffenen Normalität und nicht zuletzt auch die kluge
und anregende Unterhaltung.“ Wolfgang Thierse, Kultur-
politik im Vakuum?, in: Kulturforum der Sozialdemokratie
(Hrsg.), Kulturnotizen, 5 / 2001, S. 5 – 18.
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licher Qualität und Kreativität. Für manche Sekto-
ren der „Hochkultur“ wie die Literaturproduktion,
die bildende Kunst oder auch den Jazz spielen
kommunale und staatliche Kulturpolitik eine ganz
untergeordnete Rolle. Zum anderen können die
erwähnten Behauptungen von Substanzverlusten,
die nach gängiger Argumentation bei der Reduzie-
rung von kulturellen bzw. kulturpolitischen Lei-
stungen drohen, auch untereinander in Streit gera-
ten. So könnte man im Finanzierungs-Konfliktfall
ein Theater und ein soziokulturelles Zentrum über
Begriffspaare wie „Freiheitsverlust versus Gerech-
tigkeitsverlust“ oder „Utopieverlust versus Huma-
nitätsverlust“ durchaus gegeneinander in Stellung
bringen.

Als besonders schwierig erweist sich die Begrün-
dung kulturpolitischer Einzelentscheidungen, da
sie erstens eine Gewichtung ethischer und ästheti-
scher Urteile voraussetzt, zweitens oft primär von
ihrerseits notwendigen und begründeten äußeren
Faktoren wie der demokratischen Konsens- oder
Mehrheitsbildung abhängt, die neben kultur-
politischen auch sozial- oder wirtschaftspolitische
Aspekte zu berücksichtigen hat.

Angesichts der Komplexität und Vielgestaltigkeit
kulturpolitischer Begründungsmuster ist es nicht
verwunderlich, dass sich in der kulturpolitischen
Debatte verschiedene Perspektiven herausgebildet
haben, aus denen heraus Kulturpolitik betrachtet
wird. Sie führen zu einer Reduktion der Komple-
xität durch eingeschränkte Perspektive. Dabei
haben sich vor allem folgende drei Begründungs-
ansätze herausgeschält:5

– Zum einen wird Kulturpolitik „von der öffent-
lichen Hand her“ begründet: Kultureinrichtun-
gen sind auch bei knapper werdenden Mitteln
zu erhalten. Es geht um die „Aufrechterhaltung
des Kulturbetriebs“. Hierbei spielen Qualitäts-
gesichtspunkte zwar eine Rolle, doch der
Abbau von Standards wird im Zweifelsfall hin-
genommen. Dabei steht oft die Wahrung
berufsständischer Interessen oder fachlicher
Positionen vorne an.

– Zum zweiten wird Kulturpolitik „von den
Bürgern her“ fundiert. Freiwilligenarbeit, bür-
gerschaftliches und ehrenamtliches Engage-
ment können und sollen danach die öffentli-
che Förderung ergänzen, wenn nicht gar
ersetzen.6 Doch auch diese Sichtweise ist eher

traditionell. Es geht dort zwar um das Auf-
greifen bürgerschaftlicher Initiative, doch
diese soll im Wesentlichen auf die Stützung
öffentlicher Kultureinrichtungen im Rahmen
ihrer bisherigen Programmatik ausgerichtet
werden.

– Kulturpolitik wird schließlich, drittens, „von
der Ökonomie her“ gedacht.7 Dieses Argumen-
tationsmuster setzt auf Kultur als Standortfak-
tor, auf die volkswirtschaftliche Bedeutung von
Kunst und Kultur, auf Arbeitsplätze und das
effektive Wirtschaften mit öffentlichen Gel-
dern im Rahmen der Kulturbetriebe.

Diese drei Perspektiven helfen zwar bei der Ana-
lyse der „Kulturpolitik als Gesellschaftspolitik“
weiter. Doch bedürfen kulturpolitische Begrün-
dungen letztlich einer integrativen Argumentati-
onsstruktur: Diese umfasst inhaltliche Ansätze –
denn der öffentliche Gestaltungsauftrag bezieht
sich auf Inhalte wie Theater, Musik und Literatur
– sowie die Ausgestaltung von Partnerschaften mit
den vielfältigen Akteuren und Trägern des kultu-
rellen Lebens im öffentlichen, privaten und unter-
nehmerischen Bereich.

Ich halte es unter diesen Vorzeichen für geboten,
eine kulturpolitische Offensive einzuleiten, die
zwei inhaltliche Kraftfelder und für die Kulturpoli-
tik zentrale argumentative Ausgangspunkte hat:

– Das erste Kraftfeld bilden die Künste; sie sind
gleichsam der „Motor“ der Kultur;

– das zweite Kraftfeld ist die kulturelle Bildung,
die kreative Allianz zwischen Bildung, Kunst
und Kultur.

In diesem Beitrag wird der Versuch unternommen,
vor dem Hintergrund einer „Kulturpolitik als Ge-
sellschaftspolitik“ diese beiden Kraftfelder der Kul-
turpolitik – die Künste und die kulturelle Bildung –
zu fokussieren und die Begründungsmuster für Kul-
turpolitik in einer neuen, integrativen Argumenta-
tionsstruktur zusammenzuführen: Staat und Kom-
munen haben die kulturelle „Grundversorgung“ in
Verantwortungspartnerschaft mit anderen Akteuren
und dabei insbesondere die Förderung und Entfal-
tung der Künste sowie qualitätsvolle Angebote der
kulturellen Bildung zu gewährleisten.

5 Vgl. die instruktiven Analysen dazu von Dieter Kramer,
Handlungsfeld Kultur: Zwanzig Jahre Nachdenken über
Kulturpolitik, Essen 1996, insbesondere S. 13 ff. und 32 ff.
6 Einen umfassenden Überblick geben zu diesem kultur-
politischen Handlungsfeld die Dokumentationen der Kultur-
politischen Gesellschaft Nr. 55 und 59; vgl. ferner Bernd
Wagner (Hrsg.), Ehrenamt, Freiwilligenarbeit und bürger-

schaftliches Engagement in der Kultur, Bonn 2000, sowie
Bernd Wagner/Kirsten Witt, Engagiert für Kultur. Beispiele
ehrenamtlicher Arbeit im Kulturbereich, Bonn 2003.
7 Siehe dazu aus der Fülle der Veröffentlichungen zu die-
sem Thema den Sammelband von Hilmar Hoffmann (Hrsg.),
Kultur und Wirtschaft. Knappe Kassen – Neue Allianzen,
Köln 2001.
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II. Kulturpolitik ist Gesellschafts-
politik

Wir sollten Kultur konsequent von der Gesell-
schaft und deren Entwicklungstrends her denken.
Kulturpolitik wird nur dann vor den neuen Her-
ausforderungen bestehen, wenn wir sie immer von
neuem als Gesellschaftspolitik gestalten und
begründen. Ich sehe hier vor allem drei ebenso
weit reichende wie langfristige Herausforderun-
gen: Medialisierung, Globalisierung, Individuali-
sierung.

– Einer Medialisierung, die mit Blick auf den
Kommerz und im Kampf um Einschaltquoten
Gefahr läuft, ihre Informations- und Bildungs-
chancen preiszugeben, sollten wir die Phantasie
und Kraft der Künste entgegenstellen.

– Die Globalisierung bedarf der Orientierung
durch universelle Werte, durch die Menschen-
und demokratischen Grundrechte, durch eine
(neue) Verbindung von Kultur und Nachhaltig-
keit8 und auch durch eine wohlverstandene
Geschichtskultur, welche die Fragen „Woher
kommen wir? Wo stehen wir? Wohin gehen
wir?“ ebenso orts- wie weltverbunden themati-
siert.

– Dem Trend zur Individualisierung steht zumin-
dest in Deutschland bislang ein einseitig eta-
tistisches Selbstverständnis der Kulturpolitik
gegenüber, das es im Hegelschen Sinne „aufzu-
heben“ gilt: Kultur braucht die Zivilgesell-
schaft, braucht die Kraft der Individuen. Sie
lebt aber auch von der Vielfalt der Kulturen,
von der produktiven Auseinandersetzung zwi-
schen diesen Kulturen. Umso wichtiger ist es,
das Verbindende und das Verbindliche für die
Gemeinschaft der Kulturen und die Gesell-
schaft der Individuen herauszuarbeiten. Kultur-
politik und kulturelles Tun, vor allem kulturelle
Bildung, können dazu einen konstitutiven Bei-
trag leisten.

Kultur bietet angesichts eines schwierigen gesell-
schaftlichen Wandels darüber hinaus Chancen, den
Zusammenhalt, die Innovations- und Reflexions-
fähigkeit einer Gesellschaft zu bewahren. Das
Bemühen um kulturelle Integration fußt heute auf
der Anerkennung multikultureller und auch sonst
ganz unterschiedlicher gesellschaftlicher Sekto-
ren. Künstliche Homogenisierung und einheitliche
Identität können also nicht das Ziel sein. Es geht

vielmehr um das Angebot zu neuen Verbindungen,
um kreative Kontakte, um gegenseitige Beeinflus-
sung und wechselseitiges Lernen und Sensibilisie-
rung für (fremde) Denk- und Handlungsformen –
kurz: um kulturelle Netzwerke und kulturelle Viel-
falt. Abzuzielen ist dabei auf ein Verständnis von
Kultur, das über den nationalstaatlichen Rahmen
hinausreicht. Dieser Blick ist global. Das ist auch
insofern erforderlich, als man der Ökonomie das
Feld der Globalisierung nicht allein überlassen
sollte.9

Die stillste und zugleich effektivste Weise, Herr-
schaft zu sichern, besteht darin, unliebsame The-
men aus dem Bewusstsein der Öffentlichkeit aus-
zuschließen. Affirmative Kultur betreibt dann die
Dethematisierung gesellschaftspolitischer Proble-
me, wenn sie ein Bild fördert, das es jenen auf der
Sonnenseite leicht macht, Schattenseiten nicht zur
Kenntnis zu nehmen. Kulturpolitik sollte dagegen
Orte für einen Diskurs bereithalten, der den
(selbst)kritischen Blick fördert und Problemlösun-
gen im Auge behält, deren Leitpunkte gesell-
schaftliche Integration, soziale Gerechtigkeit und
kreative Phantasie sein könnten.

Eine Kulturpolitik, die vorrangig auf ökonomische
Zuwächse ausgerichtet wäre, würde schnell dazu
neigen, das längst Anerkannte zu Lasten des
Experimentellen zu bevorzugen. Das schafft
gerade nicht das Klima, in dem Innovation und
Emanzipation, Engagement und Autonomie wach-
sen. Kulturpolitik sollte deshalb Gelegenheiten
schaffen, bei denen sich Unbekanntes, Unvorher-
sehbares und eben auch Unbequemes entfalten
kann. Das macht die Anstrengung erforderlich,
Räume für Experimentelles und für die Künste
bereitzuhalten und sie zugleich als Frei-Räume
unbeaufsichtigt zu lassen.

III. Die Künste in der Kultur

Vor diesem Hintergrund sollten wir Kulturpolitik
viel radikaler von den Künsten und ihren nicht nur
den eigenen Gegenstandsbereich erschließenden
ästhetischen Möglichkeiten her denken. Die Rolle
der Künste in Kultur und Gesellschaft sollte mei-
nes Erachtens der zentrale Bestimmungsfaktor der
Kulturpolitik sein. Diese Rolle der Künste sollte
innerhalb, aber auch jenseits traditioneller Kultur-
institutionen bedacht werden. Selbstverständlich
brauchen wir auch in Zukunft Theater, Museen

8 Vgl. Monika Griefahn, Nachhaltigkeitspolitik und Kul-
turpolitik – eine Verbindung mit Zukunft?, in: Hildegard
Kurt / Bernd Wagner (Hrsg.), Kultur – Kunst – Nachhaltig-
keit, Bonn 2002, S. 59 – 68.

9 Vgl. dazu Bernd Wagner, Ökologische Nachhaltigkeit und
Entwicklungszusammenarbeit, in: Tina Jerman (Hrsg.), Zu-
kunftsFormen: Kultur und Agenda 21, Essen 2001, S. 43 – 56,
insbes. S. 49 ff.
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und Philharmonien. Die Kulturinstitutionen haben
zunächst auch die öffentlichen Anforderungen der
kulturellen Ebene zu vermitteln und neu zu inter-
pretieren. Es geht jedoch auch darum, zu fördern,
„was es schwer hat“, Innovationen anzustoßen,
dem Experiment Raum zu geben. Denn die Küns-
te leben vom Wagnis, sie entfalten Visionen, sie
irritieren.

Kunst ist geprägt von Subjektivität. Oder mit Mar-
cel Duchamps: „Kunst ist die einzige Tätigkeits-
form, durch die der Mensch als Mensch sich als
wahres Individuum manifestiert.“ Erleben und
ästhetische Reflexion tragen subjektiven Charak-
ter. Wir produzieren in Kunst und Kultur sowie als
Kulturverantwortliche keine Gleichförmigkeit, es
geht vielmehr um die Möglichkeit individueller
Entfaltung und individualer Wahrnehmung. „Das
Medium der Kunst, der Literatur, des Films, des
Tanzes, der Musik ist wie kaum ein anderes geeig-
net, das Transzendieren der eigenen kulturellen
Identität zu befördern und erst dadurch sich des
Eigenen bewusst zu werden.“10 Bilder, Theater-
und Opernaufführungen, Kompositionen, Tanz-
performances, Filme oder Fotografien stellen uns,
unsere Erfahrungen und Voreingenommenheiten
infrage. Wir werden von bildenden Künsten und
Autoren, Regisseuren und Schauspielern, den
Musikern und Tänzern dazu gebracht, einen eige-
nen Standpunkt zu suchen zu dem, was wir hören,
sehen, erleben und erfahren. So bewegen wir uns
aus der künstlerischen Verunsicherung zu einer
eigenen Haltung: zu „Eigen-Sinn“ (Oskar Negt).
Eigene Sinne entfalten, sich wehren gegen die
Ent-Eignung der Sinne, beharren auf eigener
Wahrnehmungs- und Urteilsfähigkeit: das ist
Eigen-Sinn. In dieser Ich-Stärkung, in dieser För-
derung des Eigen-Sinns liegt die Orientierungs-
macht der Kunst.

Ästhetische Erfahrungen lassen sich überdies auf
Wahrnehmungen in einem umfassenden Sinne
beziehen. „Ästhetik“ war zunächst ja das Rubrum
einer philosophischen Disziplin, die ein Wissen
vom Sinnenhaften anstrebte und als episteme ais-
thetike, kurz „Ästhetik“, bezeichnet wurde. Die-
sem weiten Begriffsverständnis folgend möchte ich
Ästhetik als Aisthetik verstehen, „als Thematisie-
rung von Wahrnehmungen aller Art, sinnenhaften
ebenso wie geistigen, alltäglichen wie sublimen,
lebensweltlichen wie künstlerischen“11.

Wahrnehmung ist ein – freilich oft gesellschaftlich
vermittelter – subjektiver Prozess. Der subjektive
Eindruck kann uns durch eine direkte Begegnung
mit einem anderen Subjekt erreichen, vor allem
bei den Zeitkünsten, also mit den jeweiligen
Künstlerpersönlichkeiten, mit dem Schauspieler,
Musiker, Tänzer. Die Wahrnehmung kann aber
auch durch ein Objekt, ein Kunstwerk, durch
einen „designten“ Gegenstand, ein Bühnenbild
oder Analoges ausgelöst werden. Ein Museum
kann „Augenlust“ erzeugen, die sich im Verstand
fortsetzt.

Dabei sollten wir bedenken, dass sich die Produk-
tions-, Vermittlungs- und Vermarktungsbedingun-
gen der Künste gewandelt haben. Wir stellen fest,
dass Kunst in vielfacher Hinsicht das Herge-
brachte relativiert und sich bisweilen gar von ihm
zu verabschieden beginnt:

– von ihrer traditionellen materiellen Basis durch
Virtualisierung;

– von der Trennung in Kunstobjekt und Ge-
brauchsgegenstand;

– vom Verständnis des „fertigen“ Kunstprodukts
durch work in progress;

– vom einzelnen Produzenten sowie von der Ein-
heit von Autor und Werk, etwa in der interakti-
ven Kunst, in der die Öffentlichkeit die Kunst
mitkonstituiert;

– von herkömmlichen Orten wie Theater, Mu-
seen, Galerien oder Konzertsälen.

Kunst entsteht – das ist allerdings nichts Neues –
auch jenseits staatlicher und kommunaler Kultur-
institutionen. Die Übergänge zwischen den Küns-
ten und der Lebenswelt, zwischen öffentlich
geförderter Kunst und Mode/Design/Werbung,
zwischen staatlich getragenen Kulturinstitutionen
und der Kulturwirtschaft sind heute jedoch flie-
ßender geworden. Daraus sind kulturpolitische
Schlussfolgerungen zu ziehen:

– Wenn wir Kulturpolitik stärker von den Küns-
ten her definieren und gestalten wollen, sollten
wir uns darum bemühen, mehr über deren
(zukünftige) Produktionsweisen in Erfah-
rung zu bringen, um unsererseits zeitgemäße
und zukunftsweisende Produktionsbedingun-
gen schaffen zu helfen.

– Wir müssen aufmerksam und sensibel neue
Kunstformen und -bereiche registrieren und
ihnen Entwicklungschancen geben.

– Wir brauchen Ressourcen, Räume und Rah-
menbedingungen für die freie Entfaltung der
Künste, die nicht von den traditionellen Pro-
duktionsbedingungen vorgeprägt sind.

10 Julia Nida-Rümlein, Integration als kulturpolitische
Leitidee in der sozialen Demokratie, in: H. Hoffmann
(Anm. 7), S. 244 – 256, hier S. 256.
11 Wolfgang Welsch, Anästhetik – Fokus einer erweiterten
Ästhetik, in: Wolfgang Zacharias (Hrsg.), Schöne Aussichten.
Ästhetische Bildung in einer technisch-medialen Welt, Essen
1991, S. 79 – 106, hier S. 79.
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IV. Kulturelle Bildung

Sowohl bei Jugendlichen als auch beim traditionel-
len Publikum stoßen wir nicht selten auf Zurück-
haltung und Unverständnis gegenüber den Küns-
ten.12 Das gilt vor allem dann, wenn diese sich in
experimentellen und irritierenden Formen aus-
drücken. Wir sollten uns der Kunst jedoch nicht
„ent-halten“, sondern sie stärker in unsere Lebens-
welt aufnehmen. „Ent-Haltung“ entsteht vor allem
dann, wenn wir uns nicht einlassen auf die Kunst,
der wir begegnen. Deshalb ist es so wichtig, auf
der Grundlage eines ganzheitlichen Bildungsbe-
griffs für Vermittlung, für Verständnis, für Zugang
zu den Künsten sorgen zu helfen.

Bundespräsident Johannes Rau hat deshalb vor
dem „Forum Bildung“ neben der Persönlichkeits-
entwicklung und der gesellschaftlichen Teilhabe
zwei weitere unverzichtbare Ziele der Bildung und
zur Vorbereitung auf den Beruf genannt: „Denken
und Verstehen: das hat zu tun mit dem ganzen
Menschen, mit Leib und Seele, mit Herz und Ver-
stand. Denken und Verstehen: das hat zu tun mit
analytischen Fähigkeiten und Phantasie, mit Ein-
fühlungsvermögen und mit der Fähigkeit, sich
neue Welten zu erschließen. Denken und Verste-
hen: das bedeutet, Orientierung suchen, Orientie-
rung haben und Orientierung geben zu können in
einer Welt, die uns mit immer neuen und immer
mehr Einfällen, Eindrücken und Einsichten über-
häuft.“ Und: „Zum Wissen und zum Können für
morgen gehören auch die Inhalte jener Fächer, die
an den Rand zu geraten drohen, wenn wir nur
noch nach Nützlichkeit und Verwertbarkeit gehen:
Musik, Kunst und Sport . . . Die Begegnung mit
den Künsten kann verhindern, dass aus Bildung
ein trostloses ,Fitmachen für . . .‘ wird. Erst das
,Wohlgefallen ohne alles Interesse‘, wie Kant es
nennt, das jenseits von Funktionalität und Brauch-
barkeit steht, macht den Menschen zum Men-
schen.“13

Bildung ist insofern nicht nur auf theoretisches
Wissen und beruflich unmittelbar verwertbare Bil-

dung, sondern auch auf ästhetische Erfahrung und
Kompetenz sowie auf ethische Reflexion und Wer-
tevermittlung auszurichten. Genau darauf zielt die
kulturelle Bildung. Erst als Bestandteil allgemei-
ner Bildung werden Kunst und Kultur zu konstitu-
tiven Elementen unserer Gesellschaft.14 Das ästhe-
tische Erleben und Erfahren fördert zudem die
ebenso spielerische wie kritische Auseinanderset-
zung mit Fremdbild und Selbstbild. Ästhetische
Erfahrung führt zu Sinn und Sinnlichkeit, stärkt
den Eigen-Sinn, die Wahrnehmungs- und Kritikfä-
higkeit.15 Für die Musik ist inzwischen durch Lang-
zeitstudien sogar nachgewiesen, dass sie auch die
Intelligenz fördert.16

Entscheidend ist meines Erachtens eine möglichst
frühe, nachhaltige, aktive Auseinandersetzung mit
dem breiten Formen- und Gestaltungsspektrum
der Kunst und des künstlerischen Ausdrucks. Das
Sich-Einlassen auf die Künste sollte bereits in Kin-
dergärten und in den Grundschulen praktiziert
und erfahrbar gemacht werden. Es sollte sich
durch alle Lebensstadien und Bildungsangebote
ziehen. Deshalb ist die kulturelle Bildung in mei-
nen Augen das zweite Kraftfeld einer neuen kul-
turpolitischen Offensive.

Kulturelle Bildung lebt von Allianzen für Kreativi-
tät. Die kommunale Kulturpolitik sollte deshalb
einen integralen Ansatz zwischen Kultureinrich-
tungen, örtlichen Bildungsträgern und den Schulen
verfolgen. Dafür ist ein neues Bewusstsein erfor-
derlich. Kognitive Kompetenz, wie sie durch Wis-
sensvermittlung gestärkt wird, steht nach der
Publikation der PISA-Studie allzu sehr im Mittel-
punkt des öffentlichen Interesses. Kulturelle Kom-
petenz, eine „Schlüsselkompetenz für die Kunst
des Lebens“17, sowie die kulturelle Bildung wer-
den in der aktuellen Bildungsdebatte hingegen
sträflich vernachlässigt.

Bislang existieren mit den Musikschulen und mit
dem allerdings nicht flächendeckend vorhandenen
Angebot an Kunstschulen tatsächlich nur für die
Sektoren Musik und Bildende Kunst adäquate
Institutionen der kulturellen Bildung. Für das
Theaterspiel oder gar den künstlerischen Tanz gibt
es seitens der öffentlichen Hand kaum ähnliche

12 Thomas Krüger, Kultur – eine Antwort auf die neuen
Herausforderungen politischer Bildung, in: Kulturpolitische
Mitteilungen, Nr. 95 (IV / 2001), S. 48 – 49, sieht umgekehrt in
Kunst und Kultur ein Medium einer (anderen) Kommunika-
tion mit Jugendlichen auch im Zusammenhang mit poli-
tischer Bildung, insbesondere in der Auseinandersetzung mit
der Kultur und Kunst von Jugendlichen.
13 Rede von Bundespräsident Johannes Rau auf dem ers-
ten Kongress des Forums Bildung am 14. Juli 2000 in Berlin,
Bulletin der Bundesregierung, Nr. 49-1 vom 14. Juli 2000, Zi-
tate: Bl. 6 und 9. Als Überblick über die aktuelle Diskussion
zur kulturellen Bildung siehe das instruktive Themenheft der
Kulturpolitischen Mitteilungen, Nr. 94 (III / 2001).

14 Vgl. Norbert Lammert, Kulturelle Bildung und Moder-
nisierung der Gesellschaft, in: Kulturpolitische Mitteilungen,
Nr. 50 (III / 1990), S. 31 f.
15 Grundlegend und ausführlich dazu Wolfgang Zacharias,
Kultur und Bildung – Kunst und Leben zwischen Sinn und
Sinnlichkeit, Essen 2001, insbes. S. 85 ff.
16 Vgl. Hans Günther Bastian, Kinder optimal fördern –
mit Musik, Mainz 2000, der dort die Ergebnisse einer Lang-
zeitstudie an Berliner Grundschulen zusammenfasst.
17 Vgl. Hildegard Bockhorst, Schlüsselkompetenzen für die
Kunst des Lebens, in: Kulturpolitische Mitteilungen, Nr. 94
(III / 2001), S. 47 – 51.
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Institutionen. In den Schulen wird das Theater-
spiel meist nur in freiwilligen Arbeitsgemeinschaf-
ten gepflegt. Wenig ausgeprägt ist bisher auch das
Zusammenwirken zwischen Schulen und Biblio-
theken bei der Vermittlung von Medienkompe-
tenz. Zur Filmarbeit finden sich ebenso wenig
Angebote wie zu Architektur und Design. Auch
Internet- und Medienkunst sind in regulären
Angeboten kultureller Bildung kaum anzutreffen.

Zusammenfassend muss leider festgehalten wer-
den, dass gravierende inhaltliche Defizite die kul-
turelle Bildungslandschaft der Bundesrepublik
Deutschland kennzeichnen. Es existieren so gut
wie keine umfassenden Programme und Ange-
bote, obwohl es allgemeine Auffassung ist, dass
dieser Bereich aus der Kategorie der nur freiwilli-
gen kulturellen Leistung herauszulösen sei.

Was sind die kulturpolitischen Schlussfolgerun-
gen?

– Wir sollten den Bildungs- und Jugendpolitikern
neues Denken abfordern: Die kulturelle Bil-
dung muss in den Bereichen Schule und
Jugendhilfe das Dauerstadium der Modellver-
suche und Modellprojekte endlich hinter sich
lassen. Versuche sollten in Institutionen,
Modelle in Kontinuität überführt werden.

– Die kulturellen Einrichtungen sollten ihr Au-
genmerk stärker auf Vermittlung (und Ver-
marktung) richten. Anteile von unter einem
Prozent des jeweiligen Gesamtbudgets sind für
diese Aufgaben die Regel, erforderlich jedoch
wären mindestens fünf Prozent. Kein Wirt-
schaftsunternehmen könnte sich erlauben, so
wenig Ressourcen darauf zu setzen, dass ihre
„Produkte“ einen Abnehmer finden.

– Die kulturelle Bildung ist perspektivisch auf
alle relevanten kulturellen Institutionen auszu-
dehnen und sollte die dann beteiligten Träger
intensiv aufeinander einspielen: Musik, Kunst,
Theater, Tanz, Film und Video, Literatur,
Geschichte, Architektur und Design.

Die kommunale Kulturpolitik allein wird kaum in
der Lage sein, dieses Aufgabenfeld zu bewältigen.
Es gilt deshalb, in allen Bundesländern entspre-
chende Förderprogramme und gesetzliche Rah-
menregelungen einzufordern. Kulturelle Bildung
muss zur Pflichtaufgabe werden. Durch die Ver-
knüpfung der Schulen mit den kommunalen Kul-
tureinrichtungen und mit Programmen nach dem
Motto „Schulen ans kulturelle Netz“ können wir
aber auch ohne Landeshilfe vor Ort schon jetzt
manche Chance nutzen. Die aktuelle, insbeson-
dere durch die PISA-Studie ausgelöste Diskussion
um Ganztagsangebote an Schulen und die finan-
ziellen Mittel in Höhe von vier Milliarden Euro,

die jetzt vom Bund nach der Koalitionsvereinba-
rung für die laufende Legislaturperiode bereitge-
stellt werden sollen, bieten gute Ansatzpunkte,
auch das Element „Kulturelle Bildung“ zu stär-
ken.

Mittelfristig brauchen wir neben Ländergesetzen
zur kulturellen Bildung allerdings auch eine ein-
schlägige strukturpolitische Offensive. Dabei ist
vor allem kommunales Handeln gefragt, geht es
doch vor Ort um Ausstattungsstandards, Räume
und Ressourcen in erheblichem Umfang. Hierfür
sind entsprechende Budgets und personelle Res-
sourcen erforderlich. Ohne sie werden sich diese
Aufgaben schwerlich gestalten lassen. Denn nichts
spricht dafür, dass die kulturelle Bildung die ihr
zustehende Bedeutung gewinnen wird, wenn sie
allein der Privatinitiative von Eltern oder der frei-
willigen Initiative von Kommunen überlassen
bleibt. Die Länder sollten die gesetzlichen Rege-
lungen so gestalten, dass Privatinitiative und kom-
munales Engagement die kulturelle Bildung sub-
stantiell stärken können.

V. Standortbestimmung der
Kulturpolitik und kulturelle

Grundversorgung

Die schwierige Situation der öffentlichen Haus-
halte führt zu radikalen Sparvorgaben für die Kul-
tur. Den Hintergrund bilden die grundsätzliche
Problematik der Verteilung von Kapital in unserer
Gesellschaft sowie die Verteilung der Finanzen
zwischen den staatlichen Ebenen. Aus der Not-
wendigkeit zu sparen und dem Kampf um knappe
Ressourcen ergeben sich für die Kulturpolitik vor
allem zwei Fragen: Wo und wie wird gespart?
Und: Wie positioniert sich die Kultur im Vertei-
lungskampf? Dabei helfen Marktgesetze kaum,
vielleicht aber die Erkenntnis: Ein nur an ökono-
mischen Zielen orientiertes Denken und Handeln
führt in die geistige Leere. Angesichts knapper
öffentlicher Kassen ist ein effektives Bewirtschaf-
ten der Ressourcen sicherlich anzustreben. Kultur
muss aber ihren Eigen-Sinn und Eigenwert sowie
ihre gesellschaftskritische Rolle jenseits ökonomi-
scher Zweckrationalität behaupten. Gerade die
ästhetische Erfahrung, die uns die Künste gewäh-
ren und die durch kulturelle Bildung vermittelt
wird, hat zunächst keine ökonomischen Bezugs-
größen. Vielmehr geht es dabei um freie individu-
elle und subjektive Entfaltung.

Die staatlichen und kommunalen Institutionen
ihrerseits sollten sich der Grundlagen ihres Han-
delns und damit der politisch verantworteten Defi-
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nition ihres öffentlichen Auftrages bewusst blei-
ben. Dieser notwendige Schritt gerät angesichts
finanzieller Engpässe und einer nicht immer hin-
reichend differenzierten Diskussion um Kommuni-
tarismus, Sponsorship und Privatisierung bisweilen
aus dem Blickfeld. Entscheidend ist aber das sorg-
fältige Nachdenken über die Auftragsgrößen, von
denen ausgehend das kulturpolitische Handeln zu
begründen ist. Speziell für die kommunale Ebene
und die Aufgabenfelder Künste und kulturelle Bil-
dung möchte ich als zentrale Leitlinien hervorhe-
ben:

– die Sicherung künstlerischer Entfaltungsmög-
lichkeiten und eines präzise zu bestimmenden
Bestandes kultureller Einrichtungen, Leistun-
gen und Angebote; damit sind Institutionen als
Gesamtheit umfasst, nicht nur Teile ihrer
Arbeit;

– die Entfaltung ästhetischer Wahrnehmung und
die Förderung der kreativen Selbsttätigkeit
möglichst vieler Individuen;

– die Gewährleistung von Offenheit und Vielfalt
in Kunst und kultureller Produktion, und das
heißt auch: die Förderung von Innovativem,
Irritierendem und Kreativem, das es schwer
hat, sich durchzusetzen;

– die Wahrung des offenen und möglichst chan-
cengleichen Zugangs insbesondere zu den Ein-
richtungen der kulturellen Bildung.

Diese kulturellen Auftragsgrößen sind einzulösen
durch die Diskussion und Festlegung von Zielpro-
jektionen sowie, so schwierig das im Einzelnen
sein mag, von Qualitätsstandards. Die Qualitäts-
maßstäbe können von Kulturbereich zu Kulturbe-
reich sehr unterschiedlich sein: Die Anforderun-
gen an eine städtische Galerie etwa sind anders zu
definieren als die an ein international ausgerichte-
tes Kunstmuseum. Ohne eine solche Diskussion
der Ziele und Qualitätsstandards würde der Staat
auch dem Artikel 5 Abs. 3 des Grundgesetzes
nicht gerecht, der nicht nur als Abwehrrecht zu
interpretieren ist, sondern aus dem sich auch die
Verpflichtung für die öffentliche Hand ableitet, die
Rahmenbedingungen der künstlerischen Entfal-
tung zu entwickeln und zu schützen.18

Wenn man die Schrittfolge „öffentlicher Auftrag /
Qualitätssicherung / Handlungsprogramm der Kul-
turarbeit“ ernst nimmt, ist die kulturpolitische Dis-
kussion damit auf ihre Kernfrage zurückgeführt:
Wofür stehen Staat und Kommunen im Hand-
lungsfeld Kultur? Und: Welche Konsequenzen hat
das für die Ausgestaltung der Kultureinrichtungen

und das Bereitstellen entsprechender Ressourcen
durch die öffentliche Hand?

Kulturpolitik wird leer laufen, wenn ihre Ziele
nicht reflektiert werden. Leitlinien für die Kultur-
arbeit sind erforderlich, sonst leidet die Orientie-
rung. Solche Leitlinien umreißen nicht nur, welche
der Aufgaben mit Priorität wahrzunehmen sind,
sondern klären vor allem auch, welche Rolle die
Akteure des Kunst- und Kulturlebens einnehmen
können oder sollen. Eine solche Rollenklärung ist
konstitutiv für jegliche Form der Kooperation und
der Gestaltung von Einrichtungs- und Förderungs-
strukturen. Diese Rollenklärung ist auch dringend
erforderlich im Hinblick auf das Spannungsfeld
zwischen Autonomie und Experimentierfreude
der Kunst und Kultur einerseits und betrieblicher
Realität und Zweckrationalität andererseits, zwi-
schen nichtwirtschaftlichen und wirtschaftlichen
Entscheidungskalkülen, die sich gegenseitig aus-
halten müssen. Konkret werden diese Fragen etwa
bei der Festlegung von Führungsstrukturen der
Kultureinrichtungen: Soll es eine „Doppelspitze“
aus künstlerischem Leiter und kaufmännischem
Geschäftsführer geben? Welche Aufgaben und
Ziele, welche Interessenskonflikte und Rollenver-
ständnisse sind bei der Ausgestaltung der Positio-
nen und Kompetenzen zu beachten?

Fest steht: Kulturpolitik kommt ohne ethische,
öffentlich konsensfähige Begründung nicht aus.19

Und Kulturpolitik sollte ästhetische Erfahrungs-
möglichkeiten eröffnen helfen. Kunst und Kultur
haben die Chance, die wichtigen Fragen nach den
Idealen, den Werten, der Wahrheit und der Wahr-
nehmung von Welt zu stellen und damit Orientie-
rung zu geben.

VI. Bürgergesellschaft und öffent-
liche Verantwortung

Die Debatten zum bürgerschaftlichen Engagement
und zum Dritten Sektor zeichnen sich derzeit
durch eine gewisse Euphorie und durch Enthusias-
mus aus. Wenn die damit verbundenen Reform-
perspektiven eine Chance haben sollen, muss das
so sein. Bewegungen zur Veränderung der Gesell-
schaft starten in der Regel mit einem Über-
schwang an utopischen Vorstellungen und münden
dann in Kompromisse. Bei der Neuen Kulturpoli-
tik der siebziger Jahre war das nicht anders. Umso
mehr ist es geboten, schon frühzeitig darüber
nachzudenken, wo die Fallstricke und Risiken

18 Vgl. Friedhelm Hufen, Die Freiheit der Kunst in staat-
lichen Institutionen, Baden-Baden 1982, S. 97 ff., 377 ff. 19 Vgl. D. Kramer (Anm. 5), S. 21 ff.
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einer Reformoption liegen könnten, damit es zu
letztlich vernünftigen Kompromissen kommt.

Wie kann Kulturpolitik in Zukunft ihrem demo-
kratisch zu legitimierenden Auftrag nachkommen,
wenn sie die Medien und Ressourcen für dessen
Ausführung aus der Hand gibt? Gemeint ist hier
etwa die Privatisierung öffentlicher Kultureinrich-
tungen und die Überführung solcher kommunaler
Leistungen in GmbHs oder Vereine. Ist damit
nicht die Erosion der gemeindlichen Selbstver-
waltungskompetenz als bürgerschaftliche Politik-
aufgabe vorprogrammiert? Würde dies den Kom-
munen nicht die Aufgabe erschweren, eine am
Gemeinwohl orientierte, langfristige Kulturpolitik
als Gesamtprojekt zu formulieren und zu prakti-
zieren? Es ist deshalb angesichts der Erfordernisse
zur Haushaltskonsolidierung sehr darauf zu ach-
ten, dass das „Kind nicht mit dem Bade ausge-
schüttet“ wird und Kulturpolitik nicht vollends zu
einer politischen Restgröße verkommt.

Der heute feststellbare Rückzug des Staates aus
nicht wenigen seiner bisherigen Aufgabenfelder
bedarf der Kompensation durch die Aktivierung
zivilgesellschaftlicher Ressourcen und Akteure.
Wenn Kulturpolitik im Sinne solcher synergeti-
scher Effekte und eines optimalen Ressourcenein-
satzes Einfluss auf kulturelle Netzwerke nehmen
will, hat sie es nicht nur mit der Bereitstellung von
Mitteln zu tun, sondern auch mit der Gestaltung
von Relationen. Das hat eminente Folgen für das
Selbstverständnis der Kulturpolitik. Denn ein
Netzwerk ist eine Struktur, die kein „oben“ und
kein „unten“ kennt und schon deshalb mit einer
Kulturpolitik unvereinbar ist, die sich hoheitlich-
etatistisch gibt.

VII. Kooperation, Kommunikation,
Koordination, Konsens

Notwendig ist daher ein Politikverständnis, in dem
Moderation und Vermittlung als Elemente eines
„Netzwerkmanagements“ eine größere Rolle spie-
len. In diesem Sinne stehen die vier „K“ der Kul-
turpolitik – Kommunikation, Kooperation, Koor-
dination und Konsensfindung – leitmotivisch für
das Konzept einer „aktivierenden Kulturpolitik“,
mit der neue Steuerungsoptionen verbunden
sind.20

Kommunikation steht für die Notwendigkeit, auf
die Partner im kulturellen Feld einzugehen, im

Netzwerk Kulturpolitik zu interagieren, sich dar-
zustellen und bekannt zu machen. Für die meisten
Kulturinstitutionen ist das heute selbstverständ-
lich. Dennoch gibt es weiterhin etliche, für die
Transparenz und Präsenz vor Ort Fremdworte
sind. Behördenmentalität und die nachgerade
sprichwörtliche „Ein-Weg-Kommunikation“ müs-
sen überwunden werden. Kunst ist geprägt von der
Eröffnung völlig neuer Kommunikationsmöglich-
keiten und -weisen. Die Eigengesetzlichkeiten
künstlerischer Kommunikation und ihre Vielge-
staltigkeit bedürfen eines besonders behutsamen
und sensiblen Umganges seitens der Kulturpolitik
und -verwaltung.

Kooperation sollte durch eine überzeugende Pro-
grammatik und funktionierende Anreizsysteme
motiviert werden. Anzustreben sind bei aller
Flexibilität im Einzelnen gerade bei befristeten
Projekten letztlich langfristig wirkende Kooperati-
onsstrukturen. Fragile Konstruktionen sind insbe-
sondere für eine nachhaltige Kulturfinanzierung
problematisch. Als Versuch, Ressourcen zusam-
menzuführen, hat Kooperation einerseits mit Ver-
trauen, andererseits aber auch mit Ökonomie und
der ihr zugrunde liegenden Tauschlogik zu tun.
Kooperation wird häufig als Gegenpol zum Wett-
bewerb dargestellt. In der ökonomischen Realität
liegt jedoch häufig eine Mischung aus beiden vor:
Im Einverständnis – kooperativ – werden die
Grundregeln abgesteckt, innerhalb derer sich der
Wettbewerb abspielt. Gerade in der kulturellen
Bildung sollte Kooperation in Zukunft mehr
Bedeutung gewinnen, insbesondere im Zusam-
menwirken von Schule und Kultureinrichtungen,
wie oben ausgeführt. Kooperative Arrangements
können zerbrechen, wenn ein Partner sich zurück-
zieht. Deshalb ist zu überlegen, welche Aufgaben
und Einrichtungen im Kulturbereich dieser Logik
anzuvertrauen sind und wie ein Kooperationsver-
sprechen gewährleistet und vertraglich gesichert
werden kann. Ohne Frage erwachsen aus diesen
Unwägbarkeiten neue Anforderungen an das Kul-
turmanagement.

Koordination meint den Versuch, die differenten
Auffassungen und Programme der kulturpoliti-
schen Akteure sowohl in inhaltlicher als auch in
finanzieller Hinsicht aufeinander zu beziehen. In
einem weiteren Sinne geht es auch darum, die
spezifischen „Handlungslogiken“ und „Rationali-
tätsmuster“ der Sektoren Markt (Preis / Wett-
bewerb), Verwaltung (Anordnung / Loayalität),
Politik (Konsens / Dissens; rechts /links) und Kul-
turszene (Kreativität / Wunsch nach Unterstützung)
aufeinander abzustimmen. Bestehende und berech-
tigte Konkurrenzen können durch Koordination in
sinnvolle Bahnen gelenkt und austariert werden. In
der kulturellen Bildung ist Koordination dringend

20 Meine Argumentation folgt hier Norbert Sievers, Netz-
werk Kulturpolitik. Begründungen und Praxisbeispiele, in:
Kulturpolitische Mitteilungen, Nr. 90 (III / 2000), S. 31 – 37.

13 Aus Politik und Zeitgeschichte B 12 / 2003



erforderlich, um die unterschiedlichen Anbieter im
Sinne eines Gesamtsystems kultureller Bildung für
Kinder, Jugendliche und Erwachsene zusammen-
zuführen. Kulturelle Grundversorgung kann in die-
sem Feld nur gelingen, wenn ein Überblick über
das Angebot besteht, die öffentliche Hand einen
chancengleichen Zugang ermöglicht und dafür
sorgt, dass keine „Lücken im System“ der Ange-
bote entstehen, insbesondere für sozial benachtei-
ligte Schichten.

Konsensfindung hat mit der Einsicht zu tun, dass
es umso schwieriger ist, Kulturpolitik als Gesamt-
projekt zu formulieren, je mehr Akteure sich an
ihr beteiligen. Faktisch ist Konsens immer weniger
ein Gut, das sich allein über den Wahlakt oder die
Formulierung und Kommunikation kulturpoliti-
scher Programme herstellen ließe. Konsens setzt
darüber hinaus einen dauerhaften, sachbezogenen
Dialog der Beteiligten voraus. Gerade wenn es um
die Förderung von Kunst und kultureller Bildung
geht – ich spreche hier von den Verfahren der För-
derung und natürlich nicht von Inhalten –, ist
Akzeptanz folglich nicht ex cathedra zu erzielen,
sondern vielmehr mittels demokratischer Ent-
scheidungsstrukturen und diskursiver Beteili-
gungsverfahren.21 Die durch Kooperation, Kom-
munikation, Koordination und Konsens gestifteten
kulturellen Allianzen haben jedoch nur dann
Bestand, wenn die Verantwortlichkeiten geklärt
sind.

VIII. Verantwortungspartnerschaften
stiften

Der Partizipationsgedanke der siebziger Jahre
könnte durch eine stärkere Einbindung der Bürge-
rinnen und Bürger in Entscheidungen zur Kultur-
förderung, durch das weitere Engagement ehren-
amtlicher Kräfte in Kultureinrichtungen, durch
nachhaltige Allianzen mit der Wirtschaft sowie
durch sonstige Modelle aktiver Mitwirkung neues
Leben gewinnen. Kulturarbeit besitzt vielfältige
Verbindungslinien und Schnittstellen zu ganz
unterschiedlichen gesellschaftlichen Kräften. Diese
Anknüpfungspunkte können den notwendigen
Konsens darüber verstärken, dass Kulturförderung
unverzichtbar für das Leben in unseren Städten
und Gemeinden und insgesamt für die Fortent-
wicklung unserer Gesellschaft ist.

Mit Blick auf die Angebote kultureller Bildung ist
Partnerschaft ein unverzichtbares Element, leisten

doch zahlreiche freie Träger hier seit vielen Jahr-
zehnten ganz entscheidende Beiträge. Doch auch
die freien Träger sind auf die Finanzierung aus
öffentlichen Mitteln vielfach vollständig angewie-
sen. Solche Angebote können zwar durch Beiträge
der Nutzer mitfinanziert werden, doch wird Bil-
dung immer ein „Zuschussgeschäft“ bleiben. Sie
ist gerade als kulturelle Bildung eine Investition in
die Zukunftsfähigkeit des Einzelnen und der
Gesellschaft. Partnerschaften können helfen, doch
letztlich dienen sie dazu, den öffentlichen Auftrag
„kulturelle Bildung“ zu erfüllen.

Kulturpolitik sollte die Partnerschaft mit der Wirt-
schaft neu definieren. Wirtschaftliches Handeln ist
nicht nur ökonomisch zu fundieren, sondern auch
sozial, ökologisch und eben kulturell zu begrün-
den. Kulturpolitik sollte auf langwährende Part-
nerschaften mit der Wirtschaft setzen und sich
nicht in – mitunter einfältigen und sehr kurzfristi-
gen – Sponsoring-Engagements erschöpfen.

Verantwortungspartnerschaften sollten nicht nur
die Unternehmen, sondern auch den „Dritten Sek-
tor“ und dessen Handlungsformen – Vereine, Stif-
tungen, Bürgerbündnisse, Initiativen, Verbände
und Gewerkschaften – einbeziehen. Freiwilligenar-
beit und Ehrenamt sind wichtige Lebenselixiere
der Bürgergesellschaft. Bündnisse für die Kultur
sind unter dem Leitbegriff der „Verantwortungs-
partnerschaft“22 immer neu mit Leben zu füllen.
Denn nur vermittels breiter Bündnisse und – auch
politischer – Allianzen wird es gelingen, die kultu-
rellen Grundlagen nachhaltig zu sichern und damit
Bildungs- und Entwicklungschancen für Kunst und
Kultur zu erhalten.

Kunst und kulturelle Bildung müssen letztlich in
gewisser Weise mit ihrer eigenen Überforderung
fertig werden. Denn es gelingt in diesen Hand-
lungsfeldern nur selten, in der Gegenwart bereits
das zu erkennen, was in der Zukunft als herausra-
gend eingeschätzt werden wird – oder mit Walter
Benjamin: „Es ist von jeher eine der wichtigsten
Aufgaben der Kunst gewesen, eine Nachfrage zu
erzeugen, für deren volle Befriedigung die Stunde
noch nicht gekommen ist.“

21 Vgl. dazu Julian Nida-Rümelin, Demokratie als Ko-
operation, Frankfurt / M. 1999, S. 191 ff.

22 Diesen Begriff verwende ich bereits seit Mitte der neun-
ziger Jahre, um deutlich zu machen, dass der Staat im Zu-
sammenwirken mit Privaten öffentliche Kulturaufgaben er-
füllt, sich dabei aber keineswegs einfach der Verantwortung
„entledigen“ kann. Der Begriff wird seither immer häufiger
verwendet. Oft wird auch von einem „Contrat Culturel“ ge-
sprochen, so Jean Christoph Ammann, in: ders. (Hrsg.), Kul-
turfinanzierung, Dokumentation des Symposions zur Art
Frankfurt 95, Regensburg 1995, S. 21, und Bernhard Freiherr
von Loeffelholz, Von der Gewinnorientierung zur Sinn-
orientierung, in: Hilmar Hoffmann (Hrsg.), Kultur und Wirt-
schaft, Köln 2001, S. 65 – 80, hier S. 77.
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Max Fuchs

Kulturpolitik in Zeiten der Globalisierung

I. Ein Politikfeld auf der Suche
nach seinem Gegenstand

Wirtschaftspolitik versucht, die Wirtschaft zum
Florieren zu bringen; Finanzpolitik bemüht sich
um die Füllung der öffentlichen Kassen. Doch um
was kümmert sich die Kulturpolitik?1 Offenbar
muss es sich um „Kultur“ handeln. Wie schwierig
dieser Begriff zu fassen ist, wird immer wieder
durch die Aufzählung völlig unterschiedlicher
Begriffskombinationen illustriert wie etwa Unter-
nehmenskultur, Kulturhauptstadt, Kulturbeutel.
Was Letzteren betrifft: Die Hygiene und Kosmetik
kann als Teil einer „Selbstsorge“ – durchaus im
Sinne der alten Griechen – verstanden werden.2

Man möchte gepflegt in Erscheinung treten.
Pflege, man erinnere sich, ist jedoch der Aus-
gangspunkt von Kultur: die Analogie zwischen
der cultura agri (Landwirtschaft) und der Pflege
des Geistes, der cultura animi, in den tusculani-
schen Schriften von Cicero. Kultur ist also nicht
bloß Pflege schlechthin, sondern genauer die
Pflege und Gestaltung einer Lebensweise, die
man in einer überlegten Art – also „kultiviert“ –
vollzieht.

Kultur ist, wie der Mensch lebt und arbeitet, so
hieß es schon bei Bert Brecht. Und über die geeig-
nete Art und Weise dieses Lebens und Arbeitens
denkt zumindest der moderne Mensch ständig
nach. Denn spätestens seit der Entdeckung der
Individualität in der Renaissance ist die Eigenver-
antwortlichkeit des Individuums bei der Gestal-
tung seines Lebens ein Kennzeichen unserer
Gesellschaft: Es ist die zentrale Bildungsaufgabe

des Menschen.3 Kultur ist Lebensweise, Lebens-
weise ist eine Bildungsaufgabe, Kultur und Bil-
dung hängen also aufs engste zusammen. In der
Tat befinden wir uns hier im Begriffskosmos
sowohl der UNESCO als auch der deutschen kul-
turpolitischen Reflexion seit den siebziger Jahren.4

Denn „Kultur“ ist dort der gesamte Komplex
unterschiedlicher spiritueller, materieller, intellek-
tueller und emotionaler Ausdrucksformen, die
eine Gesellschaft oder eine soziale Gruppe kenn-
zeichnen. Sie schließt nicht nur die Künste und
Literatur, sondern auch die Weisen des Lebens,
die fundamentalen Menschrechte, Wertesysteme,
Traditionen und Glaubensrichtungen ein. Dies ist
er also, der oft bemühte – und häufig kritisierte –
„weitere Kulturbegriff“ der UNESCO.

Kulturpolitik in diesem Sinne hat es zu tun mit
allen Problemen und Entwicklungstrends, die
unsere Gesellschaften berühren, ist also Gesell-
schaftspolitik. Dies gilt insbesondere für die Glo-
balisierung, die von den einen euphorisch begrüßt,
von anderen dagegen mit größter Sorge beobach-
tet und von Einzelnen sogar vehement bekämpft
wird. Denn die Internationalisierung der Finanz-
märkte sowie die internationale Vernetzung der
Ökonomie gehen einher mit Prozessen der politi-
schen, sozialen und kulturellen Vernetzung.5

Die so genannte Kulturwirtschaft gerät dabei als
Erstes in den Blick. Denn entsprechend der expan-
siven Marktlogik ist es insbesondere die englisch-
sprachige Musik- und Filmindustrie, die mit weni-
gen Global Playern riesige Marktanteile erobert
hat und mit ihren marktschnittigen Kulturwaren
weltweit präsent ist. Legt man zudem den weiten
Kulturbegriff zu Grunde, betrachtet also insbeson-
dere die Lebensweise als Teil von Kultur, dann
sind es nicht nur die Kulturwaren, sondern eben
auch alltägliche Konsumgegenstände mit ihrem
Einfluss auf die Lebensweise – also die Nahrungs-

1 Kulturpolitik ist als wissenschaftliche Disziplin an Hoch-
schulen kaum verankert. Zur bislang einzigen Gesamtdar-
stellung vgl. Max Fuchs, Kulturpolitik als gesellschaftliche
Aufgabe, Wiesbaden 1998. Hilfreich ist die kulturpolitische
Bibliografie, die regelmäßig in der Zeitschrift Kultur-
politische Mitteilungen (herausgegeben von der Kultur-
politischen Gesellschaft) und in den Jahrbüchern für Kultur-
politik (seit 2000 herausgegeben vom Institut für
Kulturpolitik der Kulturpolitischen Gesellschaft) zumindest
einen Teil der kulturpolitischen Publikationen erfasst. Als
Überblick zum Thema „Kultur“ vgl. Terry Eagleton, Was ist
Kultur?, München 2001.
2 Vgl. die Beiträge in: Bundesvereinigung Kulturelle Ju-
gendbildung (Hrsg.), Lernziel Lebenskunst, Remscheid 1999,
sowie Wilhelm Schmid, Philosophie der Lebenskunst, Frank-
furt/M. 1998.

3 Vgl. Max Fuchs, Persönlichkeit und Subjektivität, Op-
laden 2001, sowie Richard von Dülmen, Die Entdeckung des
Individuums (1500–1800), Frankfurt/M. 1997.
4 Vgl. Deutsche UNESCO-Kommission (Hrsg.), Kultur
und Entwicklung. Zur Umsetzung des Stockholmer Aktions-
plans, Bonn 1998.
5 Vgl. Ulrich Beck, Was ist Globalisierung?, Frankfurt/M.
1998, sowie als Überblick über den aktuellen Diskus-
sionsstand Max Fuchs, Kunst, Gesellschaft, Ökonomie
und Politik in Zeiten der Globalisierung, Remscheid 2002, als
download auf der Homepage der Akademie Remscheid
(www.akademieremscheid.de, Publikationen).
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aufnahme und die vielfältigsten Konsumwaren in
ihren ausgetüftelten Erscheinungsformen –, von
denen Globalisierungsskeptiker oder -kritiker
sagen, dass sie den lokalen und regionalen kultu-
rellen Ausdruck (de)formieren.6 Eine Kulturpoli-
tik als Gesellschaftspolitik auf der Basis des weiten
Kulturbegriffs muss sich dabei angesprochen füh-
len, wenn es um die Globalisierung geht.

Auf der konzeptionellen und theoretischen Ebene
wird Kulturpolitik als spezifisches Gestaltungsfeld
zumindest in Konturen greifbar. Doch entspricht
dieses Bild auch der alltäglichen Realität in den
Kulturausschüssen der Kommunen, der Landtage
oder des Bundestages? Stehen die „Lebensweisen“
im Kontext gesellschaftlicher Entwicklungen wirk-
lich auf der Agenda der Kulturverbände? Vermut-
lich zeichnet man kein Zerrbild dieser Akteure,
wenn man diese Fragen vorsichtig verneint. Denn
der Alltag kulturpolitischer Debatten wird sehr
stark von Finanzierungsfragen geprägt: Es wird
über Rahmenbedingungen gesprochen, über
Strukturen, Haushalte, Urheber- und Verwer-
tungsrechte, über die Künstlersozialkasse. Kultur-
politik ist in der Praxis auf Bundesebene sehr stark
kulturelle Ordnungspolitik, auf Landes- und kom-
munaler Ebene überwiegend Kulturfinanzpolitik
und in Verbänden Interessenpolitik für die je-
weilige Berufsgruppe oder für die betreffenden
Kultureinrichtungen.

Kulturpolitik kommt in der Praxis also überwie-
gend pragmatisch daher, die theoretischen Höhen-
flüge der Kultur(politik)theorie müssen praktisch
umgesetzt werden: Einrichtungen mit ihren Ar-
beitsplätzen müssen erhalten werden, Künstler-
Innen ohne Ängste alt werden können. Es kann
jedoch auch die Suche nach neuen Geldquellen
durchaus zu gesellschaftspolitisch ambitionierten
Diskursen führen. Denn die Säulen der Kultur(för-
der)politik, von denen man heute spricht (öffentli-
che Kulturförderung, Kulturförderung der Wirt-
schaft, private Kulturausgaben und neuerdings
vermehrt Stiftungen) haben sehr viel damit zu tun,
welche Rolle dem Staat, der Wirtschaft und dem
bürgerschaftlichen Engagement des Einzelnen in
der Gesellschaft zukommt. Selbst eine noch so
pragmatische kulturelle Ordnungspolitik wird sich
den Diskursen über den sozialen, ökonomischen,
politischen und kulturellen Wandel stellen müssen,
weil hier neue Rahmenbedingungen geschaffen
werden, die auch für den Kulturbereich relevant
sind. Man kann sogar die These aufstellen, dass

eine bloß pragmatische Kulturpolitik zur Zeit an
ihr Ende zu kommen scheint, weil sie nicht mehr
genügend Überzeugungskraft angesichts stark
wachsender Legitimationsanforderungen entfaltet.
Ich will daher zumindest einige Hinweise auf mög-
liche Begründungen von Kulturpolitik geben und
dabei Ergebnisse der kulturellen Ordnungspolitik
der letzten Jahre vorstellen.

II. Wozu Kultur?

„Kulturelle Ordnungspolitik“ ist nicht unbedingt
ein in der Praxis beliebter Begriff. Denn „Kultur“
bezieht sich zwar immer auch auf die Gewohnhei-
ten von Gruppen und Gesellschaften, hat aber –
gerade in den Künsten – stets auch ein gesell-
schaftskritisches Potenzial: Kultur ist immer auch
Kulturkritik.7 In einer systemtheoretischen Be-
trachtungsweise der Gesellschaft kann man die
Subsysteme Wirtschaft, Politik, Soziales und Kul-
tur unterscheiden, die alle vielfach miteinander in
Beziehung stehen.8 Trotz der innergesellschaftli-
chen Vernetzung hat jedes dieser Subsysteme
seine spezifische gesellschaftliche Aufgabe: die
der Waren- und Dienstleistungsversorgung (Wirt-
schaft), der politischen Steuerung (Politik), der
Schaffung sozialen Zusammenhalts (Soziales) und
schließlich – als Aufgabe des Kulturbereichs – die
Förderung des gesellschaftlichen Diskurses.

Man kann geradezu von „Kulturfunktionen“ spre-
chen, die offenbar nötig sind, will eine Gesellschaft
(oder soziale Gruppe) nicht in Agonie verfallen
oder ihre Identität verlieren. Zu diesen Kultur-
funktionen zählen etwa die Möglichkeiten zur
Selbstreflexion, sich also Bilder von sich selbst zu
schaffen und darüber zu diskutieren. Man braucht
Angebote an Identitäten und Vorstellungen vom
guten Leben; man benötigt ein soziales und kultu-
relles Gedächtnis, das nicht ohne Voraussetzungen
entsteht.9 Im Kulturbereich werden Probleme the-
matisiert – ebenso wie im Feld der Wirtschaft und
der Politik. Doch während man hier irgendwann –
und oft ziemlich rasch – zu Lösungen kommen
muss, dürfen und sollen sie im kulturellen Bereich
offen gehalten werden. Dies gilt für den Kulturbe-

6 Eine differenzierte Sicht vertreten Johanna Breidenbach
und Ina Zukrigl, Tanz der Kulturen. Kulturelle Identität in
einer globalisierten Welt, Reinbek 2000. Siehe auch die Bei-
träge zur kulturellen Globalisierung in Heft B12/2002 dieser
Zeitschrift.

7 Vgl. Ralf Konsersmann (Hrsg.), Kulturkritik. Reflexionen
in einer veränderten Welt, Leipzig 2001.
8 Ich beziehe mich hier auf Arbeiten von Richard Münch
auf der Grundlage der Soziologie von Talcot Parsons; vgl.
etwa Richard Münch, Dialektik der Kommunikationsgesell-
schaft, Frankfurt/M. 1991.
9 Solche „Kulturfunktionen“ lassen sich allgemein mit Hilfe
der Anthropologie erklären; vgl. Max Fuchs, Mensch und
Kultur, Wiesbaden 1999. Sie lassen sich zudem gesellschafts-
theoretisch begründen.

16Aus Politik und Zeitgeschichte B 12/ 2003



reich insgesamt, es gilt jedoch insbesondere für die
Künste, die trotz allen Redens über den „weiten
Kulturbegriff“ nach wie vor in dessen Mittelpunkt
stehen.

Meine These ist, dass nur dann ein öffentlich
geförderter Kunstbetrieb aufrechterhalten werden
kann, wenn es zu zeigen gelingt, dass die Künste
solche gesellschaftlich und für die individuelle Ent-
wicklung notwendigen Kulturfunktionen erfül-
len.10 Andernfalls werden zwar nicht die Künste
aus der Gesellschaft verschwinden; sie werden
jedoch dann nur noch als Wirtschaftsfaktor, als
Teil einer kommunalen oder betrieblichen Selbst-
darstellung oder als Standortfaktor eine Rolle
spielen – also dort, wo ein eher betriebswirtschaft-
lich erfassbarer Nutzen belegt werden kann. Oder
sie werden als Privatsache Einzelner begriffen,
welche die Öffentlichkeit nicht weiter kümmern
muss. Erfüllen die Künste derartige Kulturfunktio-
nen? Hierzu nur einige Hinweise.

Wenn der künstlerische Leiter einer der bedeu-
tendsten Ausstellungen zeitgenössischer Kunst –
der 11. Documenta – davon spricht, dass es der
Kunst nach wie vor um die „Erarbeitung und Ent-
wicklung von Interpretationsmodellen für die ver-
schiedenen Aspekte heutiger Vorstellungswelten“
geht, dann spricht er von „Kulturfunktionen“, die
die Kunst erfüllen soll.11 Ähnliche Aussagen gibt
es von VertreterInnen der Literatur, des Theaters,
der Musik oder des Tanzes.12 Man erwartet also
nach wie vor von den Künsten, dass sie der Gesell-
schaft Möglichkeiten verschaffen, sich selbst den
Spiegel vorzuhalten, Lebensstile zu reflektieren,
Identitätsangebote zu produzieren und Orientie-
rungen bereitzustellen, die eine Verortung in
Raum und Zeit ermöglichen. In der Geschichte
der Menschheit entstanden als „Medien“ einer sol-
chen Selbstgestaltung, Selbstreflexion und Weltan-
eignung Religion und Mythos, aber auch Wissen-
schaft und Kunst. Ernst Cassirer nennt diese
Hervorbringungen menschlichen Geistes symbo-
lisch-kulturelle Formen und ihre Gesamtheit „Kul-
tur“.13 In dieser Hinsicht steht also die Kunst
durchaus in Konkurrenz zu anderen Sinngebungs-
instanzen, so dass die Skepsis von Okwui Enwezor,
ob und wie die zeitgenössische Kunst diese Auf-
gabe der Interpretation noch erfüllen kann, ver-
ständlich wird.

Und tatsächlich zeigt die Geschichte, dass nicht
alle symbolisch-kulturellen Formen zu jeder Zeit
gleichmäßig in Anspruch genommen worden sind.
Vielmehr geraten bestimmte Formen immer wie-
der in Verdacht, ihre Aufgaben nicht mehr erfüllen
zu können. So wurde der Mythos abgelöst durch
Wissenschaft und Religion, die Religion wiederum
erlebte in der Säkularisierung des 19. Jahrhunderts
einen Prozess der Entwertung. Und seit einigen
Jahren ist der Glaube an die Wissenschaft stark
beschädigt. Verständlich ist daher die Vorsicht
gegenüber der zeitgenössischen Kunst bei Okwui
Enwezor, weil die Art und Weise, wie diese die
genannten Funktionen erfüllt, ebenfalls ins
Gerede gekommen ist. Zum Teil lag das sicherlich
an künstlerischen Entwicklungen, zum Teil hatte
es mit der generellen Infragestellung von Sinn-
gebungsangeboten zu tun. Es ist also zu zeigen,
wie die Künste die genannten Kulturfunktionen
überhaupt erfüllen können.14

Gesetzt den Fall, die Künste – als „harter Kern“
der Kulturpolitik – erfüllen im Grundsatz die
genannten Kulturfunktionen, dann schärfen sich
erneut die Konturen dessen, was unter „Kulturpo-
litik“ verstanden wird: Denn dann ist Kulturpolitik
in der Tat Gesellschaftspolitik, unterscheidet sich
jedoch von anderen Politikfeldern, die dies eben-
falls sind, durch die Art und Weise, wie gesell-
schaftspolitische Probleme behandelt werden.
Dann ist es auch sinnvoll, für das System der Küns-
te geeignete Rahmenbedingungen zu schaffen, so
wie es eine pragmatisch orientierte kulturelle Ord-
nungspolitik seit Jahren erfolgreich betreibt. Not-
wendig ist es jedoch, sich dieser Wirkungen oder
sogar Funktionen der Künste verstärkt zu besin-
nen. Denn die Zeiten, in denen die Gesellschaft
und insbesondere die Parlamente ohne weitere
Begründung Kulturausgaben bewilligten, gehen
allmählich zu Ende. Es taugen zudem beide
Trends in der Kulturpolitik und Kunstentwicklung
der neunziger Jahre – nämlich eine ökonomische
Sichtweise von Kunst, verbunden mit einem Trend
zur Festivalisierung – wenig, die Künste in ihren
Kulturfunktionen zu stärken.15 Auch hat die
Selbstreferentialität des Kunstbetriebes sich an der
einen oder anderen Stelle allzu ungehindert entfal-
tet, sodass – zu Recht – große Kultureinrichtungen
nunmehr auf der Suche nach dem (vor allem jun-
gen) Publikum sind. Denn was nützt die elaborier-
teste Kunst, wenn der Kreis, der sie zur Kenntnis
nimmt, immer kleiner wird. Das bedeutet u. a.,
dass das Verständnis von Kulturpolitik aus den

10 Eine ausgearbeitete Theorie hierzu liefert Volker Steen-
block, Theorie der kulturellen Bildung, München 1999.
11 Okwui Enwezor u. a., Documenta 11 – Plattform 5: Aus-
stellung. Katalog, Ostfildern – Ruit 2002.
12 Vgl. den Überblick in: Max Fuchs, Kunst und Ästhetik.
Neuere Entwicklungen, Remscheid 2003 (als download auf
der website www.akademieremscheid.de, Publikationen).
13 Ernst Cassirer, Versuch über den Menschen, Frankfurt/
M. 1990.

14 Das kann hier nicht geschehen. Siehe den Überblick bei
M. Fuchs (Anm. 12).
15 Vgl. Hartmut Häußermann/Walter Siebel (Hrsg.), Fes-
tivalisierung der Stadtpolitik, Leviathan-Sonderheft 13/1993.
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siebziger Jahren – Kulturpolitik als kulturelle Bil-
dungspolitik – wieder belebt werden muss.

III. Eine kulturpolitische Zwischen-
bilanz: Ergebnisse und Perspektiven

Kulturpolitik als Ordnungspolitik hat in den letz-
ten Jahren zahlreiche Erfolge erzielt.16 Insbeson-
dere hat die von den Verbänden kräftig unter-
stützte Einrichtung des Amtes eines/einer
„Beauftragten der Bundesregierung für Angele-
genheiten der Kultur und Medien“ (BKM) sowie
die Wiederbelebung des Kulturausschusses im
Bundestag für einen neuen Aufschwung auf Bun-
desebene gesorgt. Bei der Bilanzierung anhand
der Wahlprüfsteine aus dem Jahr 1998 anlässlich
des Endes der Legislaturperiode und bei der Vor-
lage der neuen Wahlprüfsteine bei der Bundestags-
wahl 2002 ist der Deutsche Kulturrat zu einer
gemäßigt positiven Bewertung gekommen: Ver-
besserungen bei der Künstlersozialkasse, wichtige
Schritte zu einem Stiftungsrecht, Verbesserungen
bei der Besteuerung ausländischer KünstlerInnen,
Erhaltung der Buchpreisbindung, ferner die Ein-
richtung einer Bundeskulturstiftung.17

Unstrittig sind zudem die Verdienste des Bundes
in den neunziger Jahren bei der Erhaltung zumin-
dest eines Teils der kulturellen Infrastruktur in
den neuen Ländern. So sind für das Aufbaupro-
gramm „Kultur in den neuen Ländern“ bis 2004
165 Mrd. Euro an Bundesmitteln vorgesehen,
wobei zusammen mit Mitteln der Kommunen und
Länder sowie privater Geldgeber etwa 400 Mrd.
Euro erreicht werden. Es gibt zudem das „Leucht-
turmprogramm“ des BKM, das bundesweit
bedeutsame Kultureinrichtungen fördert. Mit der
deutschen Einigung ist daher die Tatsache verbun-
den, dass der Anteil des Bundes an der öffent-
lichen Kulturförderung sich von vormals drei bis
vier Prozent auf nunmehr sieben Prozent verdop-
pelt hat. Nach neuen Berechnungen hat sich der
Anteil der Gemeinden auf 46 Prozent (1998) ver-
ringert.18

Hier zeigen sich anstehende Zukunftsaufgaben: Es
geht zum einen um Strukturfragen innerhalb der
einzelnen Kulturetats. So benötigen die großen

Institutionen in den Bereichen Musiktheater,
Bibliotheken und Museen bereits 51 Prozent des
Gesamtetats, während die nicht institutionellen
Projekt- und Fördertöpfe mit elf Prozent zu Buche
schlagen.19 Die Verschiebungen in den Ausgaben
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden weisen
zudem weniger auf konzeptionelle Umorientierun-
gen als vielmehr auf finanzielle Notlagen hin, die
insbesondere die Kommunen betreffen. Zurecht
steht daher nicht nur eine Debatte über zukünftige
kulturpolitische Zuständigkeiten, sondern auch
eine Gemeindefinanzreform (im Kontext des
Bund-Länder-Finanzausgleichs) auf der Tagesord-
nung der jetzigen Legislaturperiode.

Ein wichtiges gesellschaftspolitisches Thema war
und ist die Unterstützung des bürgerschaftlichen
Engagements, bei dem sich nicht nur neue Finan-
zierungsquellen für den Kulturbereich erschließen,
sondern auch aktuelle Entwicklungen im Verhält-
nis zwischen Bürger, Gesellschaft und Staat aufge-
griffen werden. Auch hier ist zu berücksichtigen,
wie viele Kompetenzen inzwischen bei der Euro-
päischen Union liegen. Aus dieser Zwischenbilanz
(die hier nur in einigen Punkten skizziert wurde)
ergeben sich einige Zukunftsaufgaben für die Kul-
turpolitik:

– Fortführung der Reform des Stiftungsrechts
(Stifungszivilrecht);

– Führung der „Entflechtungsdebatte“, d. h. Klä-
rung der Verantwortlichkeiten zwischen Bund,
Ländern und Gemeinden;

– demokratische Ausgestaltung der Bundeskultur-
stiftung im Hinblick auf die Beteiligung der Ver-
bände;

– Stärkung der Rolle der Kultur in der zukünf-
tigen Europäischen Verfassung;

– Stärkung der nationalen Kulturwirtschaften
(Film, Musik, Bildende Kunst, Literatur);

– Stärkung der kulturellen Bildung vor dem Hin-
tergrund einer problematisch verlaufenden
PISA-Diskussion;

– Verbesserung des Dialogs zwischen den Kultu-
ren auf der Basis der Erhaltung der kulturellen
Vielfalt; kritische Überprüfung kulturalistischer
Erklärungsmuster bei beabsichtigten kriege-
rischen Konflikten;

– Ausloten der Bedeutung des Zieles der Nach-
haltigkeit für die Kultur(politik);

– kulturelle Bewertung des technischen Fort-
schritts (dies betrifft u. a. die Gentechnologie,
aber auch die humanitäre Gestaltung der Infor-
mationstechnologie).

16 Siehe das Themenheft „Vier Jahre Bundeskulturpolitik“
der Kulturpolitischen Mitteilungen, (2002) 3.
17 Vgl. die Sonderausgabe der Zeitung des Deutschen Kul-
turrates „Politik und Kultur“ vom Mai 2002.
18 Vgl. Michael Söndermann, Kulturausgaben in Deutsch-
land 2000, in: Institut für Kulturpolitik der Kulturpolitischen
Gesellschaft (Hrsg.), Jahrbuch für Kulturpolitik 2000, Essen
2001, S. 341–371. 19 Ebd., S. 358.
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IV. Eine leistungsfähige nationale
Kulturwirtschaft als Grundlage

kultureller Vielfalt: Vorschläge für
ein kulturpolitisches Rahmenkonzept

Die vom Deutschen Kulturrat und der Bundeszen-
trale für politische Bildung zusammen mit anderen
Partnern durchgeführte internationale Fachtagung
„Grenzenlos Kultur – culture unlimited“ im
Dezember 2002 in Berlin hat die Möglichkeiten
für ein kulturpolitisches Rahmenkonzept auf inter-
nationaler und auf Bundesebene eröffnet. Dieses
schlägt einen weiten Bogen von grundlegenden
Annahmen über die gesellschaftliche Rolle der
Kultur – vor allem dem Wert kultureller Vielfalt –
bis hin zu ganz praktischen Vorschlägen für eine
nationale kulturelle Ordnungspolitik.20 Es handelt
sich um die Forderung nach einer Internationalen
Konvention zur kulturellen Vielfalt, deren je
nationale Umsetzung das hier angesprochene Rah-
menkonzept darstellt. Ich will die Grundidee in
fünf Punkten skizzieren:

1. Verwendete kulturpolitische Begrifflichkeit

Deutschland ist nicht nur reich an Kulturen, son-
dern auch reich an Kulturdiskursen. Dies hat zur
Folge, dass kaum einer der Begriffe, die die Kultur-
politik verwenden muss, unstrittig oder eindeutig
ist. In der internationalen kulturpolitischen Diskus-
sion kann sich diese nationale Begriffskonfusion
dann leicht multiplizieren. Diese Vielfalt ist durch-
aus ein politischer Nachteil. Denn ein Fazit der
Analyse der unterschiedlichen Globalisierungsten-
denzen besteht darin, dass diese Prozesse politisch
gestaltet werden können (eben weil sie keine
„Naturereignisse“ sind). Eine solche politische
Gestaltung kann jedoch nur im Konzert der unter-
schiedlichen Nationen und Staaten, der nationalen
und internationalen Organisationen der Zivilge-
sellschaft und internationaler Zusammenschlüsse
erfolgen. Daraus folgt, dass es sinnvoll ist, sich auf
die weit reichend diskutierte Begrifflichkeit der
UNESCO einzulassen.21 Insbesondere wird hier
die Verwendung von „ Container-Begriffen“ ver-
mieden, die unter „Kultur“ etwas Statisches,
Homogenes und Abgrenzbares verstehen, anstatt
das Heterogene, das Interkulturelle und das Dyna-

mische zu betonen.22 Über Inhalte und Ziele von
Kulturpolitik wird man natürlich weiter streiten
müssen. Doch scheinen mir begriffliche nationale
Sonderwege, die bewusst den internationalen Dis-
kussionsstand auch über Begrifflichkeiten ignorie-
ren, eher in die Provinzialität zu führen. Meine
These: Bei der kulturpolitischen Gestaltung der
Globalisierung ist eine „kulturpolitische Globalisie-
rung“ im Sinne einer gemeinsamen Begrifflichkeit,
so wie sie die UNESCO verwendet, hilfreich.

2. Vom Wert der Künste und der Kultur

Alle kulturpolitischen Konzepte und Maßnahmen
basieren auf der Grundüberzeugung, dass „Kul-
tur“ und „Kunst“ in der und für die Gesellschaft
notwendig sind. Insbesondere leistet eine künst-
lerisch-ästhetische Praxis Unverzichtbares für den
Einzelnen (kulturelle Bildung) wie für die Ge-
meinschaft. Gerade in Deutschland waren wir es
über Jahrzehnte gewohnt, dass dieser Grundkon-
sens auch außerhalb des Kulturbereichs nicht in
Frage gestellt wird. Dies scheint sich nunmehr zu
ändern. Meine These ist daher: Wir brauchen eine
Kampagne, die den Wert der Künste und der Kultur
in der Gesellschaft überzeugend vermittelt.

3. Zwei internationale Strategien

Die These von der „kulturellen Vielfalt als Reich-
tum einer Gesellschaft und der Menschheit insge-
samt“ hat international zu zwei sich komplementär
ergänzenden Strategien geführt: Die erste Strategie
ist eine Verhinderungsstrategie. Viele kulturwis-
senschaftliche Argumentationen laufen darauf hin-
aus, dass die Globalisierung das Lokale nicht nur
nicht verdrängt, sondern ihm geradezu zu neuen
Ehren verhilft („Globalisierung“), es also nicht zu
der oft befürchteten weltweiten Standardisierung
und Homogenisierung des Kulturellen kommt. Tat-
sache ist aber auch, dass der weltweite Kulturmarkt
regional oder sogar national begrenzte kulturelle
Ausdrucksformen behindert oder sogar zerstört.
Die erste Strategie zielt daher darauf, die immer
wieder hervorgehobene Aussage „Kulturwaren
sind Waren eigener Art“ wirksam werden zu lassen.
Das bedeutet insbesondere, dass Kultur und Bil-
dung aus den GATS-Verhandlungen ausgeklam-
mert werden müssen.23 In dieser Richtung gibt es
inzwischen zahlreiche nationale und internationale
Initiativen. Das Positionspapier des Deutschen
Kulturrates vom 19. Juni 2001 ist hier anzuführen.
Wichtig ist auch die „Brixen-Erklärung“ der euro-
päischen Regionalminister für Kultur und Bildung
vom 18. Oktober 2002, in der gefordert wird, „dass

20 Einige Beiträge sind in der Ausgabe 1/03 der Zeitung
„Politik und Kultur“ nachzulesen.
21 Über die Programmatik der UNESCO kann man sich
leicht auf den Homepages der UNESCO (www.unesco.org)
und der Deutschen UNESCO-Kommission (www.unesco.de)
informieren. Insbesondere findet man dort die ange-
sprochenen Resolutionen und Erklärungen.

22 Vgl. Max Fuchs, Culture unlimited, in: Politik und Kul-
tur, Nr. 2/02.
23 GATS = General Agreement on Trade in Services im
Rahmen der Welthandelsorganisation WTO.
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die von demokratischen Gemeinwesen unterhalte-
nen Dienste in den Bereichen Bildung, Kultur und
Medien zukünftig von der Behandlung im GATS
ausgenommen werden“ (Ziffer 22). Ich bin nicht
sicher, ob sich das BKM in Verbindung mit dem
Bundeswirtschaftsminister energisch genug in diese
Verhandlungen eingemischt hat. Die Bundesregie-
rung kann dies ohnehin nur indirekt tun, da die
WTO-Verhandlungs-Vollmacht bei der EU-Kom-
mission liegt. Und hier ist zumindest darauf hinzu-
weisen, dass die „Brixen-Erklärung“ ein gewisses
Maß an Misstrauen gegenüber der EU-Verhand-
lungsstrategie offenbart, sofern es um die Ab-
schwächung von Liberalisierungstendenzen in der
Wirtschaft geht (Ziffer 23).

Die zweite Strategie, die ebenfalls in der „Brixen-
Erklärung“ angesprochen und die vehement von
einem größeren Kreis von UNESCO-Mitgliedstaa-
ten verfolgt wird, ist die Weiterentwicklung der
„Allgemeinen Erklärung zur kulturellen Vielfalt“
zu einer Konvention. Die Argumentation ist die
bisher skizzierte:

– Kulturelle Vielfalt ist Reichtum,

– Globalisierung bedroht diese Vielfalt.

Eine wichtige Schlussfolgerung ist daher die For-
derung nach dem Ausbau regionaler und nationa-
ler Kulturwirtschaften.

Grundlage einer solchen Konvention könnte ein
inzwischen vorliegender erster Entwurf eines
informellen Netzwerks von Kulturministern sein
(INCP: International Network on Cultural Policy),
der im September 2001 in Luzern verabschiedet
worden ist (Titel: „An International Instrument on
Cultural Diversity“). In diesem Entwurf eines
„International Instruments“ begegnen uns zahl-
reiche bekannte Vorschläge zum Schutz des
Kulturbereichs: Quotierungen im Film und in
Rundfunkanstalten zu Gunsten nationaler Kultur-
produktionen, Unterstützung des nationalen Han-
dels mit Kunstwaren. Zu diesem Kontext gehört
der Kampf für die Erhaltung der Buchpreisbin-
dung ebenso wie der halbe Mehrwertsteuersatz.

4. Öffentliche Verantwortung für Kultur:
Fördern, „was es schwer hat“!

Artikel 15 des erwähnten Kulturministerentwurfs
eines „Instruments für die Erhaltung der kulturel-
len Vielfalt“ fordert unter dem Titel „Financial
Support“, dass Staaten auch weiterhin Kunst und
Kultur fördern dürfen.

Kultur braucht eine funktionsfähige Kulturwirt-
schaft. Doch wird damit nur ein Teil des kulturel-
len Angebots in der Gesellschaft abgedeckt. Über
weite Strecken kann Kunst keine Rentabilität in
betriebswirtschaftlichem Sinn erzielen. Es muss

daher weiterhin Raum geben für Experimentelles,
es muss – so wie es das Kultursekretariat in Wup-
pertal als Slogan formuliert hat – weiterhin geför-
dert werden können, „was es schwer hat“.

Alle ordnungspolitischen Teile der Kulturpolitik –
lebensfähige Kulturwirtschaft, vernünftige gesetz-
liche Rahmenbedingungen, öffentliche Förderung,
Ermutigung zu privatem Engagement – lassen sich
daher gut in einer solchen Konvention zur kultu-
rellen Vielfalt bündeln.

Konventionen müssen von den Nationalparlamen-
ten ratifiziert werden. Es gibt internationale Kon-
trollverfahren, die auf der Basis nationaler Berichte
die Umsetzung evaluieren. Die Verantwortung für
diese Umsetzung liegt zwar formal beim Staat.
Doch scheint mir hier ein Vorgehen nahe liegend,
wie es bei einer anderen UNO-Konvention, näm-
lich der Konvention zu den Rechten des Kindes,
praktiziert wurde: Meine These: Es ist zu überlegen,
ob kulturpolitische Organisationen – eventuell
zusammen mit staatlichen Stellen – eine „Nationale
Koalition zur kulturellen Vielfalt“ gründen, die
zunächst die Entstehung und Beratung sowie später
die Umsetzung dieser Konvention begleitet.

5. Kulturelle Bildung ist die Basis von Kultur

Kulturelle Bildungsarbeit steht unter einem dop-
pelten Druck von GATS, da sowohl Kultur als
auch Bildung Begehrlichkeiten der WTO geweckt
haben. Kulturelle Bildungsarbeit steht jedoch auch
unter dem Druck der bildungspolitischen Diskus-
sion, die von PISA ausgelöst worden ist.24 Viele
Anzeichen deuten z. B. darauf hin, dass es künstle-
rische Schulfächer in Zukunft nicht leichter haben
werden. Wir müssen vielmehr aufpassen, dass ein
angemessener Stundenanteil erhalten bleibt, dass
das fachliche Niveau nicht abgesenkt wird, dass
eine neu entstehende Ganztagsschule sinnvoll mit
Kultur- und kulturpädagogischen Einrichtungen
zusammenarbeitet und dass die Kindergärten nicht
zu bloß kognitiv orientierten Vorschulen (z. B.
Fremdsprachenunterricht) verkommen.

Kultureinrichtungen müssen zudem ein vitales
Eigeninteresse an der Erhaltung der kulturellen
Bildung in der Schule haben: Denn wer sonst soll
sie besuchen, wenn nicht kulturell gebildete Men-
schen. Vor diesem Hintergrund muss man bedau-
ernd feststellen, dass bislang die bildungspoliti-
schen Interventionen bzw. Konsequenzen zu PISA
aus der Breite des Kulturbereichs nicht sonderlich
vehement sind. Daher auch hierzu meine These:
Der Kulturbereich muss sich lautstark in die bil-
dungspolitische Diskussion einmischen.

24 Vgl. meine Analysen zu PISA und PISA-E in: Politik
und Kultur, Nr. 2/02, S. 11, und Nr. 3/02, S. 4.
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Michael Opielka

Kunst und Kultur im Wohlfahrtsstaat

Ihr wisst, auf unsern deutschen Bühnen
Probiert ein jeder was er mag;
Drum schonet mir an diesem Tag
Prospekte nicht und nicht Maschinen.

J. W. v. Goethe, Faust, Vorspiel

Der Zusammenhang von Kunst und Geld war nicht
nur dem Theaterdirektor in Goethes „Faust“, er ist
jedem Künstler geläufig. Nur, wer zahlt? Soll dies
„der Staat“ sein und, wenn ja, in welchem Umfang?
Man kann nicht sagen, dass die Frage nach der
Begründung von Staatsgeldern für Kunst und Kultur
bislang theoretisch geklärt wäre. Dabei existieren
zwei Denkfiguren, die entschiedener und mit Erfolg
auf die Begründung von Kulturpolitik angewendet
werden könnten: das Verhältnis von öffentlichen
und privaten Gütern einerseits, von investiven
und konsumtiven (Staats-)Ausgaben andererseits.
Beide Verhältnisbestimmungen sind in der gegen-
wärtigen kulturpolitischen Diskussion im Fluss.
Wenn man sie genauer untersucht, dann wird nicht
nur die Ästhetisierung unserer Wirklichkeit, son-
dern auch die wohlfahrtsstaatliche Bestimmung von
Kunst und Kultur deutlich. Letztere ist natürlich
nicht unproblematisch, und deshalb soll ein Weg
skizziert werden, der den Wohlfahrtsstaat als Kultur-
staat in die Verantwortung nimmt und zugleich
einen Beitrag zur Entstaatlichung leistet, um die
Individualität der Kunst und die Gemeinschaftsbil-
dung der Kultur zu gewährleisten.

I. Öffentliche Güter und
wohlfahrtsstaatliche Investitionen

Kunst und Kultur als öffentliches Gut zu betrach-
ten kann sich auf die Verfassung berufen. Die Frei-
heit der Kunst in Art. 5 (3) des Grundgesetzes ist
zwar in liberaler Tradition negativ gefasst, wurde in
der verfassungsrechtlichen Diskussion jedoch
zunehmend positiv als staatliche Gewährleistung
der Freiheit interpretiert – bis hin zur Formulierung
im Einigungsvertrag Art. 35 (1), wonach Deutsch-
land ein „Kulturstaat“ sei.1 Öffentliche Güter

unterscheiden sich von privaten dadurch, dass sie
allen Bürgern zugänglich sein sollen; ferner, so wird
oft argumentiert, dass sie nicht oder jedenfalls nicht
in der Qualität erbracht würden, wenn man sie
allein dem marktwirtschaftlichen Verkehr über-
ließe. Das erste Argument des gleichen Zugangs ist
letztlich ein sozialpolitisches; es resultiert aus dem
Gerechtigkeitsziel der Gleichheit. Die neoliberale
Hegemonie der letzten Jahrzehnte hat Gleichheit
als eines von mehreren Zielen der Politik zwar dis-
kreditiert. Demokraten müssen das aber nicht hin-
nehmen. Schwieriger zu begegnen ist freilich dem
zweiten Argument: Würden Kunst und Kultur ihre
Qualität verlieren, wenn sie allein über den Markt
zu Geld kommen müssten?

Die Befürworter eines öffentlichen Kulturauftrags
können der neoliberalen Marktideologie entgegen-
halten, dass die marktlichen Kunstprodukte – wie
das private Fernsehen, das Kommerzkino, die Best-
sellerkultur – oft mangelhaft sind. Andererseits
gehört zu einer demokratischen Gesellschaft kon-
stitutiv die individuelle Handlungsautonomie, die
Chance, in einer Pluralität von Kulturangeboten zu
wählen, die durch öffentliche, das heißt staatliche
Entscheidungen nur begrenzt vorstrukturiert sein
darf. Die soziologische Steuerungstheorie hat des-
halb schon lange eine Dreigliederung von Markt,
Staat und Gemeinschaft favorisiert: Neben die
öffentliche (staatliche) und die private (marktliche)
Güterproduktion tritt seit je eine Produktionsform,
die als intermediäre, gemischte oder eben gemein-
schaftliche bezeichnet werden kann: Stiftungen,
Verbände, Vereine und Netzwerke – also Formen,
in denen Individuen allein oder im Zusammen-
schluss mit anderen ohne (marktliche) Profit- und
(staatliche) Herrschaftsinteressen tätig werden.

Amitai Etzioni hat auf die Effektivitätsvorteile
gemeinschaftlicher Non-Profit-Organisationen ge-
genüber staatlicher und marktlicher Organisation
auch im Kulturbereich hingewiesen.2 Diese

1 Vgl. Peter Häberle, Das Problem des Kulturstaates im
Prozess der deutschen Einigung – Defizite, Versäumnisse,
Chancen, Aufgaben, in: Jahrbuch des öffentlichen Rechts der
Gegenwart, 40 (1991), S. 291– 499. Vgl. auch BVerfGE 36,
321 (331: „Kulturstaat“) und die Bayerische Verfassung, die

in Art. 3 (1) vom Freistaat als „Kulturstaat“ spricht. In
Art. 128 des Maastrichter Vertrages von 1992 übernimmt
auch die EU erstmals einen kulturpolitischen Gewährleis-
tungsauftrag.
2 Vgl. Amitai Etzioni, Die Entdeckung des Gemeinwesens
im Kultur- und Sozialbereich. Effektivitätsvorteile von Non-
Profit-Organisationen, in: Norbert Kersting u. a. (Hrsg.),
Ehre oder Amt? Qualifizierung bürgerschaftlichen Engage-
ments im Kulturbereich, Opladen 2002, S. 61–75.
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Gemeinschaftsformen bilden so etwas wie eine
Synthese von öffentlicher und privater Güterpro-
duktion. Sie scheinen, zumindest theoretisch,
einen Königsweg gerade für Kunst und Kultur
anzubieten – denn sie berücksichtigen in ihrer
Sozialgestalt das wesenhaft Individuelle und Dia-
logische der Kunst. Verfehlt wäre jedoch, die staat-
liche und marktliche Form abzulehnen. Die markt-
liche hat ihre hier nicht weiter zu erörternden
Vorteile. Für die staatliche Aufgabenübernahme
spricht in einer Demokratie der republikanische
Gemeinschaftscharakter des Staates und seiner
Gliedskörperschaften, vor allem der Kommunen.
Kurz: Die theoretische Reflektion führt zu einem
subsidiären Pluralismus der Steuerungsformen.

Betrachten wir die zweite Polarität: das Verhältnis
von investiven und konsumtiven Ausgaben. Übli-
cherweise werden Ausgaben für Kunst und Kultur
als konsumtive Ausgaben gefasst, nur die erforder-
lichen Bauten und Geräte gelten als investiv. Man
könnte diese ökonomische Sichtweise zumindest
gedanklich umkehren, denn ihr liegt eine materia-
listische Sicht der Wirklichkeit zugrunde. Investi-
tionen in materielle Güter und selbst in monetäre
Größen (wie Aktien oder Unternehmensanteile)
werden hier als das eigentlich Wesentliche be-
trachtet. Demgegenüber würde eine eher geis-
teswissenschaftliche Sicht der Wirklichkeit auf
eine Wertschöpfungsrechnung abheben, wie sie
unterdessen in der Rechnungslegung großer
Unternehmen üblich wird.3 In gesamtgesellschaft-
licher Perspektive heißt das, dass sowohl die Ein-
kommen der Erwerbstätigen wie die Ausgaben für
Kunst und Kultur (oder Bildung) keine konsum-
tiven „Unkosten“ bilden, sondern Wertschöp-
fungsverwendung, Ertragsanteile. Mit ihnen wird
in Menschen investiert, in ihre künftigen Möglich-
keiten, in ihre Kreativität. Man könnte es auch so
formulieren: Erst eine Synthese der klassischen
Ökonomensicht und einer erweiterten Wert-
schöpfungsperspektive wird der gesellschaftlichen
Bedeutung von Kunst und Kultur gerecht.

Diese theoretischen Überlegungen haben weitrei-
chende praktische Folgen. Sie ändern vor allem
den Blick auf den Wohlfahrtsstaat, auf die gesell-
schaftliche Absicherung auch von Kunst und Kul-
tur. In den letzten Jahren kommt kaum eine öffent-
liche Diskussion mit Kunstschaffenden ohne die
Klage aus, die öffentliche Hand würde sich aus der
Kulturfinanzierung zurückziehen. Man befürchtet
ein „Theatersterben“, die „freie Kulturszene“
werde „ausgeblutet“, die international einzigartige

Kulturlandschaft Deutschlands sei gefährdet. Inter-
national ungewöhnlich ist freilich nicht nur die für
Flächenstaaten höchste Museums-, Theater- oder
Berufsorchesterdichte pro Einwohner, sondern
auch die Finanzierung von Kunst und Kultur in
Deutschland. Fast 90 Prozent der Ausgaben der
Stadt- und Staatstheater mit ihren jährlich mehr als
22 Millionen Besuchern4 werden durch die öffentli-
chen Haushalte bestritten, auch die 4 570 Museen
mit ihren 96,2 Millionen Besuchern im Jahr 1999
werden überwiegend aus Staatsmitteln alimentiert.
Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes
(November 2001) verausgabten die öffentlichen
Haushalte 1999 für Kunst und Kultur 6,892 Milliar-
den Euro (davon 2,875 Mrd. für Theater, Berufsor-
chester und -chöre, 1,050 Mrd. für Museen, Samm-
lungen und Ausstellungen und allein 479 Mio. für
die Verwaltung der Kultur).

Das im Modellprojekt SAKUSDAT („Sächsische
Kulturstatistik Datenbank“) entwickelte neue
Abgrenzungskonzept staatlich/kommunaler Kul-
turfinanzierung, das zusätzlich zu den vom Statisti-
schen Bundesamt aufgrund der Bund-Länder-
Kommission getroffenen Abgrenzungen unter
anderem die Ausgaben für Kunsthochschulen oder
das Bibliothekswesen einbezieht, sieht die öffentli-
chen Kulturausgaben in Jahr 2000 sogar bei ca.
7,95 Mrd. Euro. Der Arbeitskreis Kulturstatistik
e.V. berechnete, dass diese Ausgaben aufgrund der
im Grundgesetz gewollten Länderhoheit in der
Kulturpolitik vor allem von den Ländern (47 Pro-
zent) und den Kommunen (46 Prozent) getragen
werden, der Bund konzentriert seine Mittel (sie-
ben Prozent) bislang vor allem auf „Leuchttürme“
nationaler Bedeutung, wie die neue „Bundeskul-
turstiftung“ oder die Berliner Museumsinseln.5

Gemessen an den Gesamtausgaben der öffentli-
chen Haushalte belaufen sich die Kulturausgaben
freilich auf unter 1,3 Prozent, mit zudem sinkender
Tendenz seit Anfang der neunziger Jahre. Dieser
Rückgang, der in einigen Kommunen durchaus
dramatisch ausfällt, ist wohl der Grund für jene
Klagen über den Rückzug der Gesellschaft aus der
Kulturfinanzierung. Tariferhöhungen im öffentli-
chen Dienst, die angesichts eher niedriger Gehäl-

3 Vgl. Benediktus Hardorp, Die Krise unseres Sozial-
systems, in: Jean-Claude Lin/Andreas Neider (Hrsg.), Der
Weg in die Zukunft, Stuttgart 1997, S. 20 ff.

4 Lt. Werkstatistik des Bundesverbandes deutscher Theater
für die Saison 2000/1, in: die tageszeitung vom 11. Dezember
2002, S. 4.
5 Vgl. Michael Söndermann, Zur Lage der öffentlichen
Kulturfinanzierung in Deutschland. Ergebnisse aus der Kul-
turstatistik, in: Jahrbuch für Kulturpolitik 2000, Essen 2001,
S. 351 ff. Das in der deutschen Kulturpolitik noch immer ge-
pflegte Bild kommunaler Dominanz wird hier relativiert: Vor
allem in den ostdeutschen Ländern übernehmen die Länder
besondere Leistungen, in Thüringen beträgt der kommunale
Anteil nur 28 Prozent der öffentlichen Ausgaben, während er
beispielsweise in Hessen bei 57 Prozent, in Nordrhein-West-
falen gar bei 70 Prozent liegt.
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ter in deutschen Stadttheatern berechtigt erschei-
nen,6 gefährden unterdessen die Theaterkultur.

II. Kulturpolitik als Sozialpolitik

Kunst und Kultur scheinen im Wohlfahrtsstaat
Deutschland insoweit eine eigentümlich schillernde
Rolle zu spielen: Im internationalen Vergleich
erscheinen sie als relativ hoch subventioniert, doch
aus Sicht der Kulturaktiven bedroht. Kunst und
Kultur unter dem Blickwinkel wohlfahrtsstaatli-
cher Politik zu betrachten ist freilich in Deutsch-
land noch kaum üblich.7 Während in den angelsäch-
sischen Ländern die Bildungspolitik seit jeher der
Sozialpolitik zugerechnet wird, insoweit sie für
Chancengleichheit der Bürger sorgen soll, hat sich
in Deutschland ein eher lohnarbeitszentriertes und
damit wirtschaftsbezogenes Konzept von Sozialpo-
litik gehalten. Politikfelder wie die Bildungs- und
Kulturpolitik (sowie die Religionspolitik) wurden
als „Kultuspolitik“ demgegenüber staatsnah und
das heißt auch in staatlichen Institutionen verfasst.
Die Länderhoheit sollte vor dem Hintergrund der
nationalsozialistischen Erfahrung zentralstaatliche
Interventionen behindern, eine Staatsferne der
Kultur war in Deutschland im 20. Jahrhundert von
den Eliten freilich nie beabsichtigt.

Als das erstarkende Bürgertum die wirtschaftliche
Trägerschaft der Theater- und Opernhäuser im
Übergang vom 19. zum 20. Jahrhundert von den
fürstlichen Höfen übernahm, geschah dies im
Bewusstsein, dass die kommunalen Haushalte von
ihm finanziert und durch seine Vertreter kontrol-
liert wurden. Erst in der Weimarer Republik und
vor allem in der Bundesrepublik sowie, parallel, in
der DDR wurde die Finanzierung und Trägerschaft
von Theatern und anderen Institutionen der „Hoch-
kultur“ zu einer politischen Frage auch für die brei-
ten Massen. Erst damit wurden Kunst und Kultur
faktisch zu einem sozialpolitischen Thema. Wäh-
rend in der DDR dieser Zusammenhang (naturge-
mäß nicht ohne Herrschaftsinteressen der Parteika-
der) von Anfang an bewusst war, bedurfte es der
sozialdemokratischen Regierungsübernahme der

siebziger Jahre, um den sozialpolitischen Charakter
der Kulturpolitik zu betonen. Hermann Glaser
sprach damals vom „Bürgerrecht Kultur“, Hilmar
Hoffmann forderte „Kultur für alle“. Die „Neue
Kulturpolitik“ wurde zum Bestandteil eines wohl-
fahrtsstaatlichen Programms („Demokratisierung
der Kultur“, „kulturelle Demokratie“).

Die sozialpolitische Begründung von Kultur erwei-
terte unter den Bedingungen eines teils explosiven
Wirtschaftswachstums das bürgerlich verankerte,
staatlich getragene Kunstsystem – Theater,
Museen, Orchesterwesen, Kunsthochschulen.
Hinzu kam im Aufgreifen neuer Initiativen
„freier“ und „alternativer“ Kultur der Post-68-
Epoche ein breites Spektrum an soziokulturellen
Projekten, die nun ebenfalls mit öffentlichen Mit-
teln rechnen konnten – zumal sich mit den „Grü-
nen“ eine Partei formiert hatte, die als politische
Lobby dieses Kultursegments auftrat. Unter der
Signatur von „Breitenkultur“ und von „niedrig-
schwelligen Angeboten“ zwischen Sozialarbeit
und Kunst kam die staatliche Kulturförderung
auch mehr oder weniger gesellschaftskritischen
Institutionen zugute. Freilich war diese Förderung
prekär. Die Staatsferne der „Soziokultur“ führte
schon seit Mitte der achtziger Jahre zu einem stän-
digen Kampf um Haushaltsmittel. Anders als bei
ausdrücklich kommerziellen Kulturangeboten –
Operettenbühnen, Tourneetheater, Pop- oder
Volksmusik – liegt beispielsweise bei Soziokultu-
rellen Zentren die Eigenfinanzierungsquote mit 45
Prozent noch immer so niedrig, dass Staatsmittel
(„Staatsknete“) unverzichtbar erscheinen.8

Die „freie“ Kunstszene wird häufig als ein Innovati-
onspool für die Institutionen der „Hochkultur“ und
auch dadurch als öffentlich förderwürdig gewertet.
Diese Legitimation von Staatsmitteln für nichtstaat-
liche und nichtkommerzielle Kulturinitiativen und -
institutionen (überspitzt formuliert: als die „Jusos
der Hochkultur“, als großflächige Lehrlingswerk-
statt) ist natürlich nicht unumstritten. Die früheren
Postulate einer eigenständigen Ästhetik sind heute,
nicht zuletzt aufgrund der „Fahrstuhleffekte“ in die
„etablierten“ Kultureinrichtungen, einem pragma-
tischen Pluralismus gewichen. Nachwuchsförde-
rung und ästhetische Breite können im politischen
Verteilungskampf um Ressourcen allerdings nur
dann als Argumente genügen, wenn das klassische
Medium der Politik hinzutritt: die Macht und ihre

6 So verdient eine Vollzeitreinigungskraft beispielsweise
bei den Städtischen Bühnen Münster in der Lohngruppe eins
brutto 1 527,55 Euro, das Durchschnittsgehalt der künst-
lerischen Mitarbeiter liegt bei 2 000 Euro brutto. Der
Bochumer Intendant Matthias Hartmann sieht auch haus-
gemachte Lohnprobleme: „In einer modernen Betriebs-
struktur, die das Theater effektiver arbeiten lässt, könnten wir
vielleicht noch höhere Löhne zahlen“, in: Theater heute,
(2003) 2, S. 4.
7 Zu ersten Überlegungen vgl. Bernd Wagner/Annette
Zimmer, Krise des Wohlfahrtsstaates, Zukunft der Kultur-
politik, Essen 1997.

8 Wobei die öffentliche Förderung je BesucherIn von 1990
bis 2000 von 8,13 DM auf 5,73 DM sank (vgl.
www.soziokultur.de). Aus Sicht der (vor allem sozial-
demokratischen) Kulturpolitiker finden sich eindrückliche
Schilderungen jener um die Leitbegriffe „Kommunikation“
und „Demokratisierung“ changierenden „Neuen Kultur-
politik“ in: Oliver Scheytt/Michael Zimmermann (Hrsg.),
Was bleibt? Kulturpolitik in persönlicher Bilanz, Essen 2001.

23 Aus Politik und Zeitgeschichte B 12 / 2003



Mobilisierung. Nun ist Macht offensichtlich ein
ganz kunstfernes Argument – und damit werden
neue Probleme generiert, im demokratischen
Wohlfahrtsstaat zudem Probleme, die noch kaum
richtig wahrgenommen und reflektiert erscheinen.

III. Von der Ästhetik der Macht
zur Sozialästhetik

Der Politologe Klaus von Beyme hat in seiner Studie
„Die Kunst der Macht und die Gegenmacht der
Kunst“9 zwischen „Stil“ als Formprinzip der Kunst
und „Macht“ als Formprinzip der Politik unterschie-
den. Zur entscheidenden Frage für die Qualität von
Kunst im Spannungsbereich der Politik (und Wirt-
schaft) wird dann, ob es der Kunst gelingt, ihre
eigene Logik zur Geltung zu bringen. Unter den
Bedingungen feudaler Herrschaft gelang dies, folgt
man dem heutigen Stand kunst- und kulturhistori-
scher Forschung, erstaunlicherweise und wohl auch
deshalb, weil fürstliches Mäzenatentum in der Regel
mit Kunstsinn und kurzen Entscheidungswegen ein-
herging. Diktaturen – ob nationalsozialistischer,
kommunistischer oder sonstiger Ideologie – verspür-
ten das Bedürfnis nach unmittelbarer politischer
Ikonographie, unterwarfen Kunst und Kultur dem
Machtzweck. Der demokratische Wohlfahrtsstaat
kennt demgegenüber, so von Beyme, zumindest vier
Modelle der Kunstförderung: (a) das zentralistische
Modell unter Regie eines Kulturministeriums (z. B.
Frankreich); (b) das dezentrale Modell regionaler
und funktionaler Akteure (z. B. Deutschland); (c)
das parastaatliche Modell der Steuerung mit autono-
men Akteuren, insbesondere Stiftungen und Spon-
soring der Wirtschaft (vor allem USA, Großbritan-
nien) und (d) die staatliche Kunstregie, die zumal
aus Diktaturen bekannt ist, jedoch auch in ausge-
bauten Wohlfahrtsstaaten vorkommt (z. B. während
des New Deal in den USA oder in Skandinavien).

In der Realität vermischen sich diese Idealtypen, und
in Zeiten gesellschaftlicher Dynamisierung, wie
gegenwärtig, werden die Gewichte neu justiert. Es ist
deshalb kein Zufall, dass das vereinte und an der
Schwelle in die europäische Interation stehende
Deutschland,zudemunterrot-grünerRegierung,mit
der „Beauftragten der Bundesregierung für Kultur
und Medien“ zumindest ein „kleines“ Bundeskultur-
ministerium einführte und zugleich das Stiftungswe-
sen ausweiten möchte. Die kulturpolitische Staats-
machtwirdunterdenBedingungenrasantenWandels
amorph,Verantwortungenwerdenabgeworfen.

Doch neue Verantwortungen und Ressourcen
für die Kunst entstehen nicht von allein. Die
Omnipräsenz kultureller Produkte in den sich ver-
massenden Medien, in Kulturevents und Spon-
soringstrategien fördert zwar eine Menge hand-
werklichen Geschicks im Kulturbereich. Doch ob
die Breite der Kunstproduktion auch künstlerische
Qualität ermöglicht, ist nicht nur in der Sozio- und
„freien“ Kultur eine offene Frage. Sicher ist allein,
dass der Staat als Kulturförderer zunehmend von
der Kultur- und Medienwirtschaft überflügelt wird.
Der unterdessen vierte „Kulturwirtschaftsbericht“
des Landes Nordrhein-Westfalen (NRW) verweist
auf eine boomende Branche: „Kulturwirtschaft
umfasst alle Wirtschaftsbetriebe und Selbstständi-
gen, die zur Vorbereitung, Schaffung, Kulturver-
mittlung und/oder medialer Verbreitung Leistungen
erbringen oder dafür Produkte herstellen und ver-
äußern.“ Während die Umsätze der NRW-Gesamt-
wirtschaft zwischen 1980 und 1996 um 206 Prozent
stiegen, weist die NRW-Kulturwirtschaft „im enge-
ren Sinne“ für denselben Zeitraum eine Umsatzent-
wicklung von 314 Prozent auf. Auch die Europä-
ische Kommission kam schon Mitte der neunziger
Jahre zu dem Ergebnis, dass dieser Wirtschaftssek-
tor „einen vorderen Rang in den als ,Arbeitsplatz-
potentiale‘ anerkannten Sektoren einnimmt“.

Immerhin 642 000 Erwerbstätige verzeichnet der
Mikrozensus im Jahr 2000 im Kultursektor (ein-
schließlich des Verlagsgewerbes), mit einer Steige-
rung von 21 Prozent seit 1995, während der allge-
meine Anstieg der Zahl der Erwerbstätigen in
diesem Zeitraum nur bei 1,5 Prozent lag. Kenn-
zeichnend ist der mit 20 Prozent doppelt so hohe
Selbstständigenanteil gegenüber der Gesamtwirt-
schaft. Der Gesamtumsatz der Kulturwirtschaft
belief sich nach der Umsatzsteuerstatistik im Jahr
1999 auf über 70 Mrd. Euro, derjenige der Kultur-
wirtschaft im engeren Sinne auf immerhin 40,8
Mrd. Euro.10 So betrachtet erscheint der Staatsan-
teil an der Kulturproduktion mit etwa 19 Prozent
letzterer Summe – unter dem Vorbehalt, dass diese
Staatsquote anders abgegrenzt wird – bescheide-
ner. Der Vorbehalt ist allerdings wichtig, denn eine
einigermaßen präzise politisch-ökonomische Kul-
turstatistik existiert in Deutschland nicht.11

Verbirgt sich hinter dieser Entwicklung womöglich
jener in die Gesellschaft „erweiterte Kunstbegriff“,
den Joseph Beuys einst beobachtete und förderte?

9 Vgl. Klaus von Beyme, Die Kunst der Macht und die Ge-
genmacht der Kunst. Studien zum Verhältnis von Kunst und
Politik, Frankfurt/M. 1998, S. 31 ff.

10 Vgl. Michael Söndermann, Zur Lage der Kulturwirt-
schaft in Deutschland 1999/2000, in: Jahrbuch für Kultur-
politik 2001, Essen 2002, S. 369 –391.
11 Die Umsatzsteuerstatistik grenzt die Kulturwirtschaft
anders ab als die weiter oben genannten Angaben des Pro-
jekts SAKUSDAT. Europäische Vergleichszahlen werden,
gefördert durch die Europäische Kommission, zur Zeit er-
hoben, vgl. www.culturalpolicies.net.
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Trägt die spezifisch deutsche Mischung von Kultur-
und Wohlfahrtsstaat mit einer expansiven Kultur-
wirtschaft zu einer Ästhetisierung der Gesellschaft
bei? Beuys’ Forderung: „Nichts für mich, sondern
alles für die anderen“ und seine Maxime: „Freiheit
ist ja das größte Gesetz in sich“12 scheinen vorder-
hand weder mit einer kapitalistischen Marktlogik
noch mit einem Kulturwohlfahrtsstaat vereinbar.
Sein bekanntes Diktum „Kunst = Kapital“, verbun-
den mit seiner Paraphrase eines Satzes von Rudolf
Steiner: „Jeder Mensch ist ein Künstler“, verweisen
gleichwohl auf Möglichkeiten, die unter den Bedin-
gungen eines subsidiären Wohlfahrtsstaates durch-
aus beobachtet werden können.

In Deutschland wurden die Grundlagen dafür früh
gelegt – man erinnere sich nur an Immanuel Kants
Erkenntnisse über die Notwendigkeit eines ästheti-
schen Sinnes namens „Gemeinsinn“, wie er für „die
allgemeine Mitteilbarkeit eines Gefühls“ erforder-
lich sei („Kritik der Urteilskraft“, § 21, B 66). Wolf-
gang Welsch hat für die gegenwärtige Moderne eine
„Protoästhetik“ ausgemacht, eine „ästhetikartige
Verfassung der Wirklichkeit“13. Natürlich könnte
man einwenden, dass die Ästhetisierung der Grund-
lagen des Denkens und des Handelns, die ihren
Ausdruck auch in einem Boom der Kulturwissen-
schaften findet, mit Verflachung einhergeht. Kultur-
pessimistische Verfallsdiagnosen begnügen sich
jedoch eher mit selektiven Beobachtungen, ihr
empirischer Nachweis fehlt. Kunst und Kultur
mussten stets für ihre Logik kämpfen.

IV. Kulturpolitik als soziale
Investition

So bleibt die Frage an die Politik, die unter den Be-
dingungen der Globalisierung mittlerweile nicht
allein im Bereich von Kunst und Kultur als brennend
erlebt wird: Kann Politik die Eigenständigkeit der-
jenigen Subsysteme der Gesellschaft sichern, die
gegenüber der Macht der großen Systeme, vor allem
der Wirtschaft, Schutz brauchen? Die Perspektive
wird damit weit. Seit einigen Jahren werden in
den Sozialwissenschaften unter den Signaturen
„Sozialkapital“, „kulturelles Kapital“, „Lebenswelt“,
„Kommunitarismus“ oder „Gemeinschaft“ jene Res-
sourcen und Milieus zum Thema, die zugleich die
Voraussetzungen der kapitalistischen Ökonomie und
des demokratischen Wohlfahrtsstaates bilden. Jene
sind durch beide gefährdet, begründen aber, geradezu

in einem dialektischen Verhältnis, zugleich deren
Existenz. Die Grundwerte der Moderne – Gleichheit,
Freiheit, Solidarität – sind gekoppelt an Gerechtig-
keitswerte, deren Wurzeln in gemeinschaftlichen
Traditionen und geistigen Strömen entdeckt werden.
Politik als in Recht institutionalisierte Macht birgt im
demokratischen Wohlfahrtsstaat des 21. Jahrhunderts
eine gewaltige Steuerungsaufgabe: Sie muss die Gren-
zen der Subsysteme schützen wie ihre „Interpene-
tration“ (Talcott Parsons) gestalten. „Gestaltung“ ist
ein durchaus „ästhetischer“ Begriff. Zu Recht spricht
man von der „Kunst“ der Politik.

Wie könnte ein politischer „Stil“ aussehen, der
diesen hohen Ansprüchen genügt? Gestaltung
erfordert Intervention und Zurückhaltung, erfor-
dert – um nochmals Joseph Beuys zu zitieren –
eine meditative Haltung: „Das Ganze kann ja nur
erworben werden durch Übung.“ Die Gesellschaft
insoweit als eine „soziale Plastik“ zu verstehen, an
der in einer Demokratie alle Bürger mitarbeiten
und deren „Oberbildhauer“ eben auch Politiker
sind, erweitert den Blick aufs Ganze, auf ihre mög-
liche „Schönheit“ – und auf das Scheitern von
Kunst, der Wollen nicht genügt. Es ist vielleicht
kein Zufall, dass heute in den Parteien – ein-
schließlich der Grünen – eine liberale Grundstim-
mung reüssiert. Jenes Streben zur Mitte hin, und
damit die Verweigerung der Extreme, erscheint als
logische Folge von zwei Realprozessen: der Ent-
stehung einer „Bürgergesellschaft“, einer Gesell-
schaft der Individuen, und der geistigen Global-
isierung, die zwar mit Fundamentalismen kämpft,
doch als „Weltkultur“ auch eine Konvergenz von
Weltreligionen in einer Art „Weltethos“ (Hans
Küng) erlangt. Sozial- und kulturpolitisch könnte
man das vielleicht so beantworten: Auf die Indivi-
dualisierung reagiert am besten ein bürgergesell-
schaftlicher Sozialstaat, der die Bürger als Bürger
und nicht zuerst als Lohnarbeiter (oder Beamte
usf.) absichert.14 Die Sicherung und Entwicklung
des „kulturellen Kapitals“ wiederum fördert best-
möglich wohl eine Politik, die künstlerische und
kulturelle Qualität zum Maßstab macht.

Diese Maßstäbe der Qualität freilich kann Politik
aufgrund ihrer logischen Fokussierung auf Macht
keineswegs definieren. Gerade auf Gesellschafts-
reform programmierte Parteien (wie die Grünen)
müssten sich deshalb auf qualitätssicherndes „ins-
titution building“ konzentrieren – das in einer
notwendigen Spannung zum Gerechtigkeitswert
„Gleichheit“ steht. Ihr Kampf für Investitionen in
das „kulturelle Kapital“ der Gesellschaft muss um
Bündnisse mit allen „zentristischen“ Kräften

12 Joseph Beuys im Gespräch mit Knut Fischer und Walter
Smerling, Köln 1989, S. 30, 47.
13 Wolfgang Welsch, Grenzgänge der Ästhetik, Stuttgart
1996, S. 94 ff.

14 Ausführlicher dazu vgl. Michael Opielka, Zur sozial-
politischen Theorie der Bürgergesellschaft, in: Zeitschrift für
Sozialreform, (2002) 5, S. 563 –585.
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bemüht sein. Es ist folgerichtig, dass die Grünen
ihre frühere, einseitige Konzentration auf die
„Sozio“- und „freie“ Kultur aufgegeben haben
und die Freiheit, also Autonomie der Kunst (als
Zentrum jeder Kultur), als solche verteidigen. Wie
jeder Wirtschaftskundige weiß, sind Investitionen
immer mit Risiken verbunden. Es ist aber nicht
einzusehen, dass 26 Milliarden Euro „Abschrei-
bungen“, also: Verlust bei der Deutschen Telekom
(im Jahr 2002) als legitimes Investitionsrisiko
gedeutet werden können – verbunden mit entspre-
chenden steuerlichen Vorteilen, damit indirekter
staatlicher Subvention –, die Kulturhaushalte der
Gebietskörperschaften jedoch gleichzeitig um
geradezu verschwindende Bruchteile dieser (und
anderer) Beträge stranguliert werden.

Natürlich kommt es nicht nur auf absolute Geldbe-
träge an, wenn es um Qualitätsförderung geht. Wie
man es seitens der Politik dem Management von
Großunternehmen überlässt, die Investitionsent-
scheidungen zu treffen, muss auch über die Kultur-
investitionen durch die Kulturschaffenden verfügt
werden können. Sie müssen sich begründen lassen
– durch Zuschauerzahlen, Qualitätswettbewerbe,
ästhetische Diskurse –, doch war Kunst historisch
niemals ein vor allem durch individuelle Markt-
nachfrage gesteuertes System. Die Politik kann for-
dern und fördern, dass der Zugang zur Kunst allen
Befähigten aktiv und allen Bürgern als Kunstrezi-
pienten und als selbst künstlerisch Aktiven offen
steht. Auch hier bleibt viel zu tun: Lokale Musik-
schulen sind bedroht, Kunstschulen existieren noch
immer nur in wenigen Gemeinden, der Musik- und
Kunstunterricht an den Schulen wird systematisch
unterbewertet. Der Zugang zur Kultur erfordert zu
Recht Subventionen – und dies, wenn die Ästheti-
sierung unserer Wirklichkeit gut begründet werden
soll, nicht zu knapp.

V. Wo investieren?

Dieses allgemeine Plädoyer für die staatliche Mit-
finanzierung von Kunst und Kultur kann sich auf
theoretische wie auf praktische Begründungen
berufen. Im Konkreten freilich stößt es sich an vie-
lerlei Konkurrenzansprüchen. Vor allem auf kom-
munaler Ebene werden die Fördermittel für Thea-
ter und Museen zunehmend gegen sozialpolitische
Aufgaben oder andere, durchaus begründbare
öffentliche Güter gesetzt. In einer Demokratie
zählt die Meinung der Bürger, ihrer politischen
Repräsentanten und Entscheidungseliten. Damit
wird Kulturpolitik wichtig: Sowohl die Produzen-
ten von Kunst und Kultur wie ihre Nutzer müssen

sich organisieren und artikulieren. Dass in Kunst
und Kultur auch staatliche Mittel fließen müssen,
wird glücklicherweise kaum bestritten. Die Höhe
dieser Investitionen lässt sich nur politisch, nicht
wissenschaftlich vorschreiben. Man braucht dafür
gute Argumente und Durchsetzungsvermögen.

So ist beispielsweise auch das „Bündnis für Thea-
ter“, der Vorschlag einer von Bundespräsident Rau
berufenen Arbeitsgruppe zur „Zukunft von Theater
und Oper in Deutschland“, vor allem politisch zu
bewerten.15 Hier kommen allerdings Zweifel auf, ob
die Begründungen reichen. Nicht nur, dass in dem
öffentlich präsentierten „Zwischenbericht“ eine
höchst unzureichende Analyse des Funktionswan-
dels des Theaters enthalten ist. Denn im Theater
von heute einen Ort zu erkennen, der vorrangig
„nach dem Sinn des Lebens, nach Werten und
Orientierungen für das Zusammenleben“ fragt und
sucht, misst ihm eine Funktion zu, die bereits Hegel
in seiner Kritik der „Kunstreligion“ der Frühroman-
tik absprach.16 Gleichwohl kommt dem Theater
(wie aller Kultur) auch gemeinschaftsbildende und
damit identitätsstiftende Wirkung zu. Ob nun Thea-
ter eine „moralische Anstalt“ ist, wie es im Bericht
heroisch heißt, erscheint in kulturpolitischer Hin-
sicht sekundär, zumal die Moralisierung des Publi-
kums durch staatsfinanzierte Institutionen proble-
matisch bleibt. Es ist eben nicht „notwendig“, dass
das Theater „Inhalte vermittelt“, sondern es soll
eine spezifische und nur durch das Theater mögli-
che künstlerische Form anbieten. Diese Form erfor-
dert – das scheint der internationale Vergleich gut
zu belegen – ein verlässliches Niveau und damit ein
Ensemble und Repertoirebetrieb. Das kostet Geld.

Damit wird aber die ästhetische Diskussion erst
eröffnet – jene Spannung von traditionsbewusster
Niveaupflege und kreativem Experiment, die kei-
neswegs nur zugunsten des Letzteren, vor allem
nicht zugunsten des in Deutschland von manchen
Feuilletons noch immer allzu geschätzten Regie-
theaters beantwortet werden darf: jener „Dekon-
struktion“ von Texten durch Regisseure, welche
diese Texte kaum zu verstehen scheinen. Noch
immer weht ein Theaterzeitgeist, der im Schrillen
über Unausgereiftes hinwegspielt. Zu Recht heißt

15 Vgl. Bündnis für Theater: Wir brauchen einen neuen
Konsens. Zwischenbericht der Arbeitsgruppe „Zukunft von
Theater und Oper in Deutschland“, berufen von Bundes-
präsident Johannes Rau, vorgelegt am 11. Dezember 2002,
Ms.
16 „Die politische Konkurrenz um die knappe Ressource
,Sinn‘ hat die Entfernung zwischen Politik und Kultur ver-
ringert.“ So Jürgen Habermas, Die neue Intimität zwischen
Kultur und Politik, in: ders., Die nachholende Revolution,
Frankfurt/M. 1990, S. 9. Habermas verweist zu Recht auf die
Ambivalenz dieser Entwicklung, die historisch eine Verein-
nahmung der Kunst durch die Politik förderte, zugleich aber
auch aufklärerisches Potenzial birgt.
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es im Präsidentenbericht, dass „die Kunst im Mit-
telpunkt des Interesses zu stehen“ hat. Die Bewer-
tung von Kunst wird immer ein ästhetisches Prob-
lem bleiben. Sie kann nur in einer Hinsicht ein
politisches Problem sein: Als öffentliche bzw. von
der Öffentlichkeit subventionierte Kunst muss das
Theater „sein“ Publikum finden.

Hier herrscht, trotz teils beachtlicher Besucherzah-
len, die wirkliche Krise, vor allem bei jungen Leu-
ten.17 Denn die Vorstellung von „Präsenz“ wandelt
sich in einer Mediengesellschaft. Hier könnten Vor-
schläge ansetzen, die in der Theaterszene noch nicht
diskutiert werden. Was spricht dagegen, die Bühnen-
kunst und die modernen Medien so zu vernetzen,
dass in jeder Kommune im Bürgerfernsehen die
Aufführungen des städtischen Theaters gesehen
werden können? Der „Theaterkanal“ des ZDF ist
hier ein richtiger, wenn auch bislang nur von wenigen
nutzbarer Anfang, weil nur digital empfangbar und
zudem eben nicht lokal gemeinschaftsbildend. Die
modernen Medien als Komplement unmittelbarer
Präsenz zu verstehen, machen Bundesliga-TV und
MTV vor: Sie halten das Publikum keineswegs
davon ab, Stadien und Popkonzerte aufzusuchen
und dafür viel Geld auszugeben. Die Struktur von
Öffentlichkeit hat sich verändert, doch die Theater-
welt ist hier noch zu zurückhaltend.

Natürlich würde auch die Umsetzung dieser Anre-
gung Geld kosten. Deshalb soll am Ende noch ein
Vorschlag stehen, der zumindest für Theater und
Oper Geld bringt. Wenn man den Gedanken von
Antje Vollmer folgt, die deutsche Theaterland-
schaft als „Weltkulturerbe“ zu betrachten, dann
spricht viel dafür, zumindest einen Teil der Kosten
aus dem Erbe der Gesellschaft zu tragen, aus
ihrem angesammelten Vermögen. Die Form dafür
wäre eine Stiftungslösung. Um die bisherige
Zuschusssumme der öffentlichen Haushalte für
Theater und Oper von etwa 2 Mrd. Euro jährlich
zu erreichen, wäre ein Stiftungsvermögen von bis
zu 50 Mrd. Euro erforderlich. Das ist viel. Würde
aber der Bund seine verbliebenen Telekom-Aktien
zum Nennwert von ca. 23 Mrd. Euro (Februar
2003) dafür einbringen, wäre schon fast die Hälfte
des Stiftungskapitals beisammen. Das würde genü-
gen, um eine Grundfinanzierung der deutschen
Theater- und Opernlandschaft zu erreichen. Der

Rest würde – wie bisher – aus kommunalen und
Landesmitteln, über Eintrittsgelder, Spenden und
Sponsoring, aber auch aus den Nutzungsgeldern
eines Bühnenfernsehens durchaus einspielbar sein.
Eine solche Lösung wäre zugleich ein Beitrag zur
Entstaatlichung von Kunst und Kultur.18

Nun könnte man einwenden, dass damit zwar eine
Lösung für Theater und Oper in Sicht wäre, doch
noch längst nicht für das Gesamt des öffentlichen
Gutes an Kunst und Kultur. Aber so ist das in der
Politik. Es braucht viele Lösungen. Theater und
Oper waren und sind „Leuchttürme“ der deut-
schen Kulturpolitik.19 Wenn sie erlöschen, fehlt
Orientierung. Kunst ist – neben Wissenschaft und
Religion – die Quelle aller Kultur; deshalb steht
heute die Kunstförderung im Zentrum der Kultur-
politik. In einer Epoche der Europäisierung und
Globalisierung kommt Kunst und Kultur eine emi-
nente Bedeutung zu.20 Okwui Enwezor, der Leiter
der Documenta 11, hat die bildenden Künste in
den Kontext einer Nachhaltigkeitsdebatte gestellt,
die sich nicht primär am Ökonomischen orientie-
ren darf: „Man sollte sie viel komplexer sehen – im
Hinblick auf die Erweiterung der Freiheiten von
Menschen. Das schließt Demokratisierung, Erzie-
hung und die Teilnahme an sehr ernsten intellek-
tuellen und kulturellen Dialogen ein.“21 Dass Letz-
tere als Kunst auch noch unterhalten können, hat
schon Goethe gekonnt.

Internetverweise des Autors:

www.kulturportal-deutschland.de
www.kupoge.de
www.kulturpolitik.de
www.theater.de
www.soziokultur.de

17 Die Krise ist subtil mit Langzeiteffekt, ein Beispiel: In
der Saison 2000/1 wurde Goethes „Faust“ als meistaufge-
führtes Schauspiel von 216 413 Menschen gesehen (vgl.
Anm. 3). Das heißt gleichwohl: Nur ein Bruchteil der Ober-
stufen-Schüler und Studenten war dabei. Populär ist das
große deutsche Theatererbe selbst bei Eliten nicht. Dies be-
legt auch die Nichtbesucher-Studie unter 16- bis 29-Jährigen,
die der Deutsche Bühnenverein am 23. 1. 2003 veröffent-
lichte: 77,7 Prozent der Befragten gehen lieber ins Kino als ins
Theater; 49,8 Prozent ziehen sogar einen Videoclip oder ei-
nen Videofilm dem Theater vor.

18 In diese Richtung zielt das Papier „Oper in Berlin –
Strukturkonzept“, das der Berliner Kultursenator Flierl am
3. Februar 2003 vorlegte. Die drei Berliner Opern sollen als
gemeinnützige GmbHs unter dem Dach einer neuen Stiftung
verfasst werden, die – zunächst vom Land Berlin getragen –
für Zustiftungen offen ist.
19 Die Finanzkrise der Kommunen droht derzeit mit einem
Zentralismus, der den Leuchtturm-Effekt nur noch den Büh-
nen der Landeshauptstädte mit ihrer räumlichen Nähe von
Politik und Theater eine ausreichend Mittelausstattung be-
lässt; vgl. Jürgen Berger, Am Ende der Fahnenstange. Den
deutschen Bühnen droht die Gefahr eines neuen Zentralis-
mus, in: Süddeutsche Zeitung vom 16. Januar 2003.
20 Vgl. Jutta Limbach, Kultur- und Bildungspolitik im Zei-
chen Europas, in: Aus Politik und Zeitgeschichte B 45/2002,
S. 3–5. Die Gefahren einer von der Welthandelsorganisation
favorisierten Marktliberalisierung auch für kulturelle
Dienstleistungen werden in Deutschland politisch noch kaum
erkannt, vgl. Joseph Hanimann, Vielfältiger. Aber Deutsch-
land fehlte: Chirac will die Kultur schützen, in: Frankfurter
Allgemeine Zeitung vom 6. Februar 2003.
21 Wissensgewinn durch visuelle Mittel. Interview, in:
Kunstjahr 2002, Regensburg 2002, S. 157.
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Tobias J. Knoblich

Soziokultur in Ostdeutschland

I. Avantgarde und Zonenkinder –
Zuschreibungen an die
ostdeutsche Herkunft

Je weiter die DDR als gesellschaftlicher Erfah-
rungsraum entrückt ist, je länger all jene, die aus
ihr stammen, von den neuen Verhältnissen über-
formt und geprägt werden, desto deutlicher scheint
das Bild einer ostdeutschen Mentalität hervorzu-
treten. Die DDR ist untergegangen, die Struktu-
ren und Institutionen des politischen und sozialen
Lebens haben sich rasant verändert, doch das
komplexe, „gelernte“ Verhältnis von Lebensweise
und Werthorizont reproduziert noch immer
Gemeinsamkeiten, die bei allen Modernisierungen
und demographischen Verschiebungen ostdeut-
sche Individuen erkennbar machen. Der Plural
„die Ostdeutschen“, der die wahrnehmbare Ein-
heit in Differenz hervorhebt, unterscheidet sich
dabei grundsätzlich vom Abgrenzungskürzel
„Ossi“. Der „Ossi“ verkörpert die typisierte
Mischung mehr oder minder verschrobener DDR-
Eigenschaften, der Ostdeutsche hingegen eine
soziologische Kategorie, mit der – wie Wolfgang
Engler zeigte – sehr differenziert die Entwicklung
einer Population beschrieben werden kann.1 Zwar
haben sich auch im Osten neue Lebensstile ausge-
prägt, doch über all dem steht eine gemeinsame
Haltung, die letztlich mehr eint als unterscheidet.

In den vergangenen Jahren ging es vordergründig
um die Bewältigung von Transformationen, die
den Ostdeutschen ein Höchstmaß an Neuorientie-
rung und oftmals auch an Frustration abverlang-
ten. So mussten sich sämtliche DDR-Genera-
tionen mit der Deformationsthese auseinander
setzen, nach der alle in der DDR Sozialisierten
Schwierigkeiten hätten, demokratiefähig zu sein.
Das Wort „Beitritt“, das in der Rede über die Wie-
dervereinigung immer etwas unangenehm heraus-
sticht, hatte stets auch die Konnotation von
Gleichschritt, der jedoch von vielen Ostdeutschen
nur mühsam zustande gebracht werden konnte.
Inzwischen aber hört man verstärkt Stimmen, die
sehr selbstbewusst mit den „Wegen aus der DDR“

umgehen und uns zeigen, dass sich hinter ver-
meintlicher Holprigkeit auch Eigenschaften ver-
bergen, deren Einsatz heute für ganz Deutschland
nützlich sein könnte.

Die Ostdeutschen etwa als „Avantgarde“ zu cha-
rakterisieren, wie es Wolfgang Engler tat, kann als
Aufwertung jener Leistungen verstanden werden,
die im Transformationsprozess häufig als notwen-
dige Anpassung verharmlost wurden. Der „Aus-
zug aus der Arbeitsgesellschaft“2 hat im Osten ein
Ausmaß erreicht, das mit bloßer Anpassung nur
zynisch beschrieben wäre; dass zugleich ein
Höchstmaß an sozialen Umgangsformen weiter-
lebt und nach Bestätigung verlangt, kennzeichnet
Menschen, denen Verantwortung in der Gemein-
schaft nicht nur eine theoretische Forderung ist.
Es ist genau jenes soziale Kapital, das die oft flos-
kelhafte Rede vom bürgerschaftlichen Engage-
ment heraufbeschwört, aber häufig nicht zu akti-
vieren versteht. Avantgarde bleibt bei aller
positiven Zuschreibung jedoch eher ein Hoff-
nungsbegriff. Die Ostdeutschen brechen – ausge-
stattet mit bestimmten Eigenschaften – zu neuen
Ufern auf; ob sie dabei ein Stück Zukunft positiv
zu gestalten vermögen, bleibt offen.

Auch der mehrdeutige Begriff „Zonenkinder“,
wie ihn Jana Hensel einbrachte,3 beinhaltet eine
differenzierte Auseinandersetzung mit dem Anteil
der DDR in der Biographie. Bei ihr geht es um
jene, für die die „Wende“ so früh kam, dass die
schwerwiegenden Entscheidungen, die sie für das
System vereinnahmen oder in kritische Distanz zu
ihm bringen konnten, nicht mehr stattfanden. Jana
Hensel schrieb ihr Buch zu einem Zeitpunkt, da
sich ihre Lebensanteile in der DDR und im verei-
nigten Deutschland die Waage hielten. „Zonenkin-
der“ sind so gesehen jene, die nicht mehr gänzlich
in der DDR und noch nicht vollständig im Westen
geprägt wurden: Sie wurden in der Zone dazwi-
schen erwachsen und schauen auf eine immer
schneller entschwindende Erinnerung an ein Land,
in dem sie trotz kritischer Einwände Heimat
erkennen. Dieses Land hat ihnen Eigenschaften
mitgegeben, die in der Phase des Übergangs ihre
Persönlichkeit mitformen. „Zonenkinder“ sind

1 Vgl. Wolfgang Engler, Die Ostdeutschen. Kunde von ei-
nem verlorenen Land, Berlin 2000.

2 Ders., Die Ostdeutschen als Avantgarde, Berlin 2002,
S. 196.
3 Vgl. Jana Hensel, Zonenkinder, Reinbek 2002.

28Aus Politik und Zeitgeschichte B 12/ 2003



Menschen, die ganz selbstverständlich unter den
neuen Bedingungen leben, studieren und so klar
wie keine Generation vor ihnen die Unterschiede
zwischen Ost und West erkennen und Brücken zu
bauen imstande sind. Sie tragen das kleine Stück
DDR wie ein wunderliches Fossil mit sich, immer
auch im Konflikt, über eine Kindheit zu verfügen,
die im vorletzten Jahrhundert zu liegen scheint.
Doch ihr Urteilsvermögen ist nie gänzlich zu tren-
nen von jenem ersten „Boden unter ihren Fü-
ßen“4.

An diesen beiden Selbstbeschreibungen – „Avant-
garde“ für die Bewältigung epochaler Umbrüche
und „Zonenkinder“ für die Erfahrung unterschied-
licher politischer Kulturen – wird deutlich, dass
eine einseitige Überformung bzw. Interpretation
der DDR-Erfahrungen weder möglich noch wün-
schenswert ist, weil die individuellen Prägungen
nicht gleichzusetzen sind mit einem staatlichen
Gebilde, das in kürzester Zeit von der politischen
Agenda verschwinden kann. Doch allzu oft wur-
den die Menschen im Osten von einer vorpro-
grammierten Veränderung ergriffen – ohne
Chance, den erstrittenen Umschwung mitzugestal-
ten, ihr bisheriges Leben plötzlich anders denn als
ein bloßes Museum zu betrachten. Im Bereich der
bürgernahen Kulturarbeit hingegen gibt es eine
Entwicklung, die als positives Beispiel „deutsch-
deutscher“ Annäherung hervorgehoben zu werden
verdient. Sie ist nicht abgeschlossen, sondern
bedarf im Gegenteil einer stärkeren Zuwendung
als bisher.

II. Soziokultur –
„Wiedervereinigung“ bürgernaher

Kulturarbeit in Ost und West

Wenn es im kulturellen Bereich nach 1990 ein
wirkliches Experimentierfeld gegeben hat, dann
jenes, das zur Etablierung einer ostdeutschen
Soziokultur führte. Was hier im Kontext der Verei-
nigung zusammenwachsen sollte, hätte auf den
ersten Blick unterschiedlicher nicht sein können:
Mit dem Kunstbegriff „Soziokultur“ fasste man im
Westen eine ausgesprochen staatsferne und -kriti-
sche Kulturpraxis, deren Strukturmerkmale mit
Begriffen wie „Basisdemokratie“ und „Selbstorga-
nisation“ zu beschreiben wären. Im Osten hinge-
gen traten Anwärter für Soziokultur in die Öffent-
lichkeit, die zuvor in staatlicher Trägerschaft
gewesen waren oder aber gerade im Trubel des

Umbruchs jene Freiheit probten, die sie zuvor
eher im Untergrund oder überhaupt erstmalig für
sich beanspruchen konnten. So gesehen gab es
eigentlich gar nichts „wieder zu vereinigen“ auf
diesem Gebiet, da die Praxis beider Systeme trotz
gemeinsamer Vorläufer und am Ende vergleichbar
„weiter“ Kulturbegriffe als jeweils einmalig zu
bezeichnen wäre.

Hatte im Westen Soziokultur etwas mit kultureller
Demokratisierung zu tun, mit der jenseits institu-
tionalisierter, vor allem an Kunstkultur interessier-
ter Kulturpolitik zumal jene Einrichtungen und
Initiativen ihr Recht beanspruchen, die etwa im
Stadtteil kreativ und beteiligungsorientiert wirken
wollten, hatte die DDR-Führung kulturelle Demo-
kratisierung hingegen als Mittel der Persönlich-
keitsformung auf dem Weg in eine klassenlose
Gesellschaft gefordert. Erstrittene Kommunikati-
ons- oder Soziokulturelle Zentren und Kulturlä-
den also auf der einen Seite, Kulturhäuser, -paläste
oder Klubs auf der anderen; Initiativen oder freie
Trägerschaft im Westen, staatliche Trägerschaft
oder Untergrund im Osten.

Bedeutete Vereinigung in vielen Bereichen tat-
sächlich nur „Beitritt Ostdeutschlands“ und ließ so
gut wie keine Spielräume für Experimente, so pro-
vozierte sie in der Soziokultur hingegen Verände-
rungen auf beiden Seiten. Ausgeklammert wird
damit zunächst die Bewertung der Entwicklung
der westdeutschen Soziokultur im letzten Vorwen-
dejahrzehnt, in dem nach Auffassung von Kriti-
kern ein großer Teil ihres ursprünglich gesell-
schaftskritischen Agierens zugunsten einer bloßen
kulturellen Praxis in den Hintergrund getreten ist.5

Auch die DDR-Praxis müsste man für eine genau-
ere Bestandsaufnahme präziser bewerten, denn
hier scheint gerade zum Ende hin ein zunehmen-
der Verlust staatlicher Kontrolle und unter der
Hand eine Umdeutung breitenkultureller Praxis
eingesetzt zu haben. Möglicherweise war gerade
dies auch für die Akteure beider Seiten ein Grund,
die „Wende“ als Mandat zu begreifen, die eigene
Praxis zu hinterfragen und einen wirklichen Dialog
zu suchen, an dem beide Seiten wachsen konnten.

Was zunächst also nicht viel mehr als die Über-
nahme einer in der DDR unbekannten Spartenbe-
zeichnung zu sein schien, geriet in der Praxis zu
einem Prozess der Aushandlung bürgernaher,
kleinteiliger Kulturarbeit, mit dem sowohl Erbe
und Defizite aus der Breitenkultur der DDR in
Ansätzen aufgearbeitet als auch die Praxis der Alt-
bundesländer ausgesprochen kritisch adaptiert

4 Ebd., S. 14.

5 Vgl. Tobias J. Knoblich, Das Prinzip Soziokultur – Ge-
schichte und Perspektiven, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte, B 11/2001, S. 7 ff.
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werden konnten. Wie in keiner anderen kulturel-
len Sparte war in diesem Bereich ein Höchstmaß
an Umdeutung, Selbstverwirklichung und Neuan-
fang möglich, weil die jüngste und formbarste
Institutionalisierung der westdeutschen Kultur-
landschaft gleichsam als Schablone diente: die
Soziokulturellen Zentren. Selbst erst im „langen
Marsch“ durch die Institutionen einigermaßen
gefestigt und infolge der Herkunft vieler Protago-
nisten aus den Neuen Sozialen Bewegungen sehr
selbstkritisch,6 waren sie – programmatisch in
jedem Falle – auf der Hut vor Erstarrung in einem
notwendig fluide zu haltenden Entwicklungsstrom
der Gesellschaft.

Szenarien, in denen sich Soziokultur als Motor von
Veränderungen erweisen konnte, mussten ihnen
also gelegen kommen – hatten sie doch selbst im
Zuge von Protestbewegungen zu einer kulturellen
„Neumöblierung der Stadt“ beigetragen und
neben den eher „bürgerlichen“ Kultureinrichtun-
gen der großen Selbstspiegelung (Theater, Oper)
oder der Erinnerung (Museen) Zentren der akti-
ven Gestaltung und politischen Bildung geschaffen
(Kommunikations- und Stadtteilzentren, später
Soziokulturelle Zentren). Auf diese Weise standen
sie an der Spitze gesellschaftlich notwendiger Ver-
änderungen und verkörperten eine neue Form von
Befähigungsstrategie. Die „Wende“ konnte folg-
lich zeigen, dass sie noch immer wussten, wie mit
Veränderung verantwortlich umzugehen sei und
welche Themen oder Organisationsformen auf die
Agenda eines demokratischen Ostdeutschlands
gehörten. Auch der Grad ihrer verbandlichen
Organisation war alles andere als komplex und
wandlungsunfähig.

Es begegneten sich also auf diesem Feld nach der
Wiedervereinigung mehrheitlich Akteure, für die
Kultur nicht in erster Linie durch die großen
Koordinaten der Geschichte und Politik vorgege-
ben, sondern zur demokratischen Ausgestaltung
vor Ort einfach gemacht werden sollte. Was sie
grundsätzlich unterschied, war freilich der jewei-
lige gesellschaftliche Hintergrund und ihre Sozia-
lisation. Es gab hier jedoch viel weniger Irritatio-
nen oder sie fielen ungleich harmloser aus als die
Auseinandersetzungen, die in anderen Arenen
der deutsch-deutschen Vereinigung ausgetragen
wurden. Vor allem waren die Biographien der
West-Akteure mehrheitlich so beschaffen und mit
der Durchsetzung selbstorganisierter Zentren
verwoben, dass sie die Ost-Akteure nicht mit
einem errungenen Status konfrontierten.7 Sozio-

kultur zu machen blieb auch für sie immer ein
Weg, nie nur die Verteidigung eines erreichten
Ziels, wenn viele von ihnen auch inzwischen in
festen Häusern arbeiteten. Die Vielfalt ostdeut-
scher Ansätze und Ausgangspunkte war insofern
nie ein Dilemma.

III. Alternative Kultur und
politische Anerkennung

Als vorteilhaft für die beiderseitige Arbeit an
einer gesamtdeutschen Soziokultur kann die
knapp vor der deutschen Einheit (im April 1990)
von der Bundesregierung beantwortete Große
Anfrage der SPD zur Bedeutung der Soziokultur
gewertet werden.8 Nicht nur, dass auf diese Weise
von der Bundesregierung höchstselbst eine recht
detaillierte Beschreibung des Wesens und der
Ziele von Soziokultur – und damit eine längst
überfällige Anerkennung – in den öffentlichen
Diskurs eingebracht wurde, vielmehr wies diese
Verlautbarung auch auf die mögliche Rolle der
Soziokultur bei den Veränderungen im künftigen
Ostteil des Landes hin: „Die politischen Verände-
rungen in der DDR eröffnen neue Chancen und
Wege der Zusammenarbeit auch im Kulturellen
Bereich. Angesichts der notwendigen Stärkung
einer dezentralen Kulturpolitik und soziokulturel-
len Arbeit ist die Bundesregierung bereit, durch
die Förderung besonderer Modelle zur Qualifizie-
rung und Beratung hierzu einen Beitrag zu leis-
ten.“9

Genau dies passierte schließlich auch und begüns-
tigte die Entstehung einer soziokulturellen Infra-
struktur im Osten. Förderpolitisch gab es schon
seit 1988 den aus Bundesmitteln gespeisten Fonds
Soziokultur, aus dem innovative, aber zeitlich
befristete Vorhaben (Projekte) unterstützt wurden
und werden. Für Ostdeutschland aber ist der
Oktober 1991 ein wichtiges Datum. Zu diesem
Zeitpunkt nämlich trafen sich im brandenburgi-
schen Künstlerheim „Bettina von Arnim“ mit
Unterstützung des Bundesministeriums des Innern
Expertinnen und Experten aus den alten und den
neuen Bundesländern, um über Zustand und
Zukunft der Soziokultur zu beraten. Ein Ergebnis

6 Vgl. Joachim Schulze, Soziokulturelle Zentren – Stadter-
neuerung von unten, Essen 1993.
7 Vgl. Albrecht Göschel, Die Ungleichzeitigkeit in der
Kultur. Wandel des Kulturbegriffs in vier Generationen, Es-

sen 1995: „Kultur als Suche nach einer Lebenswelt der Nähe
und gefühlsgetragenen Sozialbeziehungen. Es ist die Ge-
neration der um 1950 Geborenen, die in den 70er und 80er
Jahren die neuen Ansätze der Sozio- und Stadtteilkultur
trägt.“ (S. 78).
8 Vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage
der SPD vom 25. 4. 1990, BT-Drs. 11/6971.
9 Ebd., S. 2.
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dieser Beratung war die „Wiepersdorfer Erklä-
rung“,10 in der u. a eine Beschäftigungs- und Qua-
lifizierungsoffensive Soziokultur gefordert wurde.
Diese hatte nicht nur eine wichtige Signalwirkung
für die Förderpolitik der Bundesländer, sondern
nahm auch den Bund in seine bereits selbst einge-
räumte Pflicht. Im Freistaat Sachsen beispielsweise
wurde eine Legislaturperiode lang ein „Struktur-
förderprogramm Soziokultur“ aufgelegt, das vor
allem eine institutionelle Anschubfinanzierung
ermöglichen sollte. Gleichzeitig wurde aus diesem
Programm ein Modellprojekt des Bundesministeri-
ums für Forschung, Wissenschaft und Technologie
mitfinanziert, auf dessen Grundlage ein umfassen-
des Weiterbildungskonzept umgesetzt werden
konnte. Es hieß „Soziokultur-Management“ und
diente der komplexen Weiterbildung von Mitar-
beitern ganzer Einrichtungen. Entwickelt und
durchgeführt wurde diese Maßnahme vom zustän-
digen Landesverband (LAG Soziokultur Sachsen
e. V.) in Kooperation mit der Technischen Univer-
sität Dresden.11

Die von der Bundesregierung unter maßgeblicher
Zuarbeit der einschlägigen Kulturverbände aufge-
stellte „Definition“ fand in der Folge eine inflatio-
näre und variantenreiche Anwendung. Fast auf
den Wortlaut genau findet man sie in vielen ein-
schlägigen Förderrichtlinien wieder. Soziokultur
als „feste Größe im kulturellen Leben der Bundes-
republik Deutschland“ erkennt man demnach
etwa an ihrer sparten- und generationsübergreifen-
den kulturellen Arbeit mit sozialen Bezügen, die
kommunikationsfördernd wirken, sowie an ihrer
Verzahnung von Kultur-, Bildungs- und Sozialar-
beit vor allem im Bereich politisch und gesell-
schaftlich relevanter Themen. Mehr noch, Sozio-
kultur – so heißt es – erleichtere den Zugang zu
Kunst und Kultur für alle, beziehe die alltägliche
Lebenswelt mit ein und trage zur Ausdifferenzie-
rung der künstlerischen Praxis jenseits traditionel-
ler Institutionen bei. Allerdings unterstrich auch
die Bundesregierung den Experimentalcharakter
soziokultureller Arbeit und räumte ein, dass mög-
licherweise nicht jeder Beitrag von Bestand sein
könnte.12 Das Experiment konnte also auf hohem
und anerkanntem Niveau weitergehen, und Ost-
deutschland beteiligte sich sehr rasch an ihm.

IV. Entstehungsbedingungen
ostdeutscher Soziokultur

Die Bedingungen für die Akteure der neuen
Bundesländer, dem Transformationsprozess sozio-
kulturelle Einrichtungen abzugewinnen, standen
demzufolge günstig:

– Es gab bereits eine aus kritischen Milieus gene-
rierte und verstetigte Kulturarbeit, die als Struk-
turziel eines Umbaus der DDR-Breitenkultur gel-
ten konnte. Eine mit der Alt-Bundesrepublik
vergleichbare Zielgröße war ein wichtiges Krite-
rium für den Transformationserfolg und die
Durchsetzung legitimer Fördersegmente. Das
legte auch die strukturelle Anpassung der öffentli-
chen Verwaltung in den neuen Bundesländern und
die damit verbundene Dominanz westlichen Ver-
waltungspersonals nahe: Breitenkultur als Förder-
tatbestand wäre ungleich schwerer durchsetzbar
gewesen als die inzwischen etablierte Soziokultur.
Dass sich hinter identischen Begriffen keine iden-
tische Praxis verbergen muss, versteht sich dabei
von selbst.

– Es gab tatsächliche inhaltliche Entsprechungen
zwischen den Praxisfeldern Ost und West, die
frühzeitig einen produktiven Austausch und Dia-
log zwischen Soziokulturakteuren und „Struktur-
suchenden“ förderten. Einige Protagonisten der
ersten Stunde kamen selbst in den Osten, nahmen
entweder Schlüsselpositionen in der Verwaltung
ein oder gaben durch ihre Mitarbeit neuen sozio-
kulturellen Initiativen ihre Prägung. Dies setzte
nicht nur eine inhaltliche Debatte mit in Gang,
sondern förderte auch eine beschleunigte Struktur-
bildung. Entsprechend schnell gründeten sich Lan-
desverbände. Gab es in den alten Ländern zuerst
einen Bundesverband, dem nach und nach die Eta-
blierung von Landesverbänden folgte, so wuchsen
hier gleichsam organisch mit den neuen Ländern
auch die Verbände.13

– Schließlich gab es einen kulturpolitisch güns-
tigen Rahmen: Zumal der Soziokultur wurden
Potenzen beim demokratischen Aufbau Ost-
deutschlands zugewiesen. Der „Kulturartikel“
(Art. 35) im Einigungsvertrag sprach – zumindest
implizit – vom Erhalt einer kulturellen Substanz,
die sich auch am „weiten Kulturbegriff“ in Ost

10 Vgl. Bundesarbeitsgemeinschaft der Kulturkooperativen
und freien Gruppen u. a. (Hrsg.), Forderungen und Empfeh-
lungen für eine Strukturhilfe Soziokultur in den neuen und
alten Bundesländern, „Wiepersdorfer Erklärung“, Dortmund
u. a. 1992.
11 Vgl. Grit Hanneforth, Das Weiterbildungsangebot
„Soziokultur-Management“ in Sachsen. Ein Baustein für die
Zukunftsfähigkeit der Soziokultur, in: Informationsdienst
Soziokultur, Nr. 31, Essen 1997, S. 12 ff.
12 Vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Große An-
frage der SPD (Anm. 8), S. 1 f.

13 Außer in Berlin; Sachsen-Anhalt hat eine „gebrochene“
Verbandsgeschichte im Bereich Soziokultur: Der zunächst
gegründete Verband hatte keinen Bestand, im Herbst 2002
wurde ein neuer gegründet, der auch schon Mitglied der
Bundesvereinigung Soziokultureller Zentren e. V. ist.
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und West messen lassen müsse.14 Die neuen Län-
der haben das weitgehend erkannt und nach Maß-
gabe ihrer Möglichkeiten zumindest anfangs recht
viel für Substanzerhalt und Neubildung einer ent-
sprechenden Infrastruktur getan.

– Letztlich konnte inzwischen auch gezeigt wer-
den, dass den soziokulturellen Akteuren Ost durch
ihre biographischen Wege in der DDR und die Art
und Weise, wie sie in das Transformationsfeld
Soziokultur gerieten und dieses mitgestalteten, ein
„Aktivitätspotenzial“ zugeschrieben werden kann,
das sie den Protagonisten West schnell nahe
brachte. Ihnen ging es mehrheitlich nicht um ein
Festhalten, sondern um die „selbstinitiierte Neu-
auslegung der gesellschaftlichen Zustände“15. Die
Präferenzen dazu brachten sie aus der DDR und
ihrer Reibung an deren Bedingungen für das Kul-
turschaffen mit.

Das, was schließlich unter dem Begriff „Soziokul-
tur“ in Ostdeutschland zusammengefasst wurde,
ist wesentlich heterogener als die Praxis der alten
Bundesländer unter derselben Bezeichnung. Es ist
sicher richtig, wenn Norbert Sievers diesem Kon-
glomerat eine wichtige „Integrationsfunktion“
zuschreibt,16 die sowohl die Umstruktierung über-
kommener („gewendeter“) Einrichtungen ermög-
licht als auch Raum für neue, die gewonnene
Unabhängigkeit erprobende Initiativen bietet, die
wie einst die Protagonisten im Westen Industrie-
brachen oder alte Villen mit alternativem Geist
erfüllen. Diese Sonderfunktion kommt einer
neuen Bedeutungsebene des Begriffs „Soziokul-
tur“ gleich, die auch seine weitere Verwendung
bestimmen wird. Die Genese einer Praxis hat
immer entscheidende Auswirkungen auf die
Bedeutung des sie widerspiegelnden Begriffs; er
bricht auf in verschiedene Facetten.17

Besonderes hervorzuheben ist die für eine demo-
kratische Neuorientierung im Osten Deutschlands
wichtige Beobachtung, dass auch in der Soziokul-
tur die einst Marginalisierten entscheidende Bei-
träge für die Rückgewinnung eines selbst gestalte-
ten Gemeinwesens erbringen. Ich möchte dies an
einem Beispiel aus der Oberlausitz illustrieren:

Die Gemeinde Großhennersdorf mit etwa 1 600
Einwohnern, gelegen im sächsisch-polnisch-tsche-
chischen Dreiländereck, war in der DDR geprägt
von Landwirtschaft und Textilindustrie. Die peri-
phere Lage bestimmte die Gegend auch als Stand-
ort einer der großen Behinderteneinrichtungen
der DDR mit etwa 350 Insassen. Diese Einrich-
tung, die nicht zuletzt infolge kirchlicher Träger-
schaft ein Ort alternativer Beschäftigung wurde,
stellte für viele aus oppositionellen Zusammen-
hängen stammende Menschen eine letzte Bindung
an die DDR dar – eine letzte Zuflucht vor der
Ausreise. Nach der politischen Wende jedoch gin-
gen von diesen Menschen ganz zentrale Impulse
aus für die Gestaltung des Gemeinwesens, freilich
verbunden mit der Intention, das wiedergewon-
nene freie Leben mit öffentlichem Wirken zu ver-
quicken. Sie befassten sich mit Themen wie
Umwelt, interkultureller Begegnung oder politi-
scher Bildung, erwarben Immobilien, trugen zur
dörflichen Erneuerung von vernachlässigten
Objekten bei und schufen ein Netzwerk neuer
Kompetenzen, neuen Sinns, während die ur-
sprünglichen Gewerbezweige in die Bedeutungslo-
sigkeit sanken. Ganz nebenbei bezogen sie auch
die Behinderteneinrichtung in ihre Arbeit ein und
lösten sie aus ihrer einstigen gesellschaftlichen
Randlage.

Der Begriff „ Soziokultur“ ist erst später hinzu-
gekommen, er wurde zur Klammer einer Kul-
turpraxis, die ganz selbstverständlich aus der Erfah-
rungssituation der Akteure entstanden war.
Großhennersdorf wurde so zu einer „soziokulturel-
len Gemeinde“, getragen vom „Begegnungszentrum
im Dreieck e. V.“ und seinen Partnerinitiativen, die
gerade im Hinblick auf die EU-Osterweiterung eine
ganz zentrale und bisher weitgehend fehlende Basis-
arbeit der Verständigung aufbauen.

V. Wirkung ostdeutscher Soziokultur
und Bürgergesellschaft

Diese Etablierung der Soziokultur in Ostdeutsch-
land kommt einer kleinen, stillen Revolution
gleich, wenn auch gegenwärtig eine Kulturpolitik
um sich greift, die jene Erfolge offenbar nicht mehr
recht zu schätzen weiß.18 Dabei sind es Basis-
initiativen wie jene in Großhennersdorf, die ein
Leitbild zur Etablierung einer angemessenen För-
derpolitik abgeben sollten. Zwar geht Soziokultur
im Osten nicht vollständig in der neu entstandenen

14 Vgl. Waldemar Ritter, Kultur und Kulturpolitik im ver-
einigten Deutschland, hrsg. vom Deutschen Kulturrat, Kul-
turpolitik – Dokumente, Bd. 1, Bonn–Berlin 2000, S. 46.
15 Uta Karstein, Ferner Osten? Biographische Zugänge zur
ostdeutschen Soziokultur, Potsdam 2002, S. 118.
16 Vgl. Norbert Sievers, Soziokultur – eine Erfolgs-
geschichte? Anmerkungen zur programmatischen und fakti-
schen Positionsbestimmung, in: Handbuch KulturMana-
gement, Stuttgart u. a. 1996, S. 13.
17 Vgl. Tobias J. Knoblich, Stichwort „Soziokultur“, in:
Gerd Koch/Marianne Streisand (Hrsg.), Wörterbuch der
Theaterprädagogik, Milow–Berlin 2003.

18 Vgl. Tobias J. Knoblich, Kulturelle Substanz. Einigungs-
vertrag und gegenwärtige Kulturpolitik, in: Kulturpolitische
Mitteilungen, Nr. 99/2002, S. 35 ff.
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freien Kulturszene auf, doch hat sie bzw. haben ihre
Akteure einen erheblichen Beitrag zur Gestaltung
des Übergangs und zur Kompensation entstandener
Defizite geleistet. Darauf bezieht sich in bemer-
kenswerter Weise die Antwort auf die zweite Große
Anfrage in der Geschichte der Soziokultur, welche
die Bundesregierung im August 2000 gegeben hat.19

Darin werden die Auswirkungen der Soziokultur
auf den gesellschaftlichen Transformationsprozess
als erheblich eingeschätzt. Maßgeblich dafür sei der
„aus freiheitlichem und demokratischem Gedan-
kengut sowie dem Bestreben nach Selbstgestaltung
entwickelte Ansatz für die soziokulturelle Arbeit
und die Organisation der Einrichtungen“20.

De facto entstand eine breite Angebotspalette, die
in kultureller Hinsicht zu einem Abfedern von Pro-
blemen des Systemwechsels beitragen konnte. Im
Unterschied zu den zweifelsfrei einigungstaugli-
chen „bürgerlichen“ Kultureinrichtungen (Theater,
Museen etc.) leistete die Soziokultur einen großen
Beitrag zur Lösung der Probleme des Sozialrau-
mes, indem sie der schnell einsetzenden Verein-
zelung und „nachholenden Individualisierung“ mit
Hilfe des Aufbaus sozialer Netzwerke wieder
Ansätze von Gemeinschaft entgegensetze. Das gilt
insbesondere für die „generationsübergreifenden
Angebote . . . für Kinder, Jungendliche und Junger-
wachsene aller sozialen und gesellschaftlichen
Schichten“. Ihnen und all jenen, die sie als Orte
künstlerischer Betätigung oder gesellschaftspoliti-
scher Diskussionen im Kontext etwa der Friedens-
oder Umweltbewegung nutzten, gaben die sozio-
kulturellen Angebote in einer sich rasch wandeln-
den, schwierigen sozialen Wirklichkeit die Möglich-
keit, „sich zu Hause fühlen zu können“21.

So unterschiedlich diese Initiativen förderpolitisch
auch begleitet werden – im Grundsatz sind die
soziokulturellen Einrichtungen nach Einschätzung
der Bundesregierung voll in die kulturelle Infra-
struktur der neuen Länder integriert und finden
auch breite Akzeptanz in der Bevölkerung. Grund-
sätzlich ist in allen neuen Bundesländern eine För-
derung soziokultureller Vorhaben (ob projektbezo-
gen, investiv oder institutionell) auf Landesebene
vorgesehen. In der qualitativen Bewertung durch
die jeweiligen Landesregierungen wird deutlich,
dass der Soziokultur in Ostdeutschland eine erwei-
terte gesellschaftspolitische Bedeutung zugewiesen
wird. So betonen insbesondere das Land Branden-
burg und die Ostberliner Bezirke die Bedeutung
von Soziokultur für Jugendliche und deren aktive
Einbindung in kulturelle Zusammenhänge. Der

Anteil an Kinder- und Jugendkulturarbeit in sozio-
kulturellen Angeboten fällt in den Ostländern
nachweislich wesentlich höher aus,22 folglich auch
die Erwartung an die Übernahme bestimmter Auf-
gaben und die Erfüllung von Qualitätsstandards,
die durch das Kinder- und Jugendhilfegesetz
(KJHG) und die von den Landesjugendämtern her-
ausgegebenen Empfehlungen bestimmt werden.
Auch in Sachsen bilden jugendhilfliche Angebote
in soziokulturellen Einrichtungen ein ausgespro-
chen wichtiges Feld,23 das auf Verbandsebene von
einem Sozialpädagogen begleitet wird.

Diese spezifische Entwicklung und Anerkennung
der Soziokultur in Ostdeutschland zeigt aber auch,
dass bestimmte, in der DDR-Kulturpolitik und
-gesellschaft bewahrte Eigenschaften in neuer
Gestalt fortleben: etwa die protestantisch-preußi-
sche Tradition, nach der Kulturarbeit auch durch
die Indienstnahme für Zwecke der sozialen Prä-
vention legitimiert wird. Ungleich stärker als in
der Soziokultur West lebt die Soziokultur im
Osten von einem pädagogischen Impetus, so z. B.
in der Jugendkulturarbeit. Auch mag die Erfah-
rung eine Rolle gespielt haben, dass Kultur in
Zeiten großer politisch-gesellschaftlicher Brüche
immer als erstes Heilmittel in Anspruch genom-
men worden ist.

Und so gleicht die Inbesitznahme verwahrloster
Volkshäuser oder Werkshallen mit dem Zweck,
die eigene Entfaltung mit der Gesundung des
Gemeinwesens zu verbinden, jenen Nachkriegsbe-
mühungen in der Sowjetzone: „Ruinen, Waschhäu-
ser und Baracken . . . wurden wie in Berlin . . .
oder in der Gartenstadt Falkenberg mit dem
Volkshaus Bohnsdorf unmittelbar nach dem Krieg
zu ,Spielhäusern‘ oder Begegnungsstätten umge-
staltet. In Erinnerung an die kulturellen Traditio-
nen der Weimarer Republik und die Lebensre-
formbewegung nach 1900 knüpften sich in
kürzester Zeit Selbsthilfenetze. Der Hunger nach
geistigen Werten, entbehrte Möglichkeiten indivi-
dueller Selbsterfahrung und ein lange unterdrück-
ter Spieltrieb suchten nach Nahrung und Raum.“24

19 Vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Große An-
frage der CDU/CSU vom 24. August 2000, BT-Drs. 14/4020.
20 Ebd., S. 10.
21 Ebd., S. 10.

22 Die Bundesvereinigung Soziokultureller Zentren e. V.
mit Sitz in Potsdam führt seit 1992 entsprechende Be-
fragungen unter den Mitgliedseinrichtungen durch. Auf ihrer
Homepage (www.soziokultur.de) ist dazu ein allgemeiner
statistischer Überblick abgebildet, ländergenaue Daten kön-
nen bei den Landesverbänden oder der Bundesgeschäftsstelle
nachgefragt werden.
23 Vgl. LAG Soziokultur Sachsen e. V./Sächsisches Lan-
deszentrale für politische Bildung (Hrsg.), Soziokultur in
Sachsen. Ein gesellschaftliches Experimentierfeld, Dresden
1998, S. 153 ff., 195 ff.
24 Simone Hain, Die Salons der Sozialisten. Geschichte und
Gestalt der Kulturhäuser in der DDR, in: dies./Stephan
Stroux (Hrsg.), Die Salons der Sozialisten. Kulturhäuser in
der DDR, Berlin 1996, S. 107.
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Nun waren die Bedingungen nach 1989 nicht so
krass wie nach dem Kriege, doch wurden die brei-
tenkulturellen Einrichtungen den sich differenzie-
renden Bedürfnissen der DDR-Bevölkerung schon
lange nicht mehr gerecht. „Die Hauptentwicklung
der Kulturarbeit vollzog sich in den letzten beiden
Jahrzehnten der DDR jenseits der repräsentativen
Staatsbauten in viel informelleren Zusammenhän-
gen und eindeutig milieuzentriert.“25 Auch die
Klubs, die im Gegensatz zu Kulturhäusern klein-
teiligere Arbeit anboten, konnten nicht verhin-
dern, dass der Rückzug in den privaten Raum
zunahm. Man darf annehmen, dass dies nach dem
Zusammenbruch der DDR die Bündelung von
Interessen und die Nachhaltigkeit neuer Formen
der Selbstorganisation erheblich beförderte.

Folgt man Wolfgang Engler, dann hat die „arbei-
terliche Gesellschaft“26 auf dem Weg in eine neue
Zeit das erworbene Aufeinander-angewiesen-Sein
nicht verloren und reproduziert es möglicherweise
auch in dieser Form der bürgernahen Kulturarbeit,
die immer auch nach dem Zweck und den Resulta-
ten der gemeinsamen Mühe fragt, diese sehr ernst
nimmt und sich mit einem reinen Selbstzweck des
Unterfangens wohl kaum zufrieden geben würde.
In seiner zweiten Studie, welche den Weg der Ost-
deutschen über das Jahr 1989 hinaus weiterver-
folgt, schreibt Engler: „Noch immer bringt der
Osten Deutschlands Menschen hervor, die sich ihr
soziales Urteilsvermögen trotz aller in die ent-
gegengesetzte Richtung weisenden Tendenzen
bewahrt haben, die durch ihren Habitus und ihr
kulturelles Gedächtnis daran gehindert werden,
die soziale Welt einzig aus jener Position wahrzu-
nehmen und zu beurteilen, die sie selbst in ihr ein-
nehmen, die gar nicht anders können, als die ande-
ren zu ,sehen‘.“27

In der Soziokultur Ostdeutschlands ist viel von
diesem „sozialen Sinn“ aufgehoben, der auch so
etwas wie kulturelle Substanz verkörpert. Die
Fokus-Studie etwa für die Stadt Halle hat gezeigt,
dass es gerade die beteiligungsorientierte, auf
„verbesserte Partizipation sowie Selbstorganisa-
tion der Bürger“28 abhebende Kultur ist, welche
die Menschen für ihre Stadt einnimmt und ihnen
Zukunftsoptionen eröffnet. Auch wenn Wolfgang
Thierse immer wieder die Notwendigkeit der
höheren staatlichen Kulturfinanzierung im Osten
hervorhebt, betont er die Rolle bürgernaher Kul-
turarbeit, welche Zentren „intergenerationeller
Kulturvermittlung und der demokratischen Bür-
gergesellschaft“29 anbiete.

Studien über Bürgerengagement verweisen gern
auf die insbesondere in der Soziokultur aufgeho-
benen Ideen der Selbsthilfe und die hier gegebe-
nen Chancen, soziales Kapital zu nutzen,30 doch
parallel zu dieser positiven Charakterisierung wird
es gerade in Ostdeutschland immer schwerer, die
Basis- und Projektfinanzierung für derartige Ein-
richtungen und Initiativen sicherzustellen. Kultur-
und förderpolitisch angezeigt wäre unbedingt eine
Offensive zur Unterstützung dieser bürgennahen,
niedrigschwelligen Kulturarbeit, um Transformati-
onserfolge fortsetzen und Antworten auf aktuelle
gesellschaftliche Probleme entwickeln zu können.
Bürgerengagement in Ostdeutschland braucht ein
besonders stabiles Fundament.

25 Ebd., S. 146.
26 W. Engler (Anm. 1), S. 199.
27 Ders. (Anm. 2), S. 33.

28 Fokus-Institut Halle, Blitzlicht in Halle. Soziologisch-
empirische Studie, Halle 2002, S. 23.
29 Wolfgang Thierse, Kultur macht Sinn!, in: Hilmar Hoff-
mann/Wolfgang Schneider (Hrsg.), Kulturpolitik in der Ber-
liner Republik, Köln 2002, S. 24.
30 Vgl. Adalbert Evers/Ulrich Rauch/Uta Stitz, Bürger-
engagement – ein wesentlicher Bestandteil von Konzepten
für die Zukunftssicherung öffentlicher Dienstleistungen, in:
Rolf G. Heinze/Thomas Olk (Hrsg.), Bürgerengagement in
Deutschland. Bestandsaufnahme und Perspektiven, Opladen
2001.
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Yasemin Soysal

Kulturelle Standortbestimmung Europas

In der Diskussion über Europa und die europä-
ische Integration taucht regelmäßig die Frage der
Identität auf.1 Die Existenz einer europäischen
Identität hat der europäischen Integration und der
Idee eines vereinten Europas Berechtigung verlie-
hen. Unausgesprochen einem im Prinzip national-
staatlichen Modell folgend, wird in dieser Diskus-
sion eine gemeinsame europäische Identität und
ein kulturell verbundenes Europa als Vorausset-
zung für eine lebensfähige europäische Demokra-
tie betrachtet. In dieser Debatte werden aber fol-
gende Fragen nicht gestellt: Welche Art Identität
kann Europa bieten? Welche Art Identität wird im
europäischen öffentlichen Raum geschaffen oder
doch angestrebt? Was stellt die Grundlage dieser
Identität dar?

Im Folgenden soll vor allem untersucht werden,
wie Europa als eine Identitätskategorie in der
Erziehungs- und Bildungswelt geschaffen wird.2

Die wichtigsten Beispiele stammen aus Schulbü-
chern und Lehrplänen sowie öffentlichen Ver-
pflichtungen und diesbezüglichen Aktivitäten.3

Zwei spezifische Aspekte der Europäisierung von
Identität – oder der Entstehung der Kategorie
europäische Identität – stehen im Mittelpunkt: ihr
Inhalt und ihr Standort. Mit Inhalt ist das gemeint,
was europäische Identität ausmacht. Mit Standort
ist der öffentliche und soziale Raum beschrieben,
in dem die Europäisierung von Identität „pas-
siert“.

Was bestimmt europäische Identität?

Bei der Beschreibung von europäischer Identität
suchen die meisten Studien nach einer politischen
Identität der Europäischen Union vor allem inner-
halb der internationalen Arena – gegenüber ande-
ren politischen Einheiten oder Nationalstaaten –
in Zeiten, die geprägt sind durch alltägliche Sym-
bole der Eigenstaatlichkeit und der kulturellen
Kollektivität, wie beispielsweise Fahnen, Hymnen
oder Feiertage. Oder aber die europäische Identi-
tät wird im Bewusstsein, in den Gefühlen und
Wünschen des einzelnen Bürgers als Staatsbürger
gesucht, wie zum Beispiel bei den Eurobarometer-
Umfragen. Die allgemeine Hypothese lautet: Je
weiter die institutionelle Integration der EU mit
ihren Institutionen und Regierungsprinzipien fort-
schreitet, umso größer ist die Wahrscheinlichkeit
einer gemeinsamen Identität und Kultur, erkenn-
bar auf der Ebene des einzelnen Bürgers und ver-
mutlich nationale Identitäten ersetzend oder
zumindest relativierend.

Diese Identitätshaltungen – europäisch, national
oder regional – werden einander im Allgemeinen
gegenübergestellt und führen zu einer erhitzten
Debatte in öffentlichen und wissenschaftlichen
Kreisen. Alternativ werden nationale oder trans-
nationale Wege eingeschlagen, und es wird gefragt,
ob das eine über das andere dominiert oder es
einen linearen Übergang vom einen zum anderen
gibt. Doch derartige Formulierungen spalten Iden-
titäten unnötig. Untersuchungen zeigen, dass
durchaus unterschiedliche Identitätshaltungen
existieren, die sich jedoch nicht notwendigerweise
alternativ gegenüberstehen oder einander erset-
zen. Vielmehr wird die eine durch die andere
gedeutet und im Veränderungsprozess neu defi-
niert. Mit anderen Worten: Transnationale und
nationale Identitäten sollten als etwas gesehen
werden, das sich gegenseitig formt und neue Iden-
titätshaltungen sowie Gewohnheiten erzeugt.

In den Schulen wird gelehrt, Europa sei eine eher
unbestimmte Idee, mit zufälligen Grenzen und
nicht zwingend durch die Europäische Union
abgegrenzt. Seine Identität bestehe aus einer losen
Ansammlung bürgerlicher Ideale wie Demokratie,
Fortschritt, Gleichheit und Menschenrechte.
Damit repräsentiere Europa die „moderne Nor-

Übersetzung aus dem Englischen von Dr. Dagmar Schittly,
Bonn.
1 Dieser Beitrag basiert auf dem Projekt „Das Überdenken
nationalstaatlicher Identitäten in einem neuen Europa“, ge-
fördert von dem Programm „Ein Europa oder mehrere?“ des
Wirtschafts- und Sozialforschungsrats der EU sowie zusätz-
lichen Mitteln aus dem Fuller Bequest Fund, der Universität
Essex, dem Leverhulme Trust und der British Academy.
2 Identität wird hier als zu erklärende Kategorie ver-
standen, nicht als analytisch oder soziologisch aus sich selbst
heraus entstanden.
3 In dem Projekt wird die Neudefinition von Europa,
Nation und Staatsbürgerschaft in der politischen Bildung im
Verhältnis zur Konsolidierung Europas als transnationale
Einheit erläutert. Diese Untersuchung wird als eine natio-
nenübergreifende Längsschnittanalyse nationaler Lehrpläne
und Schulbücher weiterführender Schulen der Fächer Ge-
schichte und Staatsbürgerkunde durchgeführt. Die Daten-
reihe des Projekts entstammt Stichproben aus Geschichts-
und Staatsbürgerkundebüchern von vier Staaten (Deutsch-
land, Frankreich, Großbritannien und die Türkei) zu drei
Zeitpunkten – 1950, 1970 und 1990.
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mativität“ (oder „transnationale Normativität“).
Und seine Identität sei nicht ausschließend. Hin-
sichtlich dieser Definition gibt es quer durch die
europäischen Schulbücher eine große Überein-
stimmung.

Europa als Normativität meint einen anderen
Weg, Identität in einen Begriff zu fassen, als wir
dies normalerweise annehmen. Denn anders als
bei nationalen Kategorien von Identität findet
Europa seine Legitimität nicht primär in seiner
tief verwurzelten Geschichte oder in seinen histo-
rischen Kulturen und Territorien. Dieses neue
Europa ist zukunfts- und nicht vergangenheits-
orientiert. Ohne Zweifel glorifizieren Geschichts-
bücher die römischen, christlichen und sogar grie-
chischen Ursprünge Europas, aber diese werden
immer weniger unter nationalen Aspekten behan-
delt und immer mehr hinsichtlich universalisti-
scher Axiome. Entsprechend werden die universa-
listischen Grundsätze hervorgehoben, die Europa
zugeschrieben werden, unabhängig von der Tatsa-
che, dass die gleichen Grundsätze die Basis der
konfliktreichen und kriegsgeschüttelten Vergan-
genheit Europas waren. In neueren Schulbüchern
erscheint daher Europa als eine weitaus friedli-
chere Region, als die Geschichte lehrt. Aus histori-
scher Sicht wurde Europa mehr durch Konflikte
und Teilungen geprägt als durch Konsens und
Frieden; doch was nun, in Lehrbüchern, Europa
zusammenhält, ist eine Reihe bürgerlicher Ideale,
universalistischer Glaubenssätze und Prinzipien.

Das Problem mit solchen Formulierungen von
Identität ist aber, dass diese universalistischen
Grundsätze und Ideale nicht länger speziell
Europa oder seinen Mitgliedstaaten zugeordnet
werden können. Am Ende des 20. Jahrhunderts
gehören Menschenrechte, Demokratie, Fortschritt
und Gleichheit zur Modernität jeder Nation, selbst
wenn diese sich unterschiedlich organisieren und
sogar dabei scheitern, Modernität zu leben. Dies
macht es unmöglich, eine territorial und kulturell
gebundene Identität Europas zu bestimmen. Die-
ses Europa existiert nicht gegen seine „Anderen“.
Höchstens beim wirtschaftlichen Wettbewerb wer-
den Amerika und Asien zu Europas Anderen,
aber sie machen nicht notwendigerweise kulturell
Andere aus. Das Gleiche kann hinsichtlich des
Islam gesagt werden. Gemeinsam mit Nicht-Euro-
päern verteidigte Europa das moslemische Kosovo
und Bosnien gegen den undemokratischen jugosla-
wischen Staat. Ebenso sollte man sich an das
Bestreben der europäischen Regierungen nach
den Angriffen in New York erinnern, den „Krieg
gegen den Terrorismus“ von einem „Krieg gegen
den Islam“ zu unterscheiden. Trotz gegenteiliger
Versuche scheitert Europa dabei, sein kulturell

und symbolisch Anderes zu kreieren – richtiger-
und glücklicherweise.4

So mangelt es dem neuen Europa an Originalität,
einem Zustand des „Nationseins“, und seine Iden-
tität scheint keine Herausforderung für nationale
Identitäten zu sein. Schulbücher und Lehrpläne
bezeugen dies. Noch immer ist ein bedeutender
Teil des Geschichtsunterrichts in Schulen der
nationalen oder regionalen Geschichte gewidmet.
Aber die Lehrbücher stellen Nation und Identität
zunehmend in einen europäischen Kontext, und in
diesem Prozess wird die Nation neu interpretiert:
Wir beobachten zunehmend eine Normalisierung
nationaler Kanons und Mythen sowie Geschichts-
schreibungen von Nationen. Zum Beispiel werden
Ahnenstämme (germanische und gallische Stäm-
me, Normannen, Franken und Kelten) nicht in
heroischen, sondern in kulturellen Begriffen
beschrieben, durch Bilder eines idyllischen Dorfle-
bens, Gastfreundschaft und künstlerische Errun-
genschaften. Kreuzzüge werden nicht als heilige
Kriege und Eroberung dargestellt, sondern als
Möglichkeiten für kulturellen Austausch und das
gegenseitige Lernen unter vielfältigen Zivilisatio-
nen.

Die gleiche Normalisierung betrifft nationale Hel-
den. Über sie wird auf sachliche Weise gesprochen,
abseits von Charisma und mythischer Glorifizie-
rung. Jeanne d’Arc oder Bismarck werden mit sen-
timentaler Distanz behandelt und nicht als die Per-
sonifizierung eines glorreichen französischen oder
deutschen Moments beschworen, sondern als
gewöhnliche historische Gestalten, von denen sich
lernen lässt.

Ebenso wie die Nation werden auch regionale
Identitäten neu gesehen. Es gibt diverse Beispiele
in Lehrbüchern, wie regionale Besonderheiten als
mögliche Identitätshaltungen innerhalb eines
Europas der Regionen (z. B. Bayern, Baskenland,
Katalonien, Korsika, Schottland) auftauchen. In
französischen Geografie-Lehrbüchern z. B. ist zu
lesen, dass die europäische Integration die Organi-
sation des französischen Raumes verändert hat.
Innerhalb dieses neuen Raumes verliert etwa

4 Sicherlich gibt es Versuche, symbolisch Amerika als das
Andere zu definieren: bei der Bedeutung von Kultur (z. B.
der Widerstand gegenüber McDonalds durch die Förderung
der regionalen Küche), bei der Definition von Gerechtigkeit
(z. B. die Verurteilung der Todesstrafe und der Schuss-
waffenregelung), bei den Vorstellungen von sozialer Gleich-
heit (z. B. die Rolle von Staat vs. Markt bei der Sorge für die
soziale Gleichheit und den Lebensstandard). Hier kann Eu-
ropa, trotz all der bestehenden Varianten in den Mit-
gliedstaaten, eine Sache noch immer für sich reklamieren:
den Wohlfahrtsstaat und ein gewisses Verständnis des solida-
risch Sozialen. Jedoch wird dies zunehmend durch den Dis-
kurs über liberale Markttheorien untergraben, die derzeit von
den meisten europäischen Regierungen bevorzugt werden.
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Elsass-Lothringen seine im Rahmen der bisherigen
nationalen Vorstellung manchmal infrage gestellte
Existenz und wird zu einer Region im Herzen
Europas: reich, dynamisch und mit ermutigenden
Aussichten.5

Meine Analyse von Schulbüchern bezeugt auch
Abweichungen bei Projektionen und Formulierun-
gen von Identität. Während die „Idee“ von Europa
in schulischen Lehrplänen und -büchern anerkannt
und integriert ist, variiert ihre Aneignung hinsicht-
lich der Form. Abhängig von der Geschichte und
der institutionellen Ausrichtung des Erziehungssys-
tems Deutschlands erscheint Europa (und ebenso
seine Regionen) in deutschen Geschichtsbüchern
in der Schilderung seiner eigenen Geschichte und
Identität, während die Nation verschwindet. In
französischen Lehrbüchern wird die französische
Nation, historisch begriffen als ein abstraktes und
universalistisches Gebilde, mit Europa gleichge-
setzt. Mit anderen Worten: Europa wird franzö-
sisch. Die griechische Unzufriedenheit darüber,
die Ursprünge Europas in die Zeit von Charlema-
gne und des Heiligen Römischen Reichs zu datie-
ren, zeigt wiederum einen anderen historischen
Anspruch. Nie richtig in Europa zu Hause (letzt-
lich waren sie für das Römische Reich der
„Osten“, und ihre Stadtstaaten unterschieden zwi-
schen Bürgern und Barbaren und machten sie
daher ungeeignet für einen europäischen Grün-
dungsmythos), sind die Griechen darauf erpicht,
die hellenischen Anfänge Europas hervorzuheben.

So beherbergt Europa, wie in Schulbüchern darge-
stellt und in Bildungskreisen verstanden, mehrere
historische Geografien und vielfältige kulturelle
Bezüge. Europa bietet nationale und regionale
Identitäten sowie Zugehörigkeiten, jedoch nicht in
einer organischen, unabhängigen Weise, wie Wei-
ler6 in seinem multiplen Modell vorschlägt, weil
diese multiplen Teile eher willkürlich zusammen-
hängen: manchmal einander bestätigend, doch
häufig die Interpretation und Bedeutung des
anderen neu prägend. Europa ist aber auch nicht
historisch einzigartig und präzise, sodass ein zu-
sammenhängendes, homogenes Kollektiv-Modell
aufrechterhalten werden könnte.7 Wenn Schulbü-
cher und Bildungsdiskurse zunehmend überlap-
pende, auf vieles bezogene Identitäten proklamie-
ren – woran liegt es dann, dass diese Identitäten

bei politischen Debatten in Vergessenheit geraten?
Diese Überlegung führt zu einer zweiten Frage:
der kulturellen Standortbestimmung europäischer
Identität.

Wo findet europäische Identität statt?

Hinsichtlich der Bildungspolitik bietet die eher
weniger strukturierte und formalisierte Art dieses
Politikbereichs der EU (im Gegensatz zu Finanz-,
Wirtschafts- oder Sicherheitsthemen) eine Mög-
lichkeit für verschiedene Akteure, Initiativen
außerhalb der strengen intergouvernementalen
Verhandlungsstrukturen zu ergreifen. Bildung
bleibt eine vorrangige Angelegenheit der Mitglied-
staaten; sie war noch bis vor kurzem von der
supranationalen Politik nicht allzu sehr berührt.
Mit dem Vertrag von Maastricht erhielt die Bil-
dungspolitik ihre eigene Generaldirektion.8 Seit-
dem hat die Union verschiedene Bildungsinitiati-
ven entwickelt. Allerdings beschränkten sich diese
vielfach auf die Anerkennung von Abschlüssen,
die berufsbezogene Ausbildung, Kontakte zwi-
schen Bildungseinrichtungen sowie auf Austausch-
und Sprachunterrichtsprogramme. Die Entwick-
lung und der Inhalt von Lehrplänen werden noch
immer hartnäckig durch die Nationalstaaten über-
wacht, trotz der EU-Resolutionen zu „europä-
ischen Inhalten/der europäischen Dimension“ in
schulischen Lehrplänen. Wissenschaftler kritisie-
ren, dass die Versuche der Kommission, die Bil-
dung zu europäisieren, begrenzt bleiben und nicht
wirksam sind.9

Dennoch gibt es auf der europäischen Ebene eine
enorme Aktivität, die in ihrer Gesamtheit zur
Schaffung eines affektiven „Europäischseins“ im
Bildungsbereich beiträgt: Netzwerke und Interes-
sengruppen, Lehrervereinigungen und -verbände,
zumeist unter der Schirmherrschaft von UNESCO,
Europarat und anderen inter- und transnationalen
Organen. Darüber hinaus gibt es eine wachsende
Zahl von beratenden Komitees, die sich aus wis-
senschaftlichen Experten und Technokraten
zusammensetzen, welche die Regierungspolitik
über verschiedene Kanäle beeinflussen. Ihre Akti-
vitäten werden durch europäische Netzwerke
sowohl organisatorisch als auch symbolisch ausge-
weitet; sie erleichtern ein Klima des „Europäisch-

5 Dies ist für Frankreich bemerkenswert, da hier Regionen
immer zugunsten des Zentrums schwächer sind, im Gegen-
satz zu Deutschland oder Spanien, wo die regionale Vielfalt
aufgrund der föderalistischen Strukturen gewollt ist.
6 Vgl. J. H. H. Weiler, The constitution of Europe, Cam-
bridge 1999.
7 „Fuzzy Statehood“ lautet der Titel eines Forschungspro-
jekts zur Europäischen Integration in Mittel- und Osteuropa.
Vgl. www.bham.ac.uk/crees/statehood.

8 Generaldirektion XXII für Bildung und Kultur.
9 Vgl. T. Theiler, The European Union and the ’European
Dimension‘ in Schools: Theory and Evidence, in: European
Integration, 21 (1999), S. 307–341, für eine umfassende Un-
tersuchung der EU-Aktivitäten auf dem Gebiet der Bildung.

37 Aus Politik und Zeitgeschichte B 12 / 2003



seins“ sowie die Förderung europäischer Bildung
und Werte.

Zu den wichtigsten Aktivitäten gehören die Tätig-
keiten internationaler Komitees und Organisa-
tionen, die sich an der Überarbeitung von Ge-
schichtslehrbüchern beteiligen und umstrittene
Geschichtsdarstellungen korrigieren. Verschiedene
solcher Initiativen lassen sich aufzählen, zum Bei-
spiel das gemeinsame Komitee von Deutschland,
Frankreich, Polen, der Tschechischen Republik
und zuletzt von Griechenland und der Türkei.
Diese Komitees arbeiten daran, die Lerninhalte
über die historischen Beziehungen zwischen Nach-
barstaaten aufeinander abzustimmen, umstrittene
Geschichtsdarstellungen zu überarbeiten und eine
Annäherung zwischen „ehemaligen Feinden“ her-
beizuführen. Die Vereinigung europäischer Ge-
schichtslehrer organisiert Workshops, um die Dar-
stellung umstrittener historischer Ereignisse und
Persönlichkeiten der europäischen Geschichte zu
debattieren. Das Problem von Kompromissen ist
allerdings die Vermeidung von Konflikten: Bei sol-
chen Konferenzen wurden die Wikinger von rohen
Kriegern nun zu beherzten Händlern, die weite
Strecken zurücklegten. Spanische, niederländische,
portugiesische und englische Geschichtslehrer
kamen in Toledo zusammen und diskutierten die
„kontroverse Persönlichkeit“ Philipps II. und
seine Zeit – und formten sein Vermächtnis um zu
einem, das eher im Fortschritt in Kunst und Litera-
tur liegt als in der gewaltsamen Verwurzelung des
Katholizismus in Europa. Dies alles sind Bemü-
hungen, um die „einzigartigen nationalen Helden
und Feinde“ zu rehabilitieren sowie ein europä-
isches Erbe neu zu schaffen, das nicht aus Kriegen
und Konflikten besteht, sondern aus einer positi-
ven gemeinsamen Vergangenheit.

Eine andere wirksame Form, ein affektives „Euro-
päischsein“ zu schaffen, ist die Etablierung von
europäischen Bildungsstatistiken, die sozial und
politisch einen Bildungsraum umfassen. Diese Sta-
tistiken machen abstrakte Vorstellungen vom euro-
päischen Raum „greifbar“, indem eine gemeinsame
Sprache geschaffen und formale Wege des Verste-
hens und der Erfolgsmessung für ganz Europa stan-
dardisiert werden.10

Alle diese Versuche, bisherige Geschichtsdarstel-
lungen zu überdenken und standardisierte, allge-
meine Messverfahren zu schaffen, sind der Auftakt
zu einer koordinierten Entwicklung von Unter-
richt und Lehrplänen sowie zu gemeinsamen Bil-
dungszielen und -ergebnissen. Dies sind Bewegun-
gen in Richtung dessen, was Laura Cram vielleicht
zu kritisch als die Banalisierung Europas bezeich-
net – ein Europa, das „Teil der alltäglichen Routi-
ne“11 wird, Europa als Selbstverständlichkeit, als
tägliche Realität.

Genau hier aber geschieht die gewünschte Euro-
päisierung (die Schaffung Europas, wenn man so
will) und entwickelt sich der europäische Raum:
hauptsächlich außerhalb intergouvernementaler
Strukturen und formaler EU-Institutionen, durch
informelle institutionelle Prozesse, zumal im Er-
ziehungs- und Bildungsbereich.

Zugegebenermaßen beruhen die hier vorgebrach-
ten Argumente auf einer bestimmten Darstellung
Europas, wie sie in Schulbüchern und Lehrplänen
sowie in Bildungskreisen praktiziert wird. Diese
Schilderung Europas mag als begrenzt und einge-
schränkt kritisiert werden. Aber Schulbücher und
Lehrpläne sind nicht als Texte selbst wichtig, son-
dern wegen der sozialen und politischen Debatten,
Kämpfe und Orientierungen, die dahinter stehen.
Schulbücher und Lehrpläne spiegeln die offiziellen
und kodifizierten Sichtweisen Europas wider, doch
diese sind auch zunehmend Produkte der Arbeit
eines effektiven Netzwerks von Akteuren, die sich
intensiv am Diskurs über Europa beteiligen.
Durch ihre Aktivitäten wird die Wahrnehmung,
das Bild Europas ständig anders betrachtet, revi-
diert und neu vermessen.

Europa ist ein strittiges und unfertiges Projekt,
offen für Modifikationen und neue Entwicklun-
gen. Doch was noch wichtiger ist: Es sollte niemals
mit einer schlüssigen und einheitlichen Darstel-
lung enden. Denn nur in dieser Art Europa (und
der Art von pluraler Identität, die es ermöglicht)
finden sowohl der Osten und der Westen als auch
der Süden und der Norden ihren Platz und werden
somit Bestandteil eines vielfältigen kulturellen
Europas.

10 Vgl. C. Shore, Building Europa: The Cultural Politics of
European Integration, Routledge 2000.

11 L. Cram, Imagining the Union: the Case of Banal Euro-
peanism?, in: H. Wallace (Hrsg.), Whose Europe: Interlo-
cking Dimension of European Integration, London 2001.
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Michael Haller Essay
Politisierung des Kulturellen?
Zum Funktionswandel des Kulturjournalismus
in der Mediengesellschaft
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/2003, S. 3–5

� Seit Beginn der neunziger Jahre hat sich das Feuilleton
der meinungsführenden Presse dramatisch verändert: Aus
der um Kulturpolitik und Kulturkritik zentrierten Thematik
wurde ein Ressort für die Grundwertediskussion. Annä-
hernd jedes Thema, dem die Feuilletonisten gesellschaftspo-
litische Relevanz zusprechen, wird im Feuilleton abgehan-
delt, mitunter kontrovers zur politischen Linie des Hauses.
Dieser für das Nachkriegsdeutschland neue Trend hat seinen
Vorläufer im Feuilletonjournalismus des 19. Jahrhunderts,
als „unter dem Strich“ und kaum bemerkt von der Staats-
zensur politisiert wurde. Doch im Unterschied zu früheren
Zeiten geht es heute nicht um Sozialkritik und den Entwurf
von Utopien, sondern um gesellschaftliche Selbstverständi-
gung: Die sich über ihre Medien selbst steuernde Zivilgesell-
schaft muss den gesellschaftlichen Wertekonsens täglich
aufs Neue erzeugen und sichern. Dies genau ist die aktuelle
Aufgabe der vom Feuilleton betriebenen Kulturkritik. Sie
hat die klassische Option der Kulturpolitik abgelöst.

Oliver Scheytt
Künste und kulturelle Bildung als Kraftfelder
der Kulturpolitik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12 / 2003, S. 6–14

� Kulturpolitik muss Position beziehen, denn erst wenn
Positionen und Ziele geklärt sind, können wir uns orientie-
ren. Kulturpolitik muss die (neuen) Inhalte und Produktions-
weisen der Künste und kulturellen Bildung reflektieren. Dies
ist für die Begründung ihres öffentlichen Auftrages konstitu-
tiv. Der öffentliche Auftrag muss für jeden Kulturbereich
gesondert herausgearbeitet werden. Kulturpolitik folgt dem
Leitbild des „aktivierenden Staates“, setzt auf bürgerschaft-
liches Engagement und Verantwortungspartnerschaft auch
mit der Wirtschaft. Der öffentliche Auftrag von Kulturpolitik
ist in diesen Zusammenhang eingebettet, kann jedoch von
der Bürgergesellschaft allein nicht gewährleistet werden.
Die kulturelle Grundversorgung ist durch Staat und Kom-
munen zu garantieren. Plädiert wird für eine kulturpolitische
Offensive, die – von „Kulturpolitik als Gesellschaftspolitik“
grundlegend begründet – die Kraftfelder „Kunst“ und „kul-
turelle Bildung“ stärkt.

Max Fuchs
Kulturpolitik in Zeiten der Globalisierung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/2003, S. 15–20

� Kulturpolitik als Gesellschaftspolitik muss sich aktuell
nicht nur mit der Frage auseinander setzen, welche Folgen
die Globalisierung für die Kultur hat. Sie muss auch darüber
nachdenken, welche Gestaltungsmöglichkeiten sich natio-
nal und international ergeben. Neben der nach wie vor not-
wendigen öffentlichen Kulturförderung scheint daher eine
internationale Initiative aussichtsreich zu sein, welche die
Entwicklung leistungsfähiger nationaler Kulturwirtschaften
fördert und unterstützt. Allerdings ist es notwendig, dass
mehr als bisher über die individuellen und gesellschaftlichen
Wirkungen kultureller Angebote nachgedacht wird.

Michael Opielka
Kunst und Kultur im Wohlfahrtsstaat
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/2003, S. 21–27

� Die Begründung von Staatsgeldern für Kunst und Kultur
ist bislang theoretisch wenig geklärt. Dabei existieren zwei
Denkfiguren, die entschiedener und mit Erfolg auf die
Begründung von Kulturpolitik angewendet werden könn-
ten: das Verhältnis von öffentlichen und privaten Gütern
einerseits, von investiven und konsumtiven (Staats-)Ausga-
ben andererseits. Beide Verhältnisbestimmungen sind in der
gegenwärtigen kulturpolitischen Diskussion im Fluss. Wer-
den sie genauer untersucht, dann wird nicht nur die Ästhe-
tisierung unserer Wirklichkeit, sondern auch die wohlfahrts-
staatliche Bestimmung von Kunst und Kultur deutlich.
Letztere ist nicht unproblematisch, und deshalb soll ein Weg
skizziert werden, der den Wohlfahrtsstaat als Kulturstaat
in die Verantwortung nimmt und zugleich einen Beitrag
zur Entstaatlichung leistet, um beides zu realisieren: die
Individualität der Kunst und die Gemeinschaftsbildung
der Kultur.

Tobias J. Knoblich
Soziokultur in Ostdeutschland
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/2003, S. 28–34

� Die Entwicklung der kulturellen Infrastruktur in Ost-
deutschland seit 1990 wird vor allem durch die Forderung
nach Substanzerhalt bestimmt. Darin kommt eine gleich-
sam überzeitliche Gültigkeit von Kultureinrichtungen und
Wirkungsabsichten zum Ausdruck, die u. a. die Frage pro-
voziert, wie die Entwicklung bürgernaher Kulturpraxis gelin-
gen konnte. Auf diesem Gebiet begegneten sich nach der
Wende Einrichtungen und Akteure aus Ost und West, die
zunächst schwer vergleichbar schienen und sich dennoch
aufeinander bezogen. Am Beispiel der Etablierung der
Soziokultur in Ostdeutschland kann gezeigt werden, dass
die kulturelle Wiedervereinigung Deutschlands eine starke
Hinwendung zu kleinteiliger Kulturarbeit erfordert. Die
Rede von der ungeteilt gebliebenen Kulturnation verdeckt
häufig den tatsächlichen Bedarf an Unterstützung und stellt
die stillen Revolutionen der Annäherung und Umdeutung in
vielen soziokulturellen Aktivitäten in den Schatten. Sozio-
kultur Ost als Klammer „gewendeter“ Einrichtungen und
neuer Initiativen kann insofern als Erfolgsgeschichte
beschrieben werden, die wesentlich von der ostdeutschen
Mentalität mitgetragen wird.

Yasemin Soysal
Kulturelle Standortbestimmung Europas
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/2003, S. 35–38

� Damit Europa zusammenwächst, zu einer eigenen Identi-
tät findet – die auch aus einer Vielzahl von Identitäten
bestehen kann –, bedarf es eines intensiven Austauschs zwi-
schen den europäischen Nationalstaaten vor allem im Bil-
dungsbereich. Weniger in einer gemeinsamen Wirtschafts-
oder Finanzpolitik, sondern in der gewollten Pluralität des
kulturellen Selbstverständnisses kann so etwas wie ein
affektives „Europäischsein“ geschaffen werden. Dement-
sprechende Aktivitäten, etwa bei den Diskussionen über
Inhalte von Schulgeschichtsbüchern, werden vorgestellt.
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